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Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik
und mit
Wirtschafts- und
Umweltfragen
zu tun hat,
der braucht die

Bayerische
Gemeindezeitung

als umfassende
Informationsquelle
für Kommunalpolitiker
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Konsequenzen einer
alternden Gesellschaft
Bei der Verbandstagung der bayerischen Be-
zirke wies der Präsident darauf hin, dass 
ein Altern in Würde „Auftrag
und Verpflichtung“ ist. Seite 2

Manfred Hölzlein:

Chancenreiche Nutzung
nachwachsender Rohstoffe
Mit Stolz verweist der Geschäftsführer von
erdgas schwaben darauf, die Partnerschaft
mit den Kommunen erfolg-
reich ausgebaut zu haben. Seite 8

Klaus-Peter Dietmayer:

Europäische Union 
in der Denkpause
Nach Ansicht des Altbezirkstagspräsidenten
liegen die Mitgliedsländer unter anderem 
bei der Frage der Verfassung
noch weit auseinander. Seite 3

Dr. Georg Simnacher:

Stichwort Integration: Ein
friedliches Zusammenleben
in den kleinen Einheiten
steht beim Bürgermeister
ganz oben auf der Prioritä-
tenliste. Alle sollen sich ent-
falten und wohlfühlen kön-
nen. Eines aber ist klar: Den
Takt gibt die Mehrheit vor,
die alle gerne zum Mitma-
chen einlädt. Seite 19

Regensburg ist Weltkulturerbe
Nach jahrelangen Bemühungen ist das mittelalterliche Zentrum
von Regensburg von der Unesco als Weltkulturerbe anerkannt
worden. Mit der am 13. Juli vom Unesco-Welterbekomitee im li-
tauischen Vilnius getroffenen Entscheidung würden die Anstren-
gungen der oberpfälzischen Stadt zum Schutz ihrer Denkmäler
gewürdigt, sagte ein Sprecher der UN-Kulturorganisation.

In Bayern löste die Entschei-
dung Jubel aus. „Die Anerken-
nung als Weltkulturerbe ist ein
großartiger Erfolg für die ganze
Stadt“, erklärte Ministerpräsi-
dent Edmund Stoiber. Insgesamt
nahm die Unesco zehn neue
Stätten in die Liste auf. 

Verdiente Auszeichnung

Die einstige Reichsstadt Re-
gensburg hat das größte zusam-
menhängende mittelalterliche
Zentrum Deutschlands. Regens-
burg war vom 11. bis zum 13.
Jahrhundert herausragende kon-
tinentale Handelsstadt und das
einzige politische Zentrum des
Heiligen Römischen Reiches
deutscher Nation. Besonders die
mehr als 800 Jahre alte Steinerne
Brücke, der gotische Dom und
die Fülle an Baudenkmälern - es

gibt etwa 1400 denkmalge-
schützte Bauten - dienten als Be-
gründung für die Bewerbung.
Bayerns Kultusminister Thomas
Goppel nannte die Entscheidung
eine „verdiente und große Aus-
zeichnung“. Die Anstrengungen
hätten sich gelohnt. 

Großes Kompliment

Deutschland verfügt nun über
32 Stätten auf der Welterbeliste.
Oberbürgermeister Hans Schai-
dinger gab überglücklich seiner
Freude Ausdruck: „Die Aufnah-
me in die UNESCO-Liste des
Welterbes ist für Regensburg ein
großes Kompliment, um das viele
Städte kämpfen. Es ist aber auch
eine Bestätigung dessen, woran
wir alle geglaubt haben: Unsere
Stadt ist etwas Besonderes und
wir können mit Recht stolz sein.“ 

Die internationale Bekanntheit
Regensburgs wird durch das Prä-
dikat stark zunehmen und Men-
schen aus aller Welt auf das neue
Welterbe aufmerksam machen.
Nicht zu bewältigende Touri-
stenströme werde es dennoch
nicht geben, erläuterte der Ober-
bürgermeister. Vielmehr werden
sich Struktur und Qualität des
Tourismus verändern. „Regens-
burg wollte diese Auszeichnung
nicht, um die Besucherzahlen zu
steigern. Wichtig war für uns,
den kulturellen Reichtum und
die historische Bedeutung unse-
rer Stadt in einem angemessenen
und adäquaten Rahmen zu wis-
sen“, so Schaidinger. 

Brücke zwischen alt und neu

Die Brücke zwischen alt und
neu hat Regensburg schon lange
geschlagen und auch weiterhin
soll dies das Credo der frischge-
backenen UNESCO-Stadt blei-
ben: „Das Prädikat Welterbe
heißt für Regensburg nicht, die
Altstadt unter eine imaginäre
Glaskuppel zu stellen. Für Re-
gensburg wird es weiterhin
wichtig sein, neues Leben auf hi-
storischem Boden zuzulassen“,
betonte der Rathauschef.       DK

CSU-Generalsekretär Dr. Markus Söder, KPV- Landesvorsitzender Landrat Luitpold Braun und
KPV-Geschäftsführer Florian Hahn.

Die von den Römern gegründete Donaustadt ist reich an Bau-
denkmälern. Prägende Elemente der Stadtsilhouette sind der goti-
sche Dom und die mehr als 800 Jahre alte Steinerne Brücke. 

KPV-Mandatsträgerkonferenz Süd in Gaimersheim:

Blickpunkt 
Kommunalwahl

Sehr deutlich wirft das Kommunalwahljahr 2008 seine
Schatten voraus. Im Rahmen der KPV-Mandatsträger-
konferenz Süd in Gaimersheim bei Ingolstadt erläuter-
ten KPV-Landesvorsitzender Luitpold Braun und CSU-
Generalsekretär Dr. Markus Söder im regen Gespräch
mit den Delegierten gangbare Wege, „Politik aus einem
Guss“ zu gestalten. 

„Es gilt, alle Möglichkeiten
für 2008 auszuschöpfen!“ appel-
lierte Luitpold Braun an die zahl-
reich versammelten Mandatsträ-
ger. Neben den Fachseminaren
der Hanns-Seidel-Stiftung werde
die CSU wie bereits 2002 auch

eigene Seminare zur Kandida-
tenschulung anbieten. Dies habe
sich in der Vergangenheit be-
währt. Dagegen müsse mit der
Präsentation von Werbemitteln
dieses Mal eher begonnen wer-
den, um Kandidaten die Mög-
lichkeit zu geben, ihre persönli-
chen Vorstellungen frühzeitig
einzubringen. 

Kandidatenbörse

Gut angenommen werde die
Kandidatenbörse der KPV, fuhr
Braun fort. Bislang habe diese
rund 30 Bewerber „allesamt
interessante Leute“ hervorge-
bracht. Betrachte man sich allein
die lange Liste von (Ober-)Bür-
germeistern im Land, so treffe
man auf genügend Fälle, „in de-
nen die Bewerber von auswärts
kamen bzw. nicht in die örtliche
Kommunalpolitik involviert wa-
ren und dennoch gute Erfolge er-
zielten“. Exemplarisch stünden
hierfür Augsburg, Bad Reichen-
hall oder auch Lindau. „Solche
Chancen müssen wir nutzen“,
betonte Braun und fügte hinzu:
„Je geringer die Zahl der
Stammwähler am Ort wird, um-
so größer ist die Chance für ei-
nen Auswärtigen.“ 

Rückhalt der
Staatsregierung 

Grundsätzlich könne sich die
Kommunalpolitik der CSU des
Rückhalts der Staatsregierung
und der Landtagsfraktion gewiss
sein, sagte der KPV-Landesvor-
sitzende. Man habe in der Ver-
gangenheit eine gute Basis er-
reicht; dies gelte im besonderen
für die sehr ergebnisorientierten
Gespräche zum kommunalen Fi-
nanzausgleich. 

Brauns Fazit: „Es kommt dar-
auf an, dass wir Gemeinden,
Landkreise und damit auch die 

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerischer Städtetag 2006 in Kulmbach:

Jugend zwischen
Schule und Beruf

Der zwischen der Bundesregierung und der Wirtschaft
2004 geschlossene Ausbildungspakt hat sein Ziel nach Ein-
schätzung des Bayerischen Städtetags nicht erreicht. Wie
der Städtetagsvorsitzende, Regensburgs OB Hans Schai-
dinger, bei der Jahrestagung in Kulmbach vor rund 300
Kommunalpolitikern berichtete, fehlten im Freistaat mehr
als 30.000 Lehrstellen für Schulabgänger.

Rund 20 Prozent der Haupt-
schulabsolventen haben nicht die
von der Wirtschaft geforderte
Ausbildungsreife. Nur einem
Viertel der jungen Menschen,
die die Hauptschule abschließen,
gelingt es, einen Ausbildungs-
platz zu bekommen. 

Prekäre Perspektive

Ein Zehntel der jungen Men-
schen bleibt auf Dauer ohne
Ausbildung bzw. Arbeit. Diese
düstere Situation veranlasste den
Bayerischen Städtetag, das The-
ma „Jugend zwischen Schule
und Beruf“ in den Mittelpunkt
der Verbandsversammlung zu
stellen. 

Gründe für diese prekäre Zu-
kunftsperspektive junger Men-
schen sind Schaidinger zufolge
die abnehmende Erziehungs-
kompetenz der Eltern, fehlende 

(Fortsetzung auf Seite 4)

Weirather regiert
das Unterallgäu
Zum Nachfolger des aus

gesundheitlichen Gründen
zurückgetretenen bisherigen
Unterallgäuer Landrats Her-
mann Haisch wurde der Ver-
treter der Freien Wähler,
Hans-Joachim Weirather, be-
stimmt. Er setzte sich gegen
weitere drei Kandidaten mit
53,9 Prozent der Stimmen
durch. Die Wahlbeteiligung
lag bei 42,8 Prozent. 

In der Bayerwald-Gemein-
de Frauenau wurde der SPD-
Kandidat Herbert Schreiner
zum neuen Bürgermeister ge-
wählt. Auf den Polizeibeam-
ten, der bereits seit mehreren
Jahren als Stellvertreter fun-
gierte, entfielen 70,2 Prozent
der abgegebenen Stimmen.
Wegen anhaltender gesund-
heitlicher Probleme war Amts-
inhaber Stadler (SPD) vom
Gemeinderat zwangspensio-
niert worden. In Büchlberg,
Landkreis Passau, ist Bürger-
meister Norbert Marold von
den Freien Wählern in sei-
nem Amt bestätigt worden.
Der 51-Jährige erhielt 98,85
Prozent der Stimmen. Er war
der einzige Kandidat. Die
Wahlbeteiligung lag bei 39,4
Prozent. In Icking, wo sich
sechs Kandidaten um den Po-
sten des Rathauschefs bewor-
ben hatten, kommt es am 23.
Juli zur Stichwahl.             DK

OB Hans Schaidinger.       
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Johann Kastenmüller
85617 Aßling

am 4.8.

Bürgermeisterin Christa Lechner
86681 Fünfstetten

am 28.7.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Anton Reichl

93348 Kirchdorf
am 5.8.

Bürgermeister Josef Zilbauer
92648 Vohenstrauß

am 27.7.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin

Marianne Krohnen
63826 Geiselbach

am 1.8.

Bürgermeister Wolfgang Back
97708 Bad Bocklet

am 5.8.

Bürgermeister Edwin Mahr
96191 Viereth-Trunstadt

am 7.8.

Bürgermeisterin
Anna-Maria Wöhl
91590 Bruckberg

am 29.7.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Bruno Kellner

96179 Rattelsdorf
am 1.8.

Bürgermeister Quirin Krötz jun.
86935 Rott

am 2.8.

Bürgermeister
Karl-Heinz Escher

91287 Plech
am 29.7.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Jan Neusiedl

82031 Grünwald
am 6.8.

Bürgermeister Daniel Sporer
84109 Wörth a. d. Isar

am 27.7.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister Martin Behringer

94169 Thurmansbang
am 25.7.

Wir gratulieren

Verbandsversammlung der bayerischen Bezirke in Erlangen:

Konsequenzen einer
alternden Gesellschaft 

Unter dem Motto „Soziale Folgen der alternden Gesellschaft
- Herausforderung für die Bezirke“ traf sich der Verband
der bayerischen Bezirke in Erlangen zu seiner Jahrestagung.
Präsident Manfred Hölzlein wies dabei darauf hin, dass ein
Altern in Würde für die bayerischen Bezirke „Auftrag und
Verpflichtung“ ist.

„Auch wenn wir die Notwen-
digkeit einzusparen, wo immer
dies möglich ist, erkennen und
bejahen, sagen wir auch, dass wir
nicht alles nur am Preis ausrich-
ten dürfen“, bemerkte Hölzlein.
Da das Risiko, im Alter auf die
Hilfe anderer angewiesen zu
sein, mit den Jahren ansteige,
müsse das Angebot an Heim-,
Wohn- und Betreuungsplätzen in
Zukunft schon deshalb ausgebaut
werden, weil erstmals seit Ende
des Zweiten Weltkriegs eine Ge-
neration von Behinderten in das
Rentenalter eintrete und weiter-
hin der Betreuung bedürfe. 

Gastgeber Bartsch

Mittelfrankens Bezirkstagsprä-
sident Richard Bartsch unter-
mauerte als Gastgeber der Ver-
bandsversammlung den An-
spruch der dritten kommunalen
Ebene in Bayern, Partner und
Ansprechpartner all jener im
Freistaat zu sein, die sich mit den
Folgen des Alterungsprozesses in
der Gesellschaft auseinanderset-
zen. Allein in Mittelfranken gebe
es heute 219 Pflegeeinrichtungen
mit über 15.000 Pflegeplätzen.
Als überörtlicher Sozialhilfeträ-
ger habe der Bezirk dabei im
Rahmen der Hilfe zur Pflege be-
reits 3.825 Fälle zu betreuen. Im
aktuellen Bezirksetat seien hier-
für 85,5 Millionen Euro einge-
stellt. Bartsch zufolge erhalten in
Bayern rund 32.000 behinderte
oder von Behinderung bedrohte

Menschen stationäre Leistungen
der Eingliederungshilfe. Davon
hätten rund 14.000 eine Einstu-
fung in der Pflegeversicherung.
Über 2.000 Betroffene seien zu-
dem bereits über 65 Jahre alt. 

Gigantische Aufgaben

Der Bezirkstagspräsident rich-
tete an die Verbandsversamm-
lung den Appell, sowohl die am-
bulante und stationäre Eingliede-
rungshilfe als auch die Hilfe zur
Pflege dauerhaft bei den Bezir-
ken anzusiedeln. Die Aufgaben
in diesen Bereichen seien in den
kommenden Jahren derart „gi-
gantisch“, dass es logisch und
konsequent sei, auf die bereits
vorhandenen bewährten Struktu-
ren sowie die in Jahrzehnten be-
wiesene Fachkompetenz der Be-
zirke hier zurückzugreifen. Alles
andere mache aus Sicht der Be-
zirke auch unter dem Blickwin-
kel der Kostenfrage keinen Sinn. 

Zusammenlegung 
von ambulanter und 
stationärer Hilfe

Sozialministerin Christa Ste-
wens ging u. a. auf die aktuelle
Diskussion über die Zusammen-
legung von ambulanter und sta-
tionärer Eingliederungshilfe so-
wie Hilfe zur Pflege ein. Ste-
wens betonte, dass auch die
Bayerische Staatsregierung eine
Zusammenführung dieser Auf-
gaben für notwendig erachte.

Gespräche darüber gebe es  be-
reits zwischen Staatsregierung,
Bezirken und den weiteren kom-
munalen Spitzenverbänden. 

Ein verlässlicher Partner seien
die Bezirke für den Freistaat
Bayern auch im Hinblick auf die
Krankenhausversorgung, fuhr
Stewens fort. Auf dem Weg, mo-
derne und kostensparende Struk-
turen aufzubauen, hätten die Be-
zirke immer wieder innovative
Konzeptionen vorgelegt und am
Ende auch umgesetzt. 

Die Vorsitzende des Landes-
verbandes Lebenshilfe Bayern,
Barbara Stamm, rief dazu auf,
das Thema Behinderung und
Krankheit aus der „Tabuzone“
herauszuholen. Der Wunsch
nach einem selbstbestimmten
Leben bis zum Tod sei ein auf-
rüttelnder Ruf an die Gesell-
schaft, die Grundlagen dafür zu
schaffen. Dazu gehöre es, Wohn-
einrichtungen für Personen zu
öffnen, die nicht oder noch nicht
im Wohnheim leben. Genau so
zielführend sei ein Ausbau von
Seniorentagesstätten und ande-
ren ambulanten Hilfsangeboten. 

Zunahme von 
Demenzerkrankungen

Auch die Zunahme von De-
menzerkrankungen stelle die So-
zialpolitik vor gewaltige Proble-
me, betonte Stamm. Da sich Fa-
milienverbünde langfristig auflö-
sten, zumindest aber spürbar mi-
nimierten, komme es auf ein gut-
es Netzwerk aller vorhandenen
Einrichtungen an, Demenzkran-
ken in ihren einzelnen Pflegestu-
fen ein menschenwürdiges Leben
zu ermöglichen und die An-
gehörigen dabei zu begleiten. DK

Landtag verabschiedet das neue LEP:

Mit verschlankten Leitlinien
in Bayerns Zukunft 

Ziel sind gleichwertige Lebensbedingungen für Ballungszentren und flaches
Land im Zeichen demografischer Entwicklung und Globalisierung 

Als „Fundament, auf dem wir aufbauen können“, hat Wirt-
schaftsminister Erwin Huber das neue bayerische Landesent-
wicklungsprogramm bezeichnet, das gegenüber dem Programm
von 2003 um 40 % „verschlankt“ ist und den Menschen in Stadt
und Land gleichwertige - nicht gleichartige - Lebensbedingun-
gen sichern soll. Dies mit einem besonderen Akzent für das fla-
che Land neben den neuen Monopolregionen. Nach fünfstündi-
ger Plenardebatte hat die CSU-Mehrheit das immer noch mehr
als 250 Seiten umfassende, auch unter den kommunalen Spit-
zenverbänden punktuell umstrittene Konzept gegen die Stim-
men von SPD und Grünen verabschiedet. 

Das LEP ist eine Verordnung,
die laut Huber nach letzter, for-
meller Bestätigung im Kabinett
vor dem 21. Juli in Kraft treten
soll. Die CSU-Fraktion hatte den
Entwurf, der im März dem
Landtag zugeleitet wurde, in den
Fraktionsberatungen sowie in
18-stündiger Kontroverse mit
der Opposition in den Ausschüs-
sen in einigen Punkten geändert.

Einzelhandelsgroßprojekte
in der Diskussion

Um kein Gefälle zwischen den
Monopolregionen (voran Mün-
chen und Nürnberg) und ihrem
Umland zu schaffen, wurde die
Bedeutung einer Stärkung der
Infrastruktur extra betont. Bei
den - zwischen Städte- und Ge-
meindetag strittigen - Rahmen-
bedingungen für Einzelhandels-
großprojekte sprach sich die Re-
gierungsfraktion für Zulassung
nach örtlichen Voraussetzungen
aus. Die von der Staatsregierung

zwecks Verschlankung wegge-
lassenen einzelnen Schienen-
und Straßenprojekte wurden we-
gen der teilweisen Finanzierung
durch den Bund wieder in das
LEP aufgenommen. 

Strategiewechsel 
der Landesplanung

Im Plenum sprach Berichter-
statter Reinhold Bocklet (CSU)
von einem Strategiewechsel der
Landesplanung, vor allem we-
gen der demografischen Ent-
wicklung und der Globalisie-
rung; die bis in die Gemeinden
hineinwirke. Er bezog sich auf
die dazu eingebrachte Resoluti-
on seiner Fraktion. In ihr wird
festgestellt, dass die „weltweit
tiefgreifenden Veränderungen ...
eine rasche Antwort auf die Ver-
änderungsprozesse in Gesell-
schaft, Wirtschaft und Umwelt“
erfordern. Deswegen werde es
Teilfortschreibungen des LEP in
kürzeren Intervallen als früher
geben. 

Anhörungsrecht 
der Kommunen

Das Anhörungsrecht der Kom-
munen werde nicht verkürzt oder
verletzt, versicherte Bocklet. Es
bleibe beim Grundsatz der
flächendeckenden Versorgung
mit zentralen Infrastrukturein-
richtungen. Das System der Zen-
tralen Orte bleibe, könne jedoch
verändert werden, wenn die Aus-
wirkungen der Verwaltungsre-
form für die Staatsbehörden klar
seien. Der Resolution entspre-
chend hatte die CSU detaillierte
Korrekturen des LEP-Entwurfs
vorgenommen. 

Opposition kritisiert Hektik

Die Opposition sah in der Re-
solution den Beweis der Unei-
nigkeit zwischen CSU-Fraktion
und speziell dem zuständigen
Wirtschaftsminister. Die Bera-
tung im Landtag sei zu hektisch
erfolgt. SPD und Grüne forder-
ten weitere Ausschussberatun-
gen und Diskussionen mit Kom-
munen und Wirtschaftsverbän-
den im Herbst. Mitberichterstat-
terin Dr. Hildegard Kronawitter
(SPD) beanstandete „mangelnde
Systematik“. Zum Beispiel wür-
den Klimaschutz und ökologi-
sche Belange nicht gebührend
beachtet. Ebenso sei die Ent-
wicklung der demografischen
Perspektive mit ihren absehba-

Härtefonds für
Hartz-IV-Mehrkosten

Landtag beschließt ersten Schritt zum Ausgleich 
zwischen Bezirken, Landkreisen und Gemeinden 

Einen zugegeben „ersten Schritt“ zur Neuordnung des Kosten-
ausgleichs zwischen Bezirken einerseits, Städten, Landkreisen
und Gemeinden andererseits als Folge des insbesondere durch das
Hartz-IV-Programm geänderte Sozialgesetzbuch hat der Landtag
zum 1. August dieses Jahres beschlossen. Es geht um die Entla-
stung der Bezirke um geschätzt 296 Mio. Euro, der eine Mehrbe-
lastung von ca. 216 Mio. Euro für die kreisfreien Gemeinden und
etwa 80 Mio. Euro jährlich für die Landkreise gegenübersteht.
CSU und SPD stimmten der Gesetzesvorlage der Staatsregierung
zu, die Grünen lehnten sie als völlig unzureichend ab. 

Es geht um die nach dem
geänderten Sozialgesetzbuch des
Bundes verlagerte Zuständigkeit
bei der Grundsicherung für Ar-
beitssuchende sowie der Sozial-
hilfe für Ausländer, Aussiedler
und Spätaussiedler. Die Bericht-
erstatter Joachim Unterländer
(CSU) und Christa Steiger
(SPD) machten keinen Hehl dar-
aus, dass diese Gesetzesände-
rung als erster Schritt noch nicht
voll befriedigend sei. Weitere
Schritte zur Neuordnung des so-
zialen Bereichs zwischen Staat
und Kommunen müssten folgen.
Mit der aktuellen Gesetzesände-
rung würden die erheblichen
„Verwerfungen“ jedoch bereits
weitgehend ausgeglichen. Das
Prinzip der Gleichstellung von
ambulanter und stationärer Hil-
fen müsse durchgesetzt werden. 

Bundesgesetzgeber
ist gefordert

So sah es auch Sozialstaatsse-
kretär Jürgen Heike. „Wir wis-
sen, dass noch nicht alles auf
dem Weg ist, was wir wollen,“
versicherte er. Der Bundesge-
setzgeber müsse weitere Voraus-
setzungen für die Regelung auf
kommunaler Ebene schaffen.
Man könne sie jetzt jedoch mit
den seit 2005 entstandenen, zu-
sätzlichen finanziellen Belastun-
gen nicht alleine lassen. Die Sen-
kung der Bezirksumlage genüge

dazu nicht. Deshalb gebe es ei-
nen zusätzlichen Ausgleich. Für
2005 erfolge er in der zweiten
Jahreshälfte 2006, für 2006 in
der zweiten Hälfte 2007. Für
heuer sieht der Freistaat einen
Belastungsausgleich von 50
Mio. Euro aus einem Härtefonds
vor. Die weitere Entwicklung
hänge von der Kostenentwick-
lung ab. Ausdrücklich hat die
Staatsregierung in der Gesetzes-
begründung darauf verwiesen,
das Konnexitätsprinzip sei nicht
berührt, weil den Kommunen
keine neuen Aufgaben übertra-
gen sondern nur Zuständigkeiten
neu geordnet werden. 

Grüne befürchten Chaos

Für die Grünen schafft die Ge-
setzesänderung ein Chaos. Der
Staat“ leihe sich im Endeffekt
Geld von den Kommunen und
empfehle ihnen, ihre Investitio-
nen für die Mehraufwendungen
zu kürzen, meinte Christine
Kamm. Sie verwies auf eine Stel-
lungnahme der Regierung von
Schwaben, die am Beispiel der
Stadt Augsburg eine millionen-
schwere zusätzliche Belastung
ergebe. Der vorgesehene Härte-
fond sei unzureichend. Vor allem
müssten zuverlässige Daten über
die neuen Belastungen erhoben
werden, damit ein vernünftiger
interkommunaler Finanzaus-
gleich möglich werde. rm

ren Konsequenzen im ländlichen
Raum für die soziale, schulische,
kulturelle, wirtschaftliche und
verkehrliche Infrastruktur nicht
gebührend berücksichtigt. 

Strategische 
Umweltprüfung

Christian Magerl (Grüne)
nannte das LEP „eine einzige
Bankrotterklärung, kurzatmig
statt zukunftsfähig“. Auf jeden
Fall hätte man die nach EU-
Recht ab 21. Juli vorgeschrie-
bene „strategische Umweltprü-
fung“ bei solchen Programmen
vornehmen sollen. 

Seine Fraktionskollegin Maria
Scharfenberg warf der CSU vor,
im LEP Änderungen vorgenom-
men zu haben, ohne die kom-
munalen Spitzenverbände dazu
zu hören. SPD-Umweltsprecher
Ludwig Wörner sprach von ei-
nem „Hoppla-hopp-Verfahren“,
bei dem Ziele herausgekommen
seien, „die nicht gerichtsfest
sind“. Das neue LEP trage „die
Handschrift der Wirtschaft“ und
nicht der Menschen oder der
Kommunen. Es sei „ein Zeichen
von politischer Feigheit“, heikle
Entscheidungen wie über die Er-
richtung von Einkaufszentren
oder den Hochwasserschutz den
Planungsverbänden und Kom-
munen zuzuschieben. 

Kein einheitlicher Weg

Der Wirtschaftsminister wies
die Vorwürfe zurück. Eine strate-
gische Umweltprüfung hätte die
LEP-Neufassung nutzlos um
mindestens ein Jahr verzögert.
Die Beratungen im Landtag wie
mit Wirtschaft und Kommunen
seien intensiv gewesen. Er räumte
ein, es werde nicht immer leicht
sein, den Vorrang der ländlichen
Entwicklung beizubehalten. Bei
Einzelhandelsgroßprojekten gebe
es leider keinen einheitlichen
Weg. Städte- und Landkreistag

seien mit dem gefundenen Kon-
zept einverstanden. 

Fast alle 79 Oppositionsanträ-
ge, obenan die Forderung nach
Zurückstellung der LEP-Ent-
scheidung, wurden von der CSU

abgelehnt. Zustimmung fanden
wenige Detailanträge von SPD
und Grünen, u. a. beim Schutz
von Wasser und Trinkwasser so-
wie beim ÖPNV-Grundangebot
auf der Schiene. rm

Kommunale Verdienstmedaille für 17
Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens 

Insgesamt 17 Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens aus
Oberfranken, Mittelfranken, Unterfranken, Schwaben und der
Oberpfalz zeichnete Innenminister Dr. Günther Beckstein für
besondere Verdienste um die kommunale Selbstverwaltung mit
der Kommunalen Verdienstmedaille aus. 
Otto Gascher, Erster Bürgermeister des Marktes Schierling,
Stellvertreter des Landrats des Landkreises Regensburg und
ehemaliger Bezirkstagsvizepräsident des Bezirks Oberpfalz;
Herrmann Gumbmann, Mitglied des Stadtrats Erlangen;
Herbert Hachtel, Ehemaliger Oberbürgermeister der Stadt Ro-
thenburg ob der Tauber, ehemaliges Mitglied des Kreistags Ans-
bach und des Bezirkstags Mittelfranken;
Bernd Hering, Landrat des Landkreises Hof und ehemaliges
Mitglied des bayerischen Landtags und des Stadtrats Hof sowie
des Bezirkstags Oberfranken;
Arno Herrmann, ehemaliger zweiter und dritter Bürgermeister
der Gemeinde Warmensteinach und derzeitiges Mitglied des
Gemeinderats Warmensteinach und des Kreistags Bayreuth;
Oskar Kaiser, Ehemaliger erster Bürgermeister der Gemeinde
Hohenroth und Mitglied des Kreistags Rhön-Grabfeld;
Alois Karl, Mitglied des Deutschen Bundestags und des Kreis-
tags Neumarkt i. d. Opf. und ehemaliger Oberbürgermeister der
Stadt Neumarkt i. d. Opf.;
Anton Kütt, ehemaliger erster Bürgermeister des Marktes Rim-
par und derzeitiges Mitglied des Kreistags Würzburg;
Otto Landgraf, Zweiter Bürgermeister der Gemeinde Willmars;
Ferdinand Metz, Mitglied des Stadtrats Fürth;
Dr. Helmut Müller, Mitglied des Bayerischen Landtags und
des Stadtrats Bamberg;
Helmut Reich, Landrat des Landkreises Nürnberger Land und
ehemaliger erster Bürgermeister der Gemeinde Happurg;
Georg Rosenbauer, Landrat des Landkreises Weißenburg-
Gunzenhausen, ehemaliges Mitglied des Bayerischen Landtags,
ehemaliger erster Bürgermeister der Gemeinde Ostheim und
ehemaliger zweiter Bürgermeister der Gemeinde Westheim;
Reinhard Schwirzer, Oberbürgermeister der Stadt Weißenburg
i. Bay. und Mitglied des Kreistags Weißenburg-Gunzenhausen;
Dr. Manfred Weiß, Mitglied des Bayerischen Landtags und des
Stadtrats und Kreistags Roth und ehemaliger Staatsminister im
Bayerischen Staatsministerium der Justiz;
Eugen Wutz, Dritter Bürgermeister der Stadt Sonthofen und
ehemaliges Mitglied des Kreistags Oberallgäu;
Wolfgang Zirkelbach, Mitglied des Stadtrats Würzburg.       
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Was brauchen wir noch
Konnexität? Im Bereich der
Kinderbetreuung wird das
Problem für mich  überdeut-
lich. Der Deutsche Bundestag
beschließt ein attraktives El-
terngeld. Dadurch erwartet
man sich politisch, dass insbe-
sondere berufstätige Frauen
aus der gehobenen Mittel-
schicht mehr Kinder bekom-
men. So weit so gut. Ein Jahr zahlt der Bund,
aber nach einem Jahr zahlen die Kommunen
die Zeche! Glaubt denn wirklich jemand, dass
die Mutter oder gar der Vater nun bereit sind,
sich um die Betreuung des Kindes zu sorgen
und auf das viele Geld zu verzichten, bis das
Kind in einen Kindergarten aufgenommen wird.
Der kommunalpolitische Druck auf Errichtung

von Kinderkrippen wird so groß werden, dass
wir Kommunen diesen Bedarf anerkennen müs-
sen. Das aber kostet Geld, das wir nicht haben.
Wer zahlt? 

Andererseits haben wir uns alle, Kommunen
wie Träger, in den vergangenen Jahren sehr ins
Zeug gelegt, um jedem Kind ab drei Jahren
auch einen Kindergartenplatz bieten zu können.
Ein für mich übertriebenes, gesetzlich begrün-
detes Wahlrecht der Eltern, führt dazu, dass ins-
besondere Kommunen, die sich für kirchliche
Träger entschieden haben, auf Kapazitäten sit-
zen bleiben, weil der eine meint, sein Kind müs-
se unbedingt in einen Montessori-, die andere
unbedingt in einen Waldorfkindergarten; eine
dritte hält die Erziehungsziele der Humanisti-
schen Union für besonders erstrebenswert. Die
Folge kann sein, dass die Kommune ihre ge-

setzliche Aufgabe, die vielfach
über freie Träger erfüllt wird,
deshalb nicht mehr leisten
kann, weil ein wirtschaftlicher
Betrieb vor Ort durch die
Wahl eines Kindergartens
außerhalb der eigenen Kom-
mune nicht mehr aufrecht zu
erhalten ist. Nun genügt offen-
sichtlich nicht mehr die aus-
reichende Platzkapazität vor
Ort, die viele Investitionen
verschlungen hat. Planungssi-
cherheit und Arbeitsplatzsi-
cherheit für die Träger werden

schwierig. Ich will recht verstanden werden,
zwingende persönliche Gründe, die schlüssig
vorgebracht werden, sind das eine, ein recht un-
bestimmtes Wunsch- und Wahlrecht, das ande-
re. Der gesunde Wettbewerb zwischen Kinder-
gärten ist innerhalb einer Kommune zu be-
grüßen, wird aber schädlich, wenn sich dieser
Wettbewerb über die Grenzen der Kommune
ausweitet und damit die Aufgabenerfüllung ein-
zelner Kommunen erheblich erschweren kann. 

In der Grundschule besteht Sprengelpflicht.
Warum nicht auch - soweit Kommunen nicht
anders selbst bestimmen - beim Kindergarten
und Krippenbesuch? Es geht mir als Kommu-
nalpolitiker nicht um die Frage, wo das Geld
für die Betreuung hinfließt, sondern um die
nachhaltige Sicherung von Bildungseinrichtun-
gen in der eigenen Kommune. Komme mir nun
keiner und sage: Die Kommunen müssen ja den
Bedarf erst anerkennen! Ich bin gespannt auf
die ersten Prozesse, in denen Kommunen be-
klagt werden, weil eine solche Anerkennung
nicht erfolgt ist. Aber wahrscheinlich sehe ich
ja wieder bloß einmal zu schwarz, oder?

KolumneGZ Maximilian Gaul

Sprengelpflicht auch für
Kindergarten und -krippe

Seit über 100 Jahren feiert Dinkelsbühl seine Errettung vor den protestantischen Schweden
während des 30jährigen Krieges mit der ‚Kinderzeche’. In den Jahren 1618 bis 1648 verwüstete
der 30jährige Krieg weite Teile Deutschlands, während in Dinkelsbühl der mittelalterliche Stadt-
kern bis heute so gut erhalten blieb wie in kaum einer anderen Stadt. Die sagenhafte Rettung vor
den protestantischen Schweden, die im Jahr 1632 die Reichsstadt belagerten, hat Dinkelsbühl sei-
nen Kindern zu verdanken. Denn während die katholischen Räte noch zögerten, sich dem Feind
auszuliefern, zog die Türmerstochter Lore mit einer Kinderschar vor die Tore der Stadt und fleh-
te den schwedischen Obristen um Gnade an. Um der Kinder willen, so heißt es noch heute, ver-
schonte der Befehlshaber die Stadt vor Brandschatzung und Plünderung.
Eine ganze Woche lang herrscht Jahr für Jahr in der Wörnitzstadt der Ausnahmezustand. Die
‚fünfte’Jahreszeit’der Dinkelsbühler wird von Tausenden begeisterten Gästen bestaunt und mit-
gefeiert. Denn dann lagern wieder schwedische Truppen vor den Stadtmauern, das Wörnitztor
wird von Stadtsoldaten bewacht und das Kinderzech’-Festspiel lässt die dramatische Ratssitzung
noch einmal aufleben. Nach feierlicher Stadtübergabe und Einmarsch der Schweden beginnt ein
großer Festzug der Dinkelsbühler in historischen Gewändern des 17. Jahrhunderts durch die en-
gen Gassen der festlich geschmückten Stadt. 

„Tag der Franken“ in Nürnberg:

„Ein echter Zugewinn“ 
Auf ihre besondere Rolle im Freistaat haben erstmals die drei
fränkischen Bezirke mit einem „Tag der Franken“ aufmerksam
gemacht. Unter dem Motto „Franken stellt sich vor“ warben auf
dem Gelände derAusstellung „200 Jahre Franken in Bayern“ in
Nürnberg verschiedene Organisationen für Franken als Ur-
laubsgebiet und Wanderregion, zeigten traditionelle und moder-
ne Trachten und ließen fränkische Musik erklingen. Hinzu ka-
men Informationsstände über die Geschichte und das Leben in
Franken sowie die fränkischen Mundarten. 

Während der Nachmittag ei-
nem bunten, zweistündigen Kul-
turprogramm mit Musik, Mund-
art und Tracht gewidmet war,
hieß es am Abend dann „Ä weng
Franken ... in die Seele schauen“.
Der literarisch-musikalische Bil-
derbogen in der Tafelhalle wurde
begeistert aufgenommen. 

„Dieser Tag soll die vielgestal-
tige Geschichte Frankens deut-

wurde. Damals entstand auch
der „Fränkische Reichskreis“,
der bis 1806 Bestand hatte und
die Zusammengehörigkeit der
Franken erstmals institutionell
verwirklichte.

Positiv für beide Seiten

Bei einem Festakt wies Innen-
minister Günther Beckstein dar-

nigreichs Bayern habe sich auch
in den drei in Nürnberg veran-
stalteten bayerischen Landesaus-
stellungen gezeigt.

Heimatgefühl bewahren

Nach den Worten Becksteins
ist es „ganz wichtig“, dass sich
die Franken ihr Heimatgefühl
auch in Zukunft bewahren. Ein
würdiger Franke bekenne sich in
Bayern zu Franken, außerhalb
aber ohne Wenn und Aber zum
Freistaat. „Für mich äußert sich
die Vielfalt so: In Berlin gelte ich
als Bayer, in München als Fran-
ke und in Franken als Nürnber-
ger“, sagte Beckstein.

Dynamischer Landstrich

Kritischer äußerte sich der
ehemalige Landtagsvizepräsi-
dent und Vorsitzende der Fränki-
schen Arbeitsgemeinschaft, Hel-
mut Ritzer. Der SPD-Politiker
warf der Bayerischen Staatsre-
gierung ein auf Altbayern ver-
engtes Staatsverständnis vor. Der
Freistaat bestehe auch aus den
Stämmen der Franken und
Schwaben, betonte er. „Der
bayerische Löwe braucht keinen
Sepplhut zu tragen.“

Franken werde bei der Kultur-
förderung benachteiligt, beklag-
te Ritzer. „Wenn es um die Resi-
denzen der Wittelsbacher geht,
hat der Finanzminister immer
Geld, wenn er das Erbe der Ho-
henzollern in Franken pflegen
soll, hat er keines.“ Deshalb ver-
fielen die Erlanger Orangerie
und die Cadolzburg. Völlig de-
plaziert sei der Versuch gewesen,
das ehemalige Kloster Heiden-
heim, eine Keimzelle des Chris-
tentums in Franken, als Immobi-
lie auf den Markt zu werfen.

„Franken war immer ein dyna-
mischer Landstrich mit vielen
Veränderungen“, betonte Mittel-
frankens Bezirkstagspräsident
Richard Bartsch. Der Frankentag
soll künftig im jährlichen Wech-
sel in einem der drei fränkischen
Bezirke stattfinden. „Der ‘Tag
der Franken’ wandert 2007 nach
Oberfranken, 2008 findet er in
Unterfranken statt und wenn er
zwischenzeitlich nicht verloren
geht, ist er 2009 wieder in Mit-
telfranken“, schmunzelte der Be-
zirkstagspräsident. DK

lich machen und das Bewusst-
sein für die Entwicklungskraft
und das Innovationspotential
Frankens stärken“, hatte Mittel-
frankens Regierungspräsident
Karl Inhofer im Vorfeld der Ver-
anstaltung erklärt.

Bessere Wahrung 
des Landfriedens

Der Bayerische Landtag hatte
im Mai zugestimmt, die Ge-
schichte Frankens durch die Fei-
er eines „Tags der Franken“ zu
würdigen. Historisch bedeutend
ist der 2. Juli deshalb, weil am
gleichen Tag des Jahres 1500 auf
dem Reichstag zu Augsburg das
damalige Heilige Römische
Reich Deutscher Nation in
zunächst sechs und 1512 „zur
besseren Wahrung des Landfrie-
dens“ in zehn Kreise eingeteilt

auf hin, dass Franken nach seiner
Eingliederung zu Beginn des 19.
Jahrhunderts für Bayern „ein
echter Zugewinn“ gewesen sei.
Das in Franken ansässige aufge-
schlossene Bürgertum habe in
dem landwirtschaftlich geprägten
Königreich Bayern Handel, Ge-
werbe, Kunsthandwerk und Indu-
strie aufblühen lassen. Darüber
hinaus habe Franken von den Ka-
nal- und Eisenbahnprojekten Kö-
nig Ludwigs I. profitiert. 

Umgekehrt habe sich die Zu-
gehörigkeit zu Bayern auch auf
Franken positiv ausgewirkt. So
habe sich Nürnberg seiner
großen Schuldenlast entledigen
können. Zudem hätten ein
größerer Wirtschaftsraum und
die Lockerungen der Gewerbe-
verfassung ein günstiges Innova-
tionsklima geschaffen, sagte der
Minister. Das Interesse des Kö-

Europa in der Denkpause 
Von Dr. Georg Simnacher, Altlandrat und Altbezirkstagspräsident 

Der letzte EU-Gipfel am 16. Juni 2006 hat es endgültig gezeigt:
Die Mitgliedsländer liegen sowohl bei der Frage der Verfassung
wie bei derjenigen der Erweiterung, noch weit auseinander. Die
ohnedies bereits verordnete Denkpause wurde folgerichtig um ein
Jahr verlängert. Wir befinden uns in einer wirklichen europäi-
schen Krise, die noch dadurch spürbarer wird, dass sich in einigen
Mitgliedsländern stärkere Nationalismen regen. 

Die Krise ist diesmal nicht
mehr eine solche der Staats- und
Regierungschefs. Sie ist eine
Krise der Völker, eine europäi-
sche Gesellschaftskrise, die von
der Politik erst allmählich be-
griffen wird. Es gibt zwischen
den Völkern Europas ungelöste
Grundsatzfragen: Seit ihrer Grün-
dung haben die EU und ihre Vor-
gänger nie definiert, was Europa
ist. Die fragwürdige, rein geo-
grafische Gebietsabgrenzung
kann es nicht sein. Zur geografi-
schen Beschreibung ist der eu-
ropäische Wertebegriff zusätz-
lich erforderlich, wie er sich im
Verlauf der europäischen Ge-
schichte und der deckungsglei-
chen kulturellen Entwicklung er-
geben hat. Nicht einmal in dem
mittlerweile von 15 Staaten ra-
tifizierten Verfassungsvertrag
wurde Europas Fundament be-
gründet. Was Wunder, dass in
den Völkern der EU mehr Angst
vor der Ungewissheit, als Hoff-
nung auf die gemeinsame Zu-
kunft besteht! 

Wir kommen zur Zeit in Euro-
pa nicht weiter, weil es innerhalb
der Völker Europas und zwi-
schen den Völkern Europas eine
weitere ungelöste Grundsatzfra-
ge gibt: Wir wissen nicht, wie
viel Europa wir wollen. Wir wis-
sen nicht, wie viel Europa wir
brauchen. Es herrscht eher
Überdruss. Nicht mehr alle Eu-
ropäer wollen mehr Europa,
sondern viele denken, wir hätten
heute schon zu viel. Nicht weni-
ge hassen den regional oft un-
verdaulichen europäischen Ge-
setzesmix aus zu viel Details und
wünschen sich, dass sich Europa
auf wichtigere Gesamtanliegen
konzentriere, wie innere und
äußere Sicherheit, Zuwande-

rung, Integration, Soziales und -
gegenwärtig besonders spürbar
- die Energieaußenpolitik. Die
Denkpause muss dazu führen,
die jeweiligen Aufgabenträger-
schaften in Art einer europäi-
schen Föderalismusreform radi-
kal nach dem Subsidiaritätsprin-
zip zu überprüfen. Von den Kom-
munen aus gesehen erleben wir
mittlerweile eine europäische
Aushöhlung des deutschen Selbst-
verwaltungsprinzips. 

Europäische Sprachlosigkeit

Die nationale Politik verfügt
über keine gemeinschaftsstär-
kenden Inspirationen, um die
große Spaltung zwischen den
Bürgern, die mehr, oder jenen,
die weniger Europa wollen, zu
überwinden. Die schlimme Bür-
gerferne Europas wird überdeut-
lich spürbar. Dabei fällt zugleich
seit Jahren auf, dass sich die in-
tellektuellen großen Kulturschaf-
fenden in Europa einer ausge-
sprochenen europäischen Sprach-
losigkeit, statt einer pro europäi-
schen Ermunterung befleißigen.
Dies steht in einem eigenartigen
Gegensatz zu dem weltweiten In-
teresse, das die EU in Afrika,
Asien, ja selbst in Amerika er-
fährt. Die Welt wird nicht besser
durch weniger Europa, aber es
muss das global richtige Europa
in Werteinhalt und Aufgaben-
hierarchie sein. Der neue Weg in
die Zukunft Europas kann nur
mit seinen Bürgern beschritten
werden. Dazu braucht es mehr
Akzeptanz, weniger Bürokratie,
viel mehr Transparenz. Ob dies
bloß, wie im Juni beschlossen,
durch das „Europa der Projek-
te“ etwa gegen Jugendarbeitslo-
sigkeit und zur Integration von

Migranten geht, bleibt mehr als
zweifelhaft. Es muss auch ein Eu-
ropa der Herzen geben. Wer
transformiert den Europainhalt
der Politik, vermittelt durch das
kulturelle Europa der Vielfalt und
der Integration besser, als die im
Staatsaufbau der Europäischen
Union überall stark verankerten
bürgernahen Kommunen? 

Die Kommunen Europas sind
das bürgernaheste Instrument
um Europa zum Hort der Zu-
kunftsentwicklung zu machen.
Nur mehr Europa wird den Pro-
blemen Europas und der Welt
gerecht, aber es muss ein Europa
der gefühlten Nähe und der ge-
füllten Herzen sein. 

Die verordnete Denkpause,
die wohl nicht ohne einen - von
den Grundlagen Europas heraus
- neu definierten Verfassungsver-
trag endigen kann, muss in
ihrem Inhalt auch zur Stärkung
der europäischen Kommunen
kommen, um die Europäische
Union als Union ihrer Bürger
von unten her zu tragen. Der Re-
gionalausschuss konnte bisher in
dieser Hinsicht zu keinem Vor-
zeigeobjekt werden. Ursächlich
dafür sind die automatisch ein-
getretenen Mischfunktionen zwi-
schen staatlichen und kommuna-
len Sichtweisen, weil sich im Re-
gionalausschuss die Vertreter
der Staaten mit föderalistischem
Staatsaufbau mit den dann meist
in der Unterzahl bleibenden
Kommunalvertretern vermi-
schen, wie bei Deutschland. Die-
se Mischfunktion bekommt der
Suche nach mehr Bürgernähe
und mitverantwortlicher Demo-
kratie in der EU nicht. Die in
Not geborene Denkpause in der
großen Krise der EU ist deswe-
gen zugleich eine neue Chance
für die kommunale Position in
der Zukunftsentwicklung Euro-
pas. Die Kommunen in ihrer Eu-
ropanähe zu finden heißt es, weil
uns ein gestärktes neues aber
subsidiär aufgebautes Europa
am Herzen liegt. 
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(Fortsetzung von Seite 1)
Bezirke künftig bewegungsfähig
halten. In den kommenden Mo-
naten werden wir versuchen, die
Reihen zu schließen und mögli-
che Konflikte, die nach außen ge-
tragen werden könnten, zu ver-
meiden.“ Durch ein überzeugen-
des Programm, eine vernünftige
Programmatik, eine gute Präsen-
tation (siehe auch äußeres Er-
scheinungsbild) und nicht zuletzt
durch mehrheitsfähige Kandida-
ten werde die CSU die Kommu-
nalwahlen überzeugend bestehen.
Nach den größtenteils hervorra-
genden Ergebnissen in diesem
Jahr dürfte daran nicht zu zwei-
feln sein. Im übrigen müsse man
sich von der Vorstellung lösen,
bei Kommunalwahlen immer Er-
gebnisse von 65 oder 70 Prozent
einzufahren. „Die Prozentzahl“,
so Braun, „ist letztlich unerheb-
lich - Hauptsache, man gewinnt.“

Unterstützung 
von der Landesleitung

CSU-Generalsekretär Markus
Söder plädierte für eine enge Zu-
sammenarbeit und sagte von
Landesleitungsseite aus für die
Wahlen 2008 tatkräftige Unter-
stützung zu. In einer Replik auf
die Kleinen Kommunalwahlen
verwies er auf die „größer ge-
wordene Bereitschaft zum
Wechsel“. Jemanden aus reiner
Dankbarkeit wiederzuwählen,
sei zunehmend passé. Hinzu
komme, dass sinkende Wahlbe-

teiligungen vor allem bei unsi-
cheren Strukturen noch größere
Effekte auslösten. Es habe sich
gezeigt, dass gerade in Stich-
wahlen „grundsätzlich alles
möglich“ ist.

Geschlossenheit zählt

„Gefährlich wird es für die
CSU dann, wenn sie ein unein-
heitliches Bild abgibt, sprich
nicht geschlossen agiert“, fuhr
Söder fort, „denn unser stärkster
Gegner sind im Zweifelsfall im-
mer noch wir selbst.“ Niemals
dürfe der Eindruck entstehen,
„dass die eine Ebene mit der an-
deren unzufrieden ist“, führte der
„CSU-General“ aus. Die ver-
schiedenen Säulen der Partei
müssten als tragende und trag-
fähige Säulen wahrgenommen
werden. Die hierfür notwendige
Sensibilität sei in den vergange-
nen Jahren nicht immer vorhan-
den gewesen, räumte Söder ein.  

Netzwerk

Ein starker Kandidat, oder ei-
ne starke Kandidatin, mit einer
berechtigten Gewinnchance so-
wie Einigkeit innerhalb der 
Partei könnten jederzeit „zum
großen Plus der CSU“, der „Po-
litik aus einem Guss“ beitragen.
Das umfassend geknüpfte Netz-
werk der Christlich-Sozialen
Union trage seinen Teil dazu bei.
Apropos Netzwerk: Dieses habe
auch bundesweit bei den Ver-

handlungen in Berlin funktio-
niert, bemerkte Söder. Die Fö-
deralismusreform, „eine Art ne-
gative Konnexität“, biete der
Kommunalpolitik weitaus besse-
re Chancen als zuvor. Auch setze
die CSU nochmals das kommu-
nale Entlastungsgesetz auf die
Tagesordnung, mit dem Ziel, die
Sozialausgaben zu reduzieren,
um damit mehr Spielraum für In-
vestitionen zu schaffen. Schwie-
rig sei hingegen die Gratwande-
rung in punkto Entbürokratisie-
rung, stehe diese doch im Wider-
spruch zu einem durchaus nach-
vollziehbaren Sicherheitsbedürf-
nis des Bürgers.

Kandidatenschulungen 

Wie Landesvorsitzender Braun
bereits angedeutet hatte, wird die
CSU künftig in größerem Maß
Kandidatenschulungen anbieten.
Zumindest sind Söder zufolge
„eintägige Seminare, wahr-
scheinlich pro Bezirk“ vorgese-
hen. Zum Schluss gab er den De-
legierten noch einen wertvollen
Tipp auf den Weg: 2Denkt im-
mer daran - selbst die beste
Kampagne kann zum Schluss
scheitern. Denkt in Euren Kam-
pagnen vom Ende her.“ Mögli-
chen Herausforderern empfahl
der Generalsekretär, „monothe-
matisch an die Sache heranzuge-
hen“. Jetzt gelte es, für Stabilität
innerhalb der CSU zu sorgen
und eine „gewisse Eigenständig-
keit“ zu schaffen.                   DK

(Fortsetzung von Seite 1)
sozialpädagogische Betreuung in
den Schulen und der gravierende
Rückgang der Ausbildungsplät-
ze. Für den Städtetagsvorsitzen-
den stellt sich die Frage, wie man
die jungen Menschen zum Ler-
nen motivieren soll, wenn sie
zum Großteil keine Aussicht ha-
ben, einen Ausbildungs- oder Ar-
beitsplatz zu finden.

Bei öffentlichen 
Aufträgen bevorzugen

Der Verbandsvorsitzende stell-
te ein Bündel von Maßnahmen
vor, mit denen der bedrückenden
Lage der Jugend zwischen Schu-
le und Beruf begegnet werden
kann (siehe Kasten). Nach sei-
nem Dafürhalten sollten Unter-
nehmen, die Jugendliche über
den Bedarf hinaus ausbildeten,
bei der Vergabe öffentlicher Auf-
träge bevorzugt werden.

Für besonders gravierend hält
Schaidinger es, wenn junge
Menschen ihre Berufsausbil-
dung erfolgreich abgeschlossen
haben, aber keine Anschlussbe-
schäftigung finden. In diesen
Fällen müssten seiner Auffas-
sung nach subventionierte Be-
schäftigungsmöglichkeiten ge-
schaffen werden. Dies läge auch

Diskussionrunde mit Profi-Moderatorin: Oberbürgermeisterin
Gudrun Grieser, Sozialministerin Christa Stewens, BR-Redak-
teurin Ursula Heller und Kultusstaatssekretär Karl Freller.

Blickpunkt Kommunalwahl ...

Jugend zwischen
Schule und ...

im Interesse der Wirtschaft, weil
diese in einigen Jahren auf
Grund der altersbedingt aus-
scheidenden Arbeitnehmer drin-
gend auf neue Arbeitskräfte an-
gewiesen sein wird.

Individueller fördern

Geradezu schockierend ist für
den Städtetagssprecher, dass
rund 10 Prozent der Schulabgän-
ger in Bayern keinen Abschluss
haben. Jedem Fünften fehle die
erforderliche Kompetenz für die
berufliche Integration. Schaidin-
ger forderte deshalb, alles zu tun,
damit die Schule regelmäßig
zum Schulabschluss und zur
Ausbildungsreife führt. Die
Schule müsse die Kinder indivi-
dueller fördern. Er plädierte in
diesem Zusammenhang weiter
für den bedarfsgerechten Ausbau
von Ganztagsschulen mit rhyth-
misiertem Unterricht. Zugleich
betonte er, dass die Ganztags-
schule eine staatliche Aufgabe ist
und nicht den Kommunen via
Betreuungsmodelle in die Schu-
he geschoben werden dürfe. 

Damit die Schule den immer
schwieriger werdenden Anforde-
rungen gerecht werden kann,
fordert der Städtetagsvorsitzen-
de, verstärkt Schul-Sozialpä-

dagogen einzusetzen. Er wies
darauf hin, dass die Kommunen
im Rahmen ihrer Jugendhilfe
freiwillig in 350 Schulen Jugend-
sozialarbeit anbieten. Schaidin-
ger bedauerte, dass Bayern nicht
Wort gehalten habe und statt der
versprochenen 350 Stellen für
Sozialpädagogen nur 87 Stellen
fördert: „Wenn der Freistaat ver-
hindern möchte, dass es in Bay-
ern bald ‘Rütli-Schulen’ gibt,
muss er mit anderen finanziellen
Dimensionen einsteigen.“

Kompetenzagenturen

Eine wichtige Voraussetzung
für eine erfolgreiche Integration
der Jugendlichen im Berufsfeld
ist für den Städtetagsvorsitzen-
den, dass es die Jugendlichen
nicht immer mit unterschiedli-
chen Ansprechpartnern in den
verschiedenen Institutionen zu
tun bekommen. Bewährt habe
sich das Modell der sog. Kompe-
tenzagenturen, die eine Art Lot-
senfunktion für die benachteilig-
ten Jugendlichen wahrnehmen.
Der Jugendliche wird nicht von
der Schule an die Arbeitsagentur
und von dort an die Arbeitsge-
meinschaft oder die Jungendhil-
fe weitergereicht, sondern bleibt
beim gleichen Ansprechpartner.
Schaidinger zufolge sollten diese
Kompetenzagenturen flächen-
deckend eingeführt werden.

Schlüssel in die Zukunft

„Deutschland hat gleichzeitig
ein Bildungs-, Betreuungs- und
Erziehungsproblem“, so die Auf-
fassung von Prof. Dr. Thomas
Rauschenbach, Leiter des Deut-
schen Jugendinstituts. Der „bis-
herige Weg der innerfamiliären
Weitergabe von Kompetenzen
und Werten“ an die nachfolgen-
de Generation, ergänzt durch
Halbtageskindergarten und Halb-
tagesschule, erweise sich in An-
betracht des beschleunigten so-
zialen Wandels zunehmend als
unzureichend. Der Prozess der
Bildung, Betreuung und Erzie-
hung sei insofern neu zu justie-
ren. Bildung sei hierbei der
Schlüssel in die Zukunft. 

Bildung, Betreuung 
und Erziehung

Um die Schwächen eines ar-
beitsteilig organisierten Bil-

dungs-, Betreuungs- und Erzie-
hungswesens zu überwinden, be-
dürfe es einer Stärkung des Zu-
sammenspiels aus Bildung, Be-
treuung und Erziehung. Diese
drei Komponenten müssten auch
in den Familien gefördert wer-
den. Dabei gehe es sowohl um
die Stärkung der elterlichen Er-
ziehungskompetenz, als auch um
die Unterstützung der Eltern
durch familienergänzende Ange-
bote. Die derzeitige Kindertages-
betreuung müsse sowohl quanti-
tativ ausgebaut als auch qualita-
tiv weiterentwickelt werden, for-
derte Rauschenbach.

Ausbau des 
Betreuungsangebots

Quantitative Weiterentwick-
lung bedeute u. a. den Ausbau
des Betreuungsangebots West
für unter Dreijährige, die Aus-
weitung des Rechtsanspruchs
auf Betreuungsangebote für alle
Kinder bis zur Einschulung ab
2010 sowie die Erhöhung des
Angebots an Ganztagsplätzen
für Drei- bis Sechsjährige auf 50
Prozent. Unter qualitativer Wei-
terentwicklung versteht der DJI-
Leiter u. a. verbesserte Ausbil-
dungsstandards der Fachkräfte,
die Weiterentwicklung einer
qualifizierten Tagespflege und
die Einrichtung von „Eltern-
Kind-/Familien-Zentren“.

Ganztagsschule

Die Ganztagsschule besitzt
laut Rauschenbach das Potenzi-
al, die bildungsrelevanten Akteu-
re an einen Tisch zu bringen, An-
gebote zu vernetzen und aus ei-
ner Hand anzubieten sowie das
Zusammenspiel von Bildung,
Betreuung und Erziehung besser
umzusetzen. Dazu müsse sie je-
doch an der Maxime „mehr Bil-
dung“ und nicht „mehr Schule“
ausgerichtet werden. 

Tatsache sei, dass sich unglei-
che Startbedingungen im Laufe
der Bildungsbiographie eher ver-
stärkten und stabilisierten. Des-
halb müsse man früh anfangen,
„Kinder diesseits und jenseits
der Familie“ zu fördern.

Mutige Problemlösung

In einer von BR-Moderatorin
Ursula Heller souverän geleite-
ten Podiumsdiskussion betonte
Schweinfurts Oberbürgermeiste-
rin Gudrun Grieser, die Ganz-
tagsschule als Regelschule ein-
zuführen, wäre ein mutiger, pro-
blemlösender Schritt. Kultus-
staatssekretär Karl Freller stellte
sich gar als „Verfechter der
Ganztagsschule“ dar. Er verwies
darauf, dass 75 Prozent derer, die

in Bayern keine Lehrstelle fin-
den, ausbildungsreif seien und
das Schulsystem erfolgreich
durchlaufen hätten. Er rief die
Wirtschaft auf, mehr Verantwor-
tung zu übernehmen. Der Leiter
der Siemens-Berufsausbildung,
Günther Hohlweg, appellierte
seinerseits, bei den nicht ausbil-
denden Betrieben Lehrstellen
einzuwerben. 

Netz von Hilfsangeboten

Sozialministerin Christa Ste-
wens sprach sich dafür aus, die
Erziehungskompetenz von El-
tern langfristig durch ein Netz
von Hilfsangeboten zu stärken.
Sie habe ein Projekt initiiert, das
dafür Sorge trage, dass Hebam-
men Auffälligkeiten an die Ju-
gendämter melden. Laut Birgitt
Ehrl, Geschäftsführerin der AR-
GE Regensburg, sei die Lei-
stungsfähigkeit der Hauptschule
erreicht: „Wir müssen neue
Ideen entwickeln, dass alle Ju-
gendlichen einen Abschluss
schaffen.“

Aktuelle Themen

Im Vorfeld der eigentlichen
Verbandstagung hatten sich die
Vorsitzenden getroffen, um über
aktuelle kommunalpolitische
Themen zu beraten. Unter ande-
rem ging es dabei um die Streiks
an kommunalen Krankenhäu-
sern, neue Entwicklungen beim
Vollzug von Hartz IV, die Unter-

nehmenssteuerreform sowie die
Umsetzung des Konnexitätsprin-
zips beim G 8. 

Aufforderung an 
Marburger Bund

Schaidinger forderte den Mar-
burger Bund auf, mit realisti-
schen Forderungen die Verhand-
lungen im Tarifstreit der Ärzte
an kommunalen Krankenhäu-
sern zu führen. Eine 1:1-Übertra-
gung des Abschlusses zwischen
den Ländern und den Ärzten an
Universitätskliniken sei für die
kommunalen Krankenhausträger
nicht machbar. Schaidinger: „Ei-
ne Gehaltsforderung der Ärzte
von über 10 Prozent ist von den
kommunalen Krankenhausträ-
gern schlicht nicht zu erwirt-
schaften.“ Die Ärzte trieben da-
mit die Krankenhäuser in den
Ruin oder in die Privatisierung.

Für Schaidinger ist die Situati-
on in den kommunalen Kranken-
häusern auch nicht mit der in den
Universitätskliniken vergleich-
bar. Bei einer Regelarbeitszeit
von 38,5 Stunden arbeiteten die
Klinikärzte in kommunalen
Häusern im Schnitt etwa 46
Stunden pro Woche einschließ-
lich aller Bereitschaftsdienste.
Dafür bekämen sie bis zu 700
Euro pro Monat Zusatzverdien-
ste. Außerdem gelte eine
wöchentliche Höchstarbeitszeit
von 58 Stunden, an Unikliniken
hingegen künftig 66 Wochen-
stunden. DK

Einstimmige Resolution: 

Der Jugend Perspektiven bieten
1. Zur Überwindung von Sprachdefiziten

müssen bereits im Vorschulalter mehr An-
gebote zur Verbesserung der Deutschkenntnisse
vorgesehen werden, weil auch hier die Grundla-
ge für eine erfolgreiche berufliche Integration
gelegt wird. Dazu müssen vor allem im Rahmen
der Integrationspolitik des Bundes ausreichende
Mittel zur Verfügung gestellt werden.

2. Die Übergänge zwischen Kindergarten,
Grundschule und weiterführenden Schu-

len müssen besser verzahnt werden.

3. Die Schule muss verstärkt individuellen
Förderunterricht anbieten und gezielt zur

Ausbildungsreife führen. Dazu gehört das be-
darfsgerechte Angebot an Ganztagsschulen.

4. Der Freistaat muss die Schulsozialarbeit
bedarfsgerecht ausbauen und finanzieren.

Die Kommunen sind hierfür bereits vielfach in
Vorlage getreten. 

5. Die Arbeitgeber müssen auch bei schlech-
ter Beschäftigungssituation mehr Ausbil-

dungsplätze - über den eigenen Bedarf hinaus -
anbieten. Sonst werden wegen der demographi-
schen Entwicklung in einigen Jahren Fachkräfte
fehlen.

6. Die Gewerkschaften werden aufgerufen,
die Arbeitgeber bei ihren Ausbildungsan-

strengungen zu unterstützen. Insbesondere müs-
sen hohe Ausbildungsvergütungen und die Ver-

pflichtung zur sechsmonatigen Weiterbeschäfti-
gung nach Abschluss der Ausbildung überprüft
werden. 

7. Die Rahmenbedingungen für die Berufs-
ausbildung müssen flexibler gestaltet und

überdurchschnittliche Ausbildungsbereitschaft
muss honoriert werden. 

8. Um den Mangel an betrieblichen Ausbil-
dungsplätzen auszugleichen, müssen Al-

ternativen geschaffen werden, z.B. überbetrieb-
liche Ausbildungsangebote und zusätzliche Be-
rufsfachschulangebote. 

9. Die Bundesagentur für Arbeit sollte das
Recht erhalten, zertifizierte Berufsfach-

schulabschlüsse mit zu finanzieren. 

10. Die Berufsschule muss bei Jugendli-
chen ohne Ausbildungsvertrag flexible

berufspraktische Elemente in Zusammenarbeit
mit Betrieben integrieren, z. B. im Berufsvorbe-
reitungsjahr oder im Berufsgrundschuljahr. 

11. Praktisch begabte Auszubildende müs-
sen auch die Chance auf einen Berufs-

abschluss erhalten, in dem der Theorieanteil ab-
gespeckt wird. Dafür müssen geeignete Berufs-
bilder etabliert werden. 

12. Jungen Berufsanfängern, die keine Be-
schäftigung finden, sind die vorhande-

nen aktivierenden arbeitsmarktpolitischen Hil-
fen verstärkt anzubieten. DK

Landräte-Präsident Theo Zellner echauffiert sich:

Krankenhäuser bald am Ende
Landkreistag zum geplanten Sanierungsbeitrag der
Krankenhäuser im Rahmen der Gesundheitsreform

„Als wäre es nicht schon genug, dass sich Ärzte an kommu-
nalen Krankenhäusern der verantwortungslosen Kampagne des
Marburger Bundes anschließen und ohne sachliche Rechtferti-
gung eine Gefährdung der Patientenversorgung auf dem fla-
chen Land riskieren: Jetzt plant auch die Regierungskoalition,
die ohnehin schon klammen Haushalte der kommunalen Kran-
kenhäuser zu schmälern“ heißt es in einer Pressemitteilung des
Präsidenten des Bayerischen Landkreistags, Landrat Theo
Zellner. Mit dem Plan, im Zuge der Gesundheitsreform einen
‘Sanierungsbeitrag’ in Höhe von 1 % des jeweiligen Budgets
der kommunalen Krankenhäuser abzuverlangen, drohe weite-
res Unheil durch die Bundesregierung. „So kann man mit uns
nicht umgehen“, empört er sich. Alle kommunalen Spitzenver-
bände auf seien sich einig, dass die kommunalen Krankenhäu-
ser ein solches Opfer nicht verkraften können. Die wirtschaftli-
che Situation der Krankenhäuser sei dramatisch. Der Sicher-
stellungsauftrag zur Krankenversorgung, Fallpauschalen und
Deckelung der Haushalte bei steigenden Personalausgaben
trieben die Kommunen in einen Überlebenskampf. Die geplan-
te zusätzliche Belastung führe zu einer schlechteren stationäre
Versorgung der Bürger. „Selbstverständlich leisten wir unseren
Beitrag, Kosten im Gesundheitswesen zu sparen. Wir sind aber
nicht Allheilmittel dagegen, dass Krankenkassen zu ‚kranken
Kassen' werden. Man darf die kommunalen Krankenhäuser
nicht in den Ruin treiben“, so der Präsident.
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Faltlhauser zu Public Private Partnership (PPP):

Bayerische Zwischenbilanz
kann sich sehen lassen

„Staatlicher Hochbau und Staatsstraßenbau profitieren von
Baumaßnahmen im Wege von Public Private Partnerships - und
unsere bayerische Zwischenbilanz kann sich sehen lassen: Die
aktuellen Projekte umfassen Polizeidienstgebäude, Universitäts-
bauten, eine Justizvollzugsanstalt und mehrere Straßenbauten. Im
Rahmen der Aufstellung des Doppelhaushalts 2007/2008 werden
weitere PPP-Maßnahmen in begrenztem Umfang geprüft. Das
Projektvolumen beträgt derzeit insgesamt knapp 300 Mio. Eu-
ro!“, erklärte Finanzminister Kurt Faltlhauser. Hinzu kommen be-
sondere PPP-Modelle wie das sog. Energiespar-Contracting, in
das derzeit 105 staatliche Gebäude einbezogen sind und Investo-
renprojekte, die mit privaten Partnern durchgeführt werden.
„Bayern kann damit auf ein solides PPP-Fundament bauen. Ent-
scheidend ist aber der Einzelfall. Wir sind aufgeschlossen, PPP-
Maßnahmen müssen sich aber selbstverständlich dem Wirt-
schaftlichkeitsvergleich stellen“, so Faltlhauser.

Bereits aus den laufenden PPP-Maßnahmen mit Laufzeiten von
20 Jahren oder mehr bestehen erhebliche Vorbelastungen für
künftige Haushalte. Gemessen an der Summe der jährlichen Aus-
gaben für Straßen und Hochbau beläuft sich der Anteil der jährli-
chen Ausgaben für PPP-Maßnahmen gegenwärtig auf 3 Prozent.

Bundesrat stimmt der Föderalismusreform zu:

Gewinn für ganz Deutschland
Nach dem Bundestag hat auch der Bundesrat der Föderalis-
musreform endgültig zugestimmt. Ministerpräsident Dr. Ed-
mund Stoiber unterstrich in seiner Rede vor dem Bundesrat die
historische Bedeutung der Föderalismusreform: „Das ist eine hi-
storische Stunde für Deutschland!“

Diese größte Staatsreform seit
1949 stärkt Bund und Länder und
damit ganz Deutschland. In den
vergangenen Jahrzehnten wurden
die Zuständigkeiten zwischen
Bund und Ländern bis zur Un-
kenntlichkeit gemischt und ver-
wischt. Der Bund wurde durch
die Zustimmungsrechte des Bun-
desrates abhängiger von den Län-
dern; umgekehrt verloren auch
die Länder an Selbstständigkeit
durch die umfassende Gesetzge-
bung des Bundes. Deutschland
wurde zur „blockierten Repu-
blik“ und verlor im internationa-
len Wettbewerb an Boden.

Wettbewerbsfähigkeit
entscheidend verbessert

Jetzt verbessert die Föderalis-
musreform Deutschlands Wettbe-
werbsfähigkeit gravierend. Starke
Länder in einem starken Deutsch-
land sind die beste Antwort auf
die Globalisierung.

Deutschland wird schneller
und unbürokratischer: Der Anteil
der zustimmungspflichtigen Ge-
setze wird reduziert. Der Bun-
destag wird künftig etwa 70 Pro-
zent der Gesetze allein entschei-
den. Zugleich muss der Bundes-
rat weit weniger als bisher gehört
werden. Das beschleunigt viele
Vorhaben. Stoiber: „In Europa
und in der Welt macht uns das
wettbewerbsfähiger.“

Deutschland wird wieder par-
lamentarischer und bürgernäher:
Künftig werden politische De-
batten wieder in der Öffentlich-
keit und in den Parlamenten ge-
führt, nicht in Planungsausschüs-
sen, Kommissionen oder im Ver-
mittlungsausschuss, wo alle mit-
mischen, aber am Ende keiner
erkennbar verantwortlich ist.
Stoiber: „Der Bürger muss wis-
sen, wer für was politische Ver-
antwortung trägt. Der Bürger
muss wissen, an wen er sich mit
seinen Anliegen wenden kann,
wen er für Missstände zu kriti-
sieren hat, wen er an der Wahlur-
ne unterstützen will.“

Gewinn für Bayern

Die Föderalismusreform
stärkt Bayern:

1. Mehr Kompetenzen und
Verantwortung für den

Landtag: Die Länder haben
künftig mehr Gestaltungsfreiheit
und ein Abweichungsrecht von
bestimmten Bundesgesetzen.
Künftig kann der Landtag z. B.
über Sozialen Wohnungsbau,
Ladenschluss, Gaststättenrecht,
Presserecht und Strafvollzug un-
abhängig von Bund und anderen

Ländern entscheiden. Bayern.

2. Mehr Wettbewerb unter
den Ländern: Mit ihren

neuen Kompetenzen treten die
Länder in einen neuen Wettbe-
werb in Deutschland. 

3. Mehr Verantwortung für
die Hochschulen: Bayern

will seinen Hochschulen noch
mehr Freiheit zur Profilierung
geben und Spitzenleistungen för-
dern. Der Freistaat will die
Chance zur abweichenden Ge-
setzgebung bei Hochschulzulas-
sung und Hochschulabschlüssen
nutzen.

Bayern investiert schon jetzt
180 Millionen Euro aus dem „In-
vestitionsprogramm Zukunft
Bayern“ in die Hochschulen. Mit
dem „Innovationspakt“ wird den
Hochschulen finanzielle Pla-
nungssicherheit bis 2008 garan-
tiert. Außerdem werden Wirt-
schaft und Hochschulen durch
das Clustersystem enger mitein-
ander vernetzt. Der Hochschul-
bau geht auf den Freistaat über,
bisher erforderliche Genehmi-
gungsverfahren des Bundes ent-
fallen.

4. Neue Verantwortung für
ein modernes und leis-

tungsfähiges Dienstrecht: Bay-
ern wird das Laufbahnrecht mo-
dernisieren, durchgängig für alle
Laufbahnen leistungsbezogene
Aufstiegsmöglichkeiten schaffen
und für motivierte und innovati-
ve Beamten eine angemessene
Besoldung und attraktive Rah-
menbedingungen ermöglichen.

Bayern will auf der Grundlage
des ausgeglichenen Haushalts ei-
nen Pensionsfonds zur langfristi-
gen Sicherheit der Altersversor-
gung einführen und das Dienst-
recht in Abstimmung mit den
Verbänden modernisieren.

Stoiber: „Mit einem neuen
Dienstrecht wollen wir Bayern
und seine Beschäftigten weiter
stärken. Wir werden die indivi-
duelle Leistung und nicht nur
Dienstjahre belohnen.“

5. Mehr Verantwortung für
den Bürokratieabbau: Bay-

ern wird eigene Wege für Behör-

denorganisation und Verwal-
tungsverfahren erproben und sein
Abweichungsrecht nutzen. Das
bietet die Chance, eine eigene
Verwaltungskultur zu entwickeln
und die Behördenstruktur kom-
plett eigenverantwortlich zu ge-
stalten.

6. Mehr Freiheit für die
Kommunen: Die Födera-

lismusreform gibt den Kommu-
nen mehr Freiheit. Sie werden
vor neuen Aufgabenübertragun-
gen und damit vor neuen Belas-
tungen durch den Bund klar und
eindeutig geschützt. Stoiber:
„Endlich kann es in Zukunft
heißen: Kommunale Stadtluft ist
frei vom Bundesgriff in kommu-
nale Taschen. Dafür haben wir
gekämpft als Anwalt der Kom-
munen.“

Länderfinanzausgleich: 
Solidarität und Wettbewerb

Eine noch zu meisternde Her-
ausforderung der bundesstaatli-
chen Ordnung ist die Reform des
Länderfinanzausgleichs. Bayern
hat über Jahre als Nehmerland
vom Länderfinanzausgleich pro-
fitiert.

Inzwischen hat der Freistaat
als Geberland allerdings mehr
als doppelt soviel in den Länder-
finanzausgleich eingezahlt, wie
er früher erhalten hat. Allein
2005 zahlte Bayern 2,2 Mrd. 
und damit ein Drittel des gesam-
ten Ausgleichs zwischen den
deutschen Ländern.

Bayern ist das einzige Bundes-
land, das sich vom Nehmer zum
Geber entwickelt hat. Der Mini-
sterpräsident sieht dies als Be-
weis dafür dass letztlich nur
Wettbewerb echten Erfolg er-
mögliche und damit ein starkes
Deutschland schaffe.

Stoiber: „Angesichts der ho-
hen Verschuldung sind wir es
den Bürgern und der jungen
Generation auch aus Gründen
der Gerechtigkeit schuldig, die
Steuergelder optimal und effizi-
ent einzusetzen. Solidarität und
Wettbewerb sind keine Ge-
gensätze. Wettbewerb gibt den
entscheidenden Impuls für Lei-
stung. Solidarisch kann letzt-
lich nur der Leistungsfähige
sein.“ 

Neben Joachim Herrmann, MdL (am Rednerpult) Dr. Franz Prast, MdEP Dr. Ingo Friedrich,
MdB Marlene Mortler, MdL Klaus-Dieter Breitschwert und MdB Stefan Müller. Nicht auf dem
Bild sind die weiteren Experten auf dem Podium: Oberbürgermeister Dr. Siegfried Balleis, Be-
zirkstagspräsident Richard Bartsch und Bürgermeister Franz Winter.             Foto: Langhammer

Mittelfranken - Arbeitsplätze
mit Ideen und Zukunft

Hersbruck. Gelungener Diskussions-Bezirksparteitag der CSU-
Mittelfranken: Auch wenn das Ambiente einer einmaligen
Sammlung von Raritäten der mobilen Vergangenheit in der
Dauphin-Seep-Event-Halle nicht nur die Herzen von Auto- und
Motorrad-Freaks höher schlagen ließ, die Ergebnisse zum The-
ma „Mittelfranken - Arbeitsplätze mit Ideen und Zukunft“ stan-
den natürlich im Mittelpunkt der mehrstündigen Konferenz.

„Der Aufschwung muss in
neue Arbeitsplätze münden“, so
CSU-Bezirksvorsitzender Joa-
chim Herrmann im Hinblick auf
die seit Jahresanfang positive
Entwicklung auf dem bayeri-
schen und mittelfränkischen Ar-
beitsmarkt. Die um kurze Im-
pulsreferate gebetene Experten-
runde, bestehend aus mittelfrän-
kischen CSU-Politikern aller
Ebenen und Dr. Franz Prast, Mit-
glied der Geschäftsführung Re-
gionaldirektion Bayern der Bun-
desagentur für Arbeit, war sich
darin einig, dass jetzt die Wachs-
tumskräfte unter anderem auch
durch innovative neue Produkte
und neue Dienstleistungen ge-
stärkt werden müssten.

Impulse nutzen

Dazu gehöre die zielgerechte
Nutzung von Impulsen aus der
Europäischen Metropolregion
und Investitionen in die Bildung

als Voraussetzung zur Sicherung
von Wachstum und Beschäfti-
gung. Positiv gewürdigt wurden
dabei die Leistungen des Bezirks
Mittelfranken, der so viele Schu-
len unterhält und so viel für Bil-
dung ausgibt, wie kein anderer
Bezirk in Bayern. Joachim Herr-
mann: „Ebenso vorbildlich muss
auch der Hochschulstandort Mit-
telfranken ausgebaut werden“.

Schnelle DSL-Anschlüsse

Die Delegierten des Bezirks-
parteitags waren sich auch darin
einig, dass die als richtig erachte-
te Clusterpolitik im Rahmen ei-
nes Kompetenznetzwerkes den
ländlichen Raum einbeziehen
müsse. Eine weitere Zielvorgabe
für den CSU-Bezirksvorsitzen-
den ist, „dass in allen Gemein-
den Mittelfrankens baldmög-
lichst schnelle DSL-Anschlüsse
verfügbar sind“.

Wachstumsbranche 
Tourismus 

Die CSU setzt zudem auf die
Wachstumsbranche Tourismus
und will dabei die hervorragende
geografische Lage, die Vielfalt
der Angebote, die gute touristi-
sche Infrastruktur und die Preis-
würdigkeit nutzen. Den Raum
Mittelfranken stärken soll auch
ein Initiativantrag zum beschleu-
nigten Ausbau der S-Bahn-
Strecken Nürnberg-Ansbach,
Nürnberg-Feucht-Neumarkt und

Lauf-Hersbruck-Hartmannshof,
welchen die CSU „nach Kräften
forciert“ wissen möchte.

Flexibilisierung und
Bürokratieabbau

Für Arbeitsplätze mit Ideen
und Zukunft müssten aber auch
die gesamtpolitischen Rahmen-
bedingungen stimmen: Unnütze
Bürokratie muss weiter abgebaut
werden, das Arbeitsrecht braucht
zusätzliche Flexibilisierung, das
Steuerrecht muss international
wettbewerbsfähig und die Lohn-
zusatzkosten müssen gesenkt
werden. Auf allen politischen
Ebenen will die CSU auch zur
Steigerung der Attraktivität der
Region für Forschung und Ent-
wicklung beitragen.

Innovativer Standort

In seinem Fazit betonte Joa-
chim Herrmann nochmals die
gute Augsangslage in Mittelfran-
ken als innovativem Standort.
Der Bezirksparteitag habe auch
gezeigt, „wie groß die Vielfalt
der Herausforderungen einer-
seits und die breite Kompetenz
der mittelfränkischen CSU-Poli-
tiker andererseits ist“. Dabei hät-
ten neben Europa, Bund und
Land die Kommunalpolitiker ei-
ne Schlüsselposition. Auch inso-
fern betrachtete er den Bezirks-
parteitag als Baustein zur Vorbe-
reitung auf die Kommunalwah-
len in 2008. pm

Tourismusverbands Fränkisches Seenland:

Leichtes Plus in schweren Zeiten
Gunzenhausen (wefa) - Die Zeiten der satten Wachstumsraten
sind auch im Fränkischen Seenland vorbei. Während der Tou-
rismusverband für ganz Franken im letzten Jahr ein leichtes
Plus von 0,8 Prozent bei den Übernachtungen in Hotels, Gasthö-
fen und Ferienwohnungen registrierte, sind es im Seenland im-
merhin noch 1,6 Prozent.

Werden aber noch die Über-
nachtung auf den Campingplät-
zen und in Jugendherbergen und
Gästehäusern dazu geschlagen,

die schlechtwettergeschädigt ein
Minus von 7,8 Prozent hinneh-
men mussten, so errechnet sich
für das Seenland ein Rückgang
um ein knappes Prozent.

Schwierige Statistik

Wie der neue Geschäftsführer
des Tourismusverbands Fränki-
sches Seenland, Hubert Hensel-
mann, auf der Jahrestagung ein-
schränkend erklärte, ist die stati-
stische Auswertung der Über-
nachtungen nur bedingt aussage-
kräftig, denn vom Landesamt für
Statistik werden nur Daten von
Beherbergungsbetrieben mit
mehr als acht Betten erhoben,
Die Übernachtungen werden zu-
den in Privatzimmern und Feri-
enwohnungen nur in den Orten
erfasst, die Kurtaxe oder Frem-
denverkehrsabgabe erheben.
Von einer Steigerungsquote von
1,6 Prozent bei den Übernach-
tungen ausgehend spricht Hen-
selmann deshalb von 1,3 Millio-
nen Übernachtungen in Privat-
zimmern und Ferienwohnungen,
dazu kommen noch 440784
Übernachtungen auf Camping-
platzen und in Jugendherbergen
(zusammen 1,7 Millionen Über-

nachtungen). Seine Bilanz:
„Nach dem kontinuierlichen
Wachstum der achtziger rund
neunziger Jahre ist in den letzten
fünf Jahren eine Stagnation ein-
getreten, allerdings auf einem ho-
hen Niveau.“ Es wird geschätzt,
dass im letzten Jahr 3,3 Millio-
nen Tagestouristen (2004: 3,5
Millionen) ins Seenland kamen. 

Henselmann glaubt nicht dar-
an, dass bei der derzeitigen An-
gebotsstruktur ein mengenmäßi-
ges Wachstum zu generieren ist.
Die 1008 Betriebe im Fränki-
schen Seenland mit ihren 9480
Betten waren 2005 zu 37,9 Pro-
zent ausgelastet.

Einheitliche Vermarktung

Nach der Neuorganisation des
Tourismus im Seenland obliegt
es der in Gunzenhausen ansässi-
gen Geschäftsstelle, die Ver-
marktung einheitlich durchzu-
führen. Dazu gehört auch die
Zimmervermittlung. Die Zim-
merbuchung wird jedoch nicht
mehr vorgenommen, sondern
von der Touristinformation Alt-
mühl-Brombachsee (Gunzen-
hausen und 20 andere Kommu-
nen), den einzelnen Gemeinden
oder den Beherbergungsbetrie-
ben selbst erledigt. 

Der leichte Rückgang bei den
Übernachtungen hat nach An-
sicht von Verbandsvorsitzen-
dem Georg Rosenbauer mit 

den strukturellen Veränderun-
gen nichts zu tun.

Ein wichtiges Instrument der
Verkaufsförderung bleibt das ge-
meinsame Gastgeberverzeichnis,
in dem sich 915 Vermieter (599
aus dem Kreis Weißenburg-Gun-
zenhausen, 250 aus dem Kreis
Roth und 66 aus dem Kreis Ans-
bach) präsentieren.

Kommunale Vorstände

Geführt wird der Tourismus-
verband Fränkiisches Seenland
von Landrat Georg Rosenbauer.
Ihm stehen als Stellvertreter der
Rother Landrat Herbert Eckstein
und der Gunzenhauser Bürger-
meister Gerhard Trautner zur Sei-
te. Schatzmeister ist Bürgermei-
ster Josef Miehling (Pleinfeld),
Schriftführer Landrat Rudolf
Schwemmbauer (Ansbach). Wei-
tere Vorstandsmitglieder sind die
Bürgermeister Richard Erdmann
(Roth), Udo Weingart (Spalt) und
Dieter Distler (Bechhofen).      

Zwischen Augsburg und Ulm

Sechsstreifiger
Ausbau der A 8 

„Der Ausbau der zweiten Fahr-
bahn der A 8 im Bereich Günz-
burg hat jetzt begonnen. So
nutzen wir die Zeit, bis der
Bund darüber entschieden hat,
ob der gesamte Abschnitt der A
8 zwischen Ulm und Augsburg
als privates Betreibermodell aus-
gebaut wird“, teilt Innenstaatsse-
kretär Georg Schmid mit. Der
rund 17 Kilometer lange Aus-
bau zwischen dem Autobahn-
kreuz Ulm/Elchingen und
Günzburg erfolgt in drei Bau-
abschnitten. Der erste Ab-
schnitt (Günzburg) soll bis
Frühjahr 2008 fertig gestellt
sein, der zweite (Leipheim) bis
Herbst 2008 und der dritte Ab-
schnitt auf baden-württember-
gischen Gebiet, der den Aus-
bau beider Fahrbahnen um-
fasst, bis 2009. Die Fahrbahn in
Richtung München zwischen
der Landesgrenze und Günz-
burg ging 2002 im Zusammen-
hang mit der Errichtung des
Legoland Parks dreistreifig un-
ter Verkehr.
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GZ-Interview mit Stefan Schlosser, Geschäftsführer von ABISO, München: 

„Vitalisieren statt restrukturieren!“
Das beste Arbeitsbeschaffungsprogramm

Kommunalpolitiker stehen an der Basis und haben oft ein
großes Gespür für das, was geht. Sie wissen wo es Schwierig-
keiten gibt und werden vielfach auch dann um Rat gefragt,
wenn Unternehmen drohen in Turbulenzen zu geraten. Nicht
nur Bürgermeister und Landräte wissen, dass rechtzeitige Hil-
fe lebenserhaltend sein kann. Die GZ hat daher mit einem er-
fahrenen Experten gesprochen.
GZ: Der Begriff „Unterneh-
mensrestrukturierung“ hat in
der Allgemeinheit keinen gut-
en Klang. Warum?

Stefan Schlosser: Dem ist lei-
der so. Sofort denken die meisten
Menschen an Unternehmenssch-
ließungen und Arbeitsplatzab-
bau. Und viele Meldungen in
Funk- und Printmedien verstär-
ken diese Assoziation. 

GZ: Muss das zwangsläufig
so sein?

Schlosser: Jede Medaille hat
zwei Seiten. Restrukturierungen
sind in der Regel Maßnahmen,
um Unternehmen, die in wirt-
schaftliche Schieflagen geraten
sind, wieder an das gesamtwirt-
schaftliche Umfeld anzupassen
und die Existenz zu sichern. Al-
lein mit einer Restrukturierung
setzt man allerdings in den meis-
ten Fällen zu kurz an.

GZ: Wie sieht denn die rich-
tige Vorgehensweise aus, wie
gehen Sie vor ?

Schlosser: Mein Wahlspruch
lautet: „Vitalisieren statt Re-
strukturieren!“ - soll heißen:
Über allen Umbaumaßnahmen
im Unternehmen steht das Ziel,
dem Unternehmen zu neuer Le-
benskraft zu verhelfen. Neben

der meist unausweichlichen Re-
strukturierung sind begleitende
und vor allem zukunftsweisende
Schritte notwendig. Unterneh-
mensstrategie, Märkte, Produk-
te, Prozesse und Organisation
seien hier als Stichpunkte ge-
nannt. Die Grundideen sind ja
meist schon in den Köpfen der
Mitarbeiter und Unternehmer,
die schließlich ihre Firma am
besten kennen. Wichtig ist uns
dabei das Gespräch mit Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern.
Hierbei gilt es, das vorhandene
Potenzial professionell zur Ent-
faltung und vor allem in die Um-
setzung zu bringen.

Dass Vitalisierung ein wichti-
ges Ziel ist, belegen ein paar
Zahlen aus Erhebungen des
Statistischen Bundesamtes und
des Verein Creditreform. Für
das Jahr 2005 weisen beide In-
stitute etwa gleichlautend drei
erschreckende Kennziffern aus:
Es gab etwa 37.900 Unterneh-
mensinsolvenzen in Deutsch-
land - ein Drittel mehr als noch
vor fünf Jahren. Der dabei ent-
standene Schaden beziffert sich
auf ca. 37 Milliarden Euro und
die für die Menschen bitterste
Folge: Mehr als 530.000 Ar-

beitsplätze gingen verloren.
Für Bayern bedeuten diese

Zahlen: 4.289 Unternehmensin-
solvenzen, ca. drei Milliarden
Euro Forderungsausfälle und
der Verlust von über 50.000 Ar-
beitsplätzen im Jahr 2005. Da
tendenziell Klein- und Mittel-
ständische Unternehmen stärker
betroffen sind als große Kapital-
unternehmen, sind diese Verluste
in der industriell schwächer ent-
wickelten Fläche Bayerns beson-
ders harsch und häufig. Der
Schaden pro Insolvenz beträgt
im Schnitt ca. 700.000 Euro und
dort zählt jeder der verlorenen
Arbeitsplätze doppelt.

GZ: Müssen so viele Firmen
in die Insolvenz gehen? 

Schlosser: Die Gründe für In-
solvenzen sind vielfältig. Bei-
spielsweise die dynamische tech-
nische Entwicklung - besonders
in der IT-Branche - erzeugt einen
enorm hohen Anpassungsdruck.
Ich kann darauf verweisen, dass
es uns im letzten Jahr gelungen
ist, durch ein Restrukturierungs-
projekt eine bedrohte mittelstän-
dische Unternehmensgruppe der
IT-Branche wieder auf die richti-
ge Spur zu setzen, 900 von 1.100
Arbeitsplätzen konnten erhalten
werden. Das Unternehmen muss
nun noch seine ganz normalen
Hausaufgaben erledigen und
kann dabei bereits jetzt auf gestie-
gene Auftragseingänge aufbauen. 

GZ: Welche Rolle spielen
innerbetriebliche Gründe?

Schlosser: Außerbetriebliche
Gründe für Insolvenzen wie Än-
derungen des Marktes, Konkur-
renzsituation, Änderungen des
Steuerrechts etc. machen nur et-
wa zwölf Prozent der Fälle aus.
Nach einer Erhebung der Insol-
venzursachen beruhen mehr als
zwei Drittel aller Insolvenzen
auf innerbetrieblichen Fehlern,
falschen Einschätzungen oder
persönlichem Verschulden, wie
ja auch das überraschende und
erschreckende Beispiel der In-
solvenz des WM-Maskottchen-
Herstellers NICI dramatisch be-
legt. Das bedeutet im Umkehrs-
chluss, dass mehr als zwei Drit-

Stefan Schlosser, Geschäftsfüh-
rer derABISO GmbH in Mün-
chen weiß aus eigener Erfah-
rung, was ein Unternehmen
tun muss, um ins richtige Fahr-
wasser zurückzukehren. Er
war 2005 maßgeblich daran
beteiligt, einen Unternehmens-
teil eines Konzerns in die „Pri-
vatwirtschaft“ zu entlassen.
Damals gab es nur zwei Mög-
lichkeiten, nämlich die Service-
Töchter mit rund 1.100 Mitar-
beitern zu schließen, oder eben
zu verkaufen und zu sanieren.
Die Übernahme durch einen
aufstrebenden Mittelständler
hat sich als richtig erwiesen.
Nach einem Jahr harterArbeit
stellt sich nun der Erfolg ein.
Stefan Schlosser stützt sich auf
zwanzig Jahre Berufserfah-
rung im In- und Ausland. Die
meiste Zeit hat er beim Groß-
konzern Siemens verbracht, er
hat aber auch über Jahre für
mittelständische Unternehmen
gearbeitet.

Kernkompetenzen der ABISO
Vitalisierung, Sanierung und Stabilisierung
Krisen- und Übergangsmanagement
Personalentwicklung
Nachfolgeregelung und Erwerb von Unternehmen 
Unternehmensberatung

Diese Tätigkeiten gelten im Bedarfsfall von der ersten Ana-
lyse über den Turnaround bis hin zu Nachfolgeregelungen
oder Veräußerungen von Unternehmensteilen sowie der Unter-
stützung von Neugründungen

Weitere Informationen: ABISO GmbH, Geschäftsführer
Stefan Schlosser, Fürstenrieder Strasse 279, 81377 München,
Tel. +49 89 7240 637 0, Fax +49 89 7240 637 10, E-Mail: in-
fo@abiso.de, Internet: www.abiso.de.

tel aller Insolvenzen bei rechtzei-
tiger und kompetenter Unterstüt-
zung vermeidbar sind! Allein für
das Jahr 2005 hätte das bedeu-
tet: Bis zu 2.800 weniger Insol-
venzen, ca. 2 Milliarden Euro
weniger Forderungsausfälle und
bis zu 35.000 Arbeitsplätze mehr
in Bayern. Die Abwendung von
Insolvenzen durch kompetente
Restrukturierung und Vitalisie-
rung ist also das beste Arbeitsbe-
schaffungsprogramm. 

Erklärung der Standortbürgermeister zum Abschluss ihrer Jahrestagung in Lubmin:

Kernkraftwerke sind wichtige 
Wirtschaftsfaktoren und Jobmaschinen

Ausgleich für ausstiegsgeschädigte Kommunen tut Not / Forderung nach ideologiefreier
und sachorientierter Kernkraft-Diskussion der neuen Bundesregierung

Greifswald-Lubmin. „Unsere Gemeinden und unsere Mitbürge-
rinnen und Mitbürger haben ein dauerhaftes Existenzrecht“, so
die Kurzformel von Wolfgang Mayer, Vorsitzender derASKETA
- Arbeitsgemeinschaft der Standortgemeinden kerntechnischer
Anlagen in Deutschland und Erster Bürgermeister der Gemeinde
Gundremmingen, anlässlich der Jahrestagung der Standortbür-
germeister in Lubmin. „Ein Beharren auf dem unnötigen, ideolo-
giegetriebenen, vorzeitigen Abschalten unserer Kernkraftwerke
geht unseren Mitbürgerinnen und Mitbürgern an die Substanz.“

„Wir fragen nachdrücklich,
woher nehmen gewisse politi-
sche Kreise die Chuzpe, ‘gute’
Arbeitsplätze bei den regenerati-
ven Energien gegen ‘schlechte’
Arbeitsplätze in der Kerntechnik
aufwiegen zu wollen. Nach Les-
art solcher Ideologen ist der Ver-
lust von etwa 40.000 hoch quali-
fizierten und über Jahrzehnte kri-
sensicheren Arbeitsplätzen, die
mit der Kernenergienutzung zu-
sammenhängen, schlicht als
Kollateralschaden im Kampf für
eine edle, weil regenerative En-
ergie hinzunehmen“, so der Bür-
germeister. 

Ökoideologie treibt viele
Menschen in den Ruin

„Sind angesichts von rund
fünf Millionen Arbeitslosen un-
sere geschätzten bundesrepubli-
kanischen Volksvertreter sozial-
politisch schon so abgestumpft,
dass man für die Ökoideologie

mal locker den sozialen Abstieg
von über 100.000 Menschen und
den Ruin der Standortgemeinden
billigend in Kauf nimmt?“ 

Wirtschaftliche Folgen

Mayer untermauerte die wirt-
schaftlichen Folgen einer Schlie-
ßung mit harten Zahlen. So sind
die Kernkraftwerke an den je-
weiligen Standorten wahre Job-
maschinen, denn rund 15 bis 20
Prozent der Jobs in den Kern-
kraftwerken müssen in den nächs-
ten fünf bis zehn Jahren mit neu-
en Mitarbeitern besetzt werden,
um den Know-how-Transfer si-
cherzustellen. Auch als Ausbil-
dungsstätten sind Kernkraftwer-
ke in ihrer Region unverzichtbar.
Die Ausbildungsquote bezogen
auf das Stammpersonal liegt
mehrheitlich bei bis zu fünf Pro-
zent. Trotz der hohen Sicher-
heits- und Qualitätsanforderun-
gen erfreuen sich Kernkraftwer-

ke großer Beliebtheit bei Trai-
nées und Praktikanten. Allein die
Kaufkraft durch die mit den
Kernkraftwerksstandorten ver-
bundenen Menschen beläuft sich
in Summe auf rund 600 Millio-
nen Euro pro Jahr. Im gleichen
Zeitraum investieren die Stand-
orte knapp 1,2 Milliarden Euro
sowohl in den laufenden Betrieb
der Anlagen als auch in deren
Wartung, Instandhaltung und
Optimierung. Fast ein Drittel
dieser Gelder kommen neben
Löhnen und Gehältern den Re-
gionen um die Kernkraftwerks-
standorte zu Gute. Diese Zahlen
vergegenwärtigend stellte Mayer
fest, dass sich die Bundesregie-
rung schon gute und nachvoll-
ziehbare Gründe ausdenken
müsste, wenn sie angesichts lee-
rer öffentlicher Kassen und Mas-
senarbeitslosigkeit die Abschal-
tung der Kernkraftwerke und da-
mit die Entlassung in die Ar-
beitslosigkeit den betroffenen
Menschen und Firmen plausibel
erklären will.

Rückbesinnung 
zur Sachorientierung

Als Minimalziel der künftigen
energiepolitischen Diskussion
definierte ASKETA eine Rück-

besinnung zur Sachorientierung,
die sich an internationalen Bei-
spielen ausrichtet und eine ganz-
heitliche Betrachtung beinhaltet.

Hochtechnologie-
Wirtschaftsstandort

Dann würde sehr schnell klar,
dass es auch in Deutschland nur
ein Sowohl-als-auch von Kern-
energie, fossilen Energieträgern
sowie regenerativen Energien
und keinesfalls ein ausschließli-
ches Entweder-oder geben kann.
Die Kernenergie ist neben den
fossilen Kraftwerken das Rück-
grat einer sicheren und bezahlba-

ren Stromversorgung für den
Hochtechnologie-Wirtschafts-
standort Deutschland. Die Kern-
kraftwerke geben den Betreibern
den nötigen finanziellen Spiel-
raum, an bezahlbaren regenerati-
ven Energiekonzepten tatkräftig
mitzuwirken. Die Betonung liegt
dabei bewusst auf bezahlbar,
denn was in Deutschland auf
Kosten der Privathaushalte der-
zeit mit der Subventionierung
unwirtschaftlicher regenerativer
Stromerzeugung - allen voran
der Photovoltaik - an Geld ver-
brannt wird, ist volkswirtschaft-
lich ein Desaster und kann lang-
fristig keine wirkliche Lösung
sein. Ziel muss es doch sein, eine
ökologisch sinnvolle und ökono-
misch sichere Energieversor-
gung für unser Land zu er-
reichen, so die Forderung der 
Standortbürgermeister.

29 Prozent Kernenergie

Der Kernenergieanteil an der
öffentlichen Stromversorgung in
Deutschland beträgt derzeit im-
merhin 29 Prozent, in einigen
Bundesländern sogar über 60
Prozent. ASKETA richtete daher
die Frage nach Berlin, wie rund
21.350.000 Kilowatt hoch effizi-
enter und umweltschonender
Kernkraftwerksleistung ersetzt
werden sollen. Immerhin erzeu-
gen die Kernkraftwerke in über
90 Prozent der zur Verfügung
stehenden Tages- und Nachtzeit
von 8.760 Stunden pro Jahr, un-
abhängig von Sonne und Wolken
oder Flaute und Sturm, zuverläs-
sig und dem Bedarf entspre-
chend sauberen und bezahlbaren
Strom (rund 165 Milliarden Ki-
lowattstunden pro Jahr). Bis es
bezahlbare und gleichwertig
wirtschaftliche regenerative 
Energieerzeugungsformen gibt,
wird die Kernenergie benötigt.

165 Mio Tonnen des 
klimaschädigenden CO2

Immerhin vermeiden die lau-
fenden Kernkraftwerke pro Jahr
den Ausstoß von 165 Millionen
Tonnen des klimaschädigenden
Kohlendioxids. Ein Wegfall der
Kernenergieleistung bedeutet
derzeit Ersatz durch Kohle- und
Gaskraftwerke mit allen Konse-
quenzen für das Klima. Alles an-
dere fällt unter die Rubriken Illu-
sion und Schönrederei. 

Laufzeiten verlängern

In Richtung der großen Ener-
gieerzeuger und Kernkraft-
werksbetreiber richtete ASKE-
TA den Appell, ihrerseits Flagge
zu zeigen und alle Anstrengun-
gen zu unternehmen, die Lauf-
zeiten der bestehenden Kern-
kraftwerke unter dem Primat
höchstmöglicher Sicherheit zu
verlängern. Auch sollten sie den
Mut haben, laut über den Neu-
bau von technisch weiter ent-
wickelten Anlagen der neuesten
Generation nachzudenken. Dies

wäre ein deutlich sichtbares und
wünschenswertes Bekenntnis zur
Kernenergie, wie es in anderen
auch ausstiegsorientierten Län-
dern jüngst abgelegt worden ist
(Schweden, Großbritannien,
USA), ganz abgesehen von den
bekannten massiven Kernkraft-
Ausbauplänen von bis zu 140
Anlagen in den kommenden
zehn Jahren vor allem im Nahen
und Fernen Osten, den USA und
Osteuropa. Die Kernenergie war
und ist europa- wie weltweit en
Vogue und alles andere als ein
Auslaufmodell. Rund um den
Erdball werden in 31 Staaten der-
zeit 444 Kernkraftwerke betrie-
ben, davon 216 in Europa. In Bau
befinden sich gegenwärtig 23
Anlagen in zehn Staaten, davon
neun Reaktoren allein in Indien.

Zusatzoptionen

Klar zu Tage trat bei allen Ge-
sprächen mit den ausländischen
Bürgermeisterkollegen, dass in
anderen Ländern Nutzen und Ri-
siken aller Energieerzeugungsar-
ten deutlich sachorientierter dis-
kutiert werden. Die Kernenergie
wird wegen ihres verlässlichen
Beitrags zu einer gesicherten
und vor allem auch umwelt- wie
klimaschonenden Energiever-
sorgung hoch geschätzt. Sonne
und Wind sind Zusatzoptionen
und werden nicht als allein selig
machende „Heilsbringer“ ver-
herrlicht und hoch subventio-
niert. Rund um die Ideologiein-
sel Deutschland diskutiert der
Euro-Raum offen und ohne Sek-
tierertum die aktuellen Ener-
giefragen. Dabei werden die be-
rechtigten Interessen der Stan-
dortgemeinden nicht ausklam-
mern. Dies würden sich die deut-
schen Standortkollegen auch für
ihre Gemeinden wünschen.

Endlagerfragen

„Vordringlich bei der weiteren
Nutzung der Kernenergie auch
weltweit ist es, sich konsequent
um Entsorgungs- und Endlager-
fragen zu kümmern. Wie üblich
macht uns auch hier das Ausland
wieder vor, wie eine zielgerich-
tete Kernkraftpolitik funktionie-
ren kann“, so Mayer. Frankreich
habe erst vor wenigen Tagen be-
schlossen, bis 2025 ein Endlager
zu bauen und sich bis 2015, also
in nur neun Jahren sich auf einen
Standort festzulegen. Dass es
sich zumindest in Deutschland
vor allem um ein politisches Pro-
blem und weniger um ein techni-
sches handelt, ließe sich leicht
erkennen. In Lubmin konnten
sich die Teilnehmer live davon
überzeugen, welche Möglichkei-
ten es auf dem Entsorgungspfad
von Nuklearabfällen gibt. Im
ehemaligen DDR-Kernkraft-
werk Greifswald an der Ostsee
ist ein hoch modernes Entsor-
gungszentrum für radioaktive
Abfälle entstanden, das weit
über Deutschland hinaus Interes-
se findet. 

Im Schatten des weltweit größten derzeit laufenden Rückbauprojekts einer kerntechnischen An-
lage tagten Vertreter von 27 Städten und Gemeinden in Deutschland und Schweden, in deren Ge-
bieten sich Kernkraftwerke und andere kerntechnische Anlagen befinden. Vorsitzender der in AS-
KETA - Arbeitsgemeinschaft der Standortgemeinden kerntechnischer Anlagen in Deutschland -
organisierten deutschen Standortbürgermeister ist Wolfgang Mayer (6. v. r.), Erster Bürgermei-
ster von Gundremmingen im bayerisch-schwäbischen Landkreis Günzburg.
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Das Energie-Mobil von E.ON Bayern kommt zu Ihnen.

Werden Sie EnergieSpar -Detektiv und lassen Sie sich von

unseren Experten beraten, wo und wie Sie im Haushalt

jede Menge Energie und Geld sparen können.

Senken Sie mit uns
Ihren Energieverbrauch.

EnergieSpar-Tour 2006

• In rund 300 Kommunen in

Bayern – also mit Sicherheit

ganz in Ihrer Nähe

• Persönliche Analyse

• Individuelle Beratung

• Wertvolle EnergieSpar-Tipps

• Attraktives Gewinnspiel

Mehr Informationen unter:

www.eon-bayern.com/energiespartour

„Durch die Netzregulierung
wird Strom kaum billiger“

E.ON will wieder Kernkraftwerke bauen, zunächst wohl in Rumänien
Investitionsoffensive in Deutschland

In der Jahrespressekonferenz der E.ON Energie AG, Mün-
chen, kündigte Vorstandschef Johannes Teyssen zwar an, nach
der Entscheidung der Bundesnetzagentur über die künftigen
Netzentgelte die Strompreise entsprechend zu senken. Aber zu-
gleich schränkte er ein, dass höhere Gebühren und Steuern die
Preissenkung wohl wieder weitgehend kompensieren werden.
Des weiteren teilte er mit, dass der Energiekonzern E.ON, nach
eigener Darstellung das größte private Energieunternehmen
der Welt, wieder Atomkraftwerke bauen will. 

Zwar ist das wegen des vom
Bundestag unter Rot-Grün be-
schlossenen Ausstiegs aus der
Kernenergie in Deutschland der-
zeit nicht möglich, aber Chancen
für neue Kernkraftwerke sieht
das Unternehmen in Rumänien,
Holland, Finnland, Großbritan-
nien und wohl auch in den balti-
schen Staaten.

Frage der Netzentgelte

In der Frage der Netzentgelte
sei alles offen. Verbindliche Er-
gebnisse der Netzagentur zu den
Strom- und Gasnetzentgelten
und den Rahmenbedingungen
für die künftige Anreizregulie-
rung, mit der die Ausrichtung der
Preise an den Branchenbesten
erreicht werden soll, gebe es zur-
zeit noch nicht. Die Agentur prü-
fe die Anträge der Energie-unter-
nehmen „bis ins Detail“, wozu
allein E.ON Energie 300.000
Einzelwerte geliefert habe.
E.ON suche keinen Streit, son-
dern, wo immer möglich, den
Ausgleich, um Rechtsfrieden zu
finden. Deshalb gehe der Kon-
zern den Weg einer vertrauens-
vollen Kooperation.

Rentabilität erhalten

Allerdings, so Teyssen weiter,
dürfe es nicht zu einer Situation
kommen, die ein Konkurrent mit
dem Satz „Wer investiert, ver-
liert“ auf den Punkt gebracht ha-
be. Bei allen Regulierungsmaß-
nahmen müsse die im Gesetz
versprochene Rentabilität erhal-
ten bleiben, sonst könne der
Konzern seine Investitionsof-
fensive nicht fortführen, son-
dern müsse seine Investitionen
zurückfahren. Erste Informatio-
nen über Entwürfe der Netz-
agentur machten jedenfalls be-
sorgt. Die im vergangenen Som-
mer angekündigte Offensive
über 300 Mio. Euro in die Netze
in Deutschland werde bereits
realisiert. Bei allen Regional-
unternehmen, so etwa bei E.ON
Bayern, seien die Investitionen
sogar erhöht worden.

Gravierende
Missverständnisse

Bei der Diskussion über Ener-
giepreise zeigen sich nach E.ON-
Ansicht gravierende Missver-
ständnisse. Ohne Gründe und mit
teilweise absurd anmutenden Be-
hauptungen würden Preissenkun-
gen gefordert. Zunächst einmal
müsse man zwischen Indus-
triekunden und großen Händlern
einerseits sowie privaten Haushal-
ten andererseits unterscheiden.
Die erste Gruppe orientiere sich
strikt gemäß Angebot und Nach-
frage an den Großhandels- und
Börsenpreisen. Dabei funktioniere
der deutsche Stromhandelsmarkt
in beiden Richtungen. Die zweite
Gruppe profitiere von einem mit
den staatlichen Aufsichtsbehörden
abgestimmten Durchschnittspreis
im Terminmarkt.

Bei beiden Gruppen spielten
staatlich regulierte Preisbestand-
teile wie Energiesteuern, Förde-
regime für regenerative Energien
sowie Kraft- und Wärmekopp-
lung und Konzessionsabgaben
für Gemeinden und schließlich
die Mehrwertsteuer eine große
Rolle. Bei privaten Kunden ad-
dierten sich diese Preisbestand-

teile bereits auf 40 Prozent des
Preises.

Kompensierte Entlastung

Netzentgelte machen bei den
Haushalts- und Industriekunden
jeweils ein Drittel der Stromrech-
nung aus. Rechne man die bisher

veröffentlichten Netzentgelt-Kür-
zungen, die nach Teyssens An-
sicht zwischen 5 und 20 % liegen,
hoch und gehe von einer weite-
ren zehnprozentigen Absenkung
aller Netzentgelte durch die Re-
gulierung aus, werde der durch-
schnittliche Familienetat um et-
wa 2 Euro je Monat entlastet.
Doch werde diese Entlastung na-
hezu vollständig zum Jahres-
wechsel durch sich ausweitende
Förderprogramme für erneuer-
bare Energien und die drei-
prozentige Mehrwertsteuererhö-
hung kompensiert. 

Ein gutes Viertel der Strom-
rechnung machen die Großhan-

dels- und Börsenpreise für die
Stromproduktion aus, die in den
letzten Monaten eine „turbulente
Achterbahnfahrt“ erlebt haben,
nicht zuletzt durch das Auf und
AB der CO2-Preise. Konkre-
tere Angaben zur Strompreisent-
wicklung machte Teyssen nicht. 

Bewährte Preisbindung

Bei den Gaspreisen sei auch
noch nicht entschieden, ob sie
zum 1. Oktober steigen und ggf.
um wie viel. Die Bindung der 
Gaspreise an den Ölpreis habe
sich jedenfalls bewährt. Weder in
England noch Amerika habe
sich die Abkehr von der Öl-
preisbindung als stabilisieren-
des oder gar den Preis senken-
des Element gezeigt. Vielmehr
lägen dort die Handelspreise für
Gas viel höher als auf der hiesi-
gen Großhandelsstufe. Im Übri-
gen hätten alle E.ON-Regional-
versorgungsunternehmen ihre
Kalkulation für Gas offen ge-

legt, was sehr zur versprochenen
Transparenz beitrage.

E.ON versteht sich längst als
ein international tätiges Unter-
nehmen. Entsprechend sind sei-
ne Wachstumspläne ausgelegt.
Neue Aktivitäten gibt es in Bul-
garien (1,1 Mio. Stromkunden),
in Holland (Strom- und Gasver-
trieb für 300 000 Kunden) und in
Rumänien (1,3 Mio. Stromkun-
den). Gefestigt wurde die Markt-
position in Tschechien (110.000
Kunden) und Ungarn (1 Mio.
Gaskunden). 

Investitionsoffensive

Zu diesen externen Wachs-
tumsschritten kommt eine Inves-
titionsoffensive in neue Kraft-
werke und Netze, „was zusam-
men das größte Investitionstem-
po seit mehr als einer Generation
darstellt“. Zu nennen sind das
„weltweit größte, modernste und
umweltfreundlichste Kohlekraft-
werk“ mit einer Blockleistung

von mehr als 1000 MW (Mega-
watt) in Datteln in NRW, zwei
Gaskraftwerke in Irsching bei In-
golstadt über 1300 MW Leistung,
ein 800-MW-Gaskraftwerk in
Livorno, Ferraris in Norditalien
und vier neue Müllverbrennungs-
anlagen in Norddeutschland, die
zu den zwölf bestehenden kom-
men. Untersucht werden Investi-
tionsvorhaben für Steinkohle in
Rotterdam und bei Frankfurt und
für zusätzliche Gaskraftwerke in
Norddeutschland, Ungarn und in
der Slowakei.

Rumänien im Visier

Schon konkreter könnte der
Bau eines Kernkraftwerkes in
Cernavoda in Rumänien werden.
Vor einigen Tagen habe E.ON
als möglicher strategischer In-
vestor für die Beteiligung am
Neubau eines Kernkraftwerks
mit modernster westlicher Tech-
nik auf eine entsprechende Aus-

(Fortsetzung auf Seite 10)
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…ebenso wie 164 weitere Städte

und Gemeinden in unserer Region

Josef Schweinberger,
1.Bürgermeister der Stadt Buchloe,

freut sich, dass den Buchloer

Bürgerinnen und Bürgern mit Erdgas

eine saubere und umweltschonende

Energie zur Verfügung steht.

www.erdgas-schwaben.de

Stadt Buchloe–

wir heizen mit Erdgas
erdgas schwaben gmbh

Bayerstr.43 · 86199 Augsburg

Telefon 0821 9002-0
www.erdgas-schwaben.de

erdgas schwaben:

Kundenorientiertester
Energiedienstleister 2006

Dr. Christian Blümm, Leiter Marketing bei erdgas schwaben,
nahm den 1. Preis im Garten des Düsseldorfer Kunstvereins
Malkasten entgegen. Nach dem besten kundenorientierten
Dienstleister fragten die Universität St. Gallen, Steria Mum-
mert Consulting und das Handelsblatt. 

Deutschlandweit wurden 3.300 der größten Dienstleister ein-
geladen, am Wettbewerb „Deutschlands kundenorientiertester
Dienstleister“ teilzunehmen und sich testen zu lassen. 184 Un-
ternehmen traten an, erdgas schwaben errang den 1. Platz unter
den Energieversorgern. Im Gesamtranking belegt erdgas
schwaben Platz 44 vor Unternehmen wie Deutsche Bank, O2
Germany, TUI oder Media Markt. Gemessen wurde die Kun-
denorientierung mit einem neuentwickelten Befragungsmodell
der Uni St. Gallen.

Eine Stadt im Zauber
des Lichts . . .

Impressionen von der Berchinale 2006
Ende Juni war es wieder so weit. Zum wiederholten Male fand
in Berching bei Nürnberg die „Berchinale des Lichts“ statt. Da-
bei handelt es sich um eine der mittlerweile größten und wohl
auch spektakulärsten Lichtevents der Bundesrepublik.

Namhafte Leuchten- und
Lampenhersteller, renommier-
te Lichtkünstler und aner-
kannte Hochschulen tauchten
die mittelalterliche Stadt in
ein Meer aus Licht und Far-
ben. 

Magie und Poesie

Über 50.000 Besucher ließen
sich an den beiden Veranstal-
tungstagen von der Magie und
der Poesie des Lichts verzaubern. 

Der von der Akademie
Licht, der Stadt Berching und
der Starnberger Presseagentur
Factlight organisierte Groß-
event hat mit dieser Rekord-

zahl an Besuchern alle Erwar-
tungen übertroffen.

Neue Form
der Wahrnehmung

Mit über 40 Licht-Installatio-
nen unterschiedlichster Art war
die Berchinale ein wahres Freu-
denfest des Lichts. Zahlreiche
Hausfassaden, Wehr- und Lau-
bengänge, Kirch- und Verteidi-
gungstürme, Stadttore und Befe-
stigungsmauern, Brücken, Bach-
läufe, Grünanlagen und Frei-
flächen wurden phantasievoll
inszeniert und rückten sich damit
in eine neue Form der Wahrneh-
mung.

Drei effiziente Hochleistungsscheinwerfer von iGuzzini des
Typs Maxi Woody HIT 250W mit BLV-Lampe Colorspot
orange sorgen für eine optimale Beleuchtung des Turms.
Der Vorteil der Scheinwerfer besteht in einem hohen Wir-
kungs- und Schutzgrad, was zu deutlich weniger Wartungs-
aufwand führt. Der Vorteil der HIT 250 W Lampe: Sie
braucht keine zusätzlichen Farbfilter, da sie schon farbiges
Licht produziert. Die Lichtausbeute ist damit wesentlich
höher.

Buchloe setzt auf Erdgas
und Energieberatung

Bereits seit Februar 2004 bietet die Stadt Buchloe Ihren Bür-
gern eine kostenlose Energieberatung an. Jeden ersten und
dritten Donnerstag im Monat können sich Ratsuchende im
Rathaus von Kaminkehrermeister und Energieberater Lind-
ner zu allen energierelevanten Themen beraten lassen.

Georg Radlinger, Leiter des
Kommunalkundenmanagements
bei erdgas schwaben freut sich
über das Engagement der Stadt.
erdgas schwaben, seit über 50
Jahren der Energieversorger in
der Region, versorgt heute 165
Städte und Gemeinden in Baye-
risch Schwaben mit Erdgas. Ge-
org Radlinger weiß, Buchloe liegt
mit diesem umweltschonenden
und nachhaltigen Handeln abso-
lut im Trend der Zeit. Die Ener-
giepolitik vieler Städte und Ge-
meinden geht in Richtung opti-
mierte Energieeffizienz. Der Ein-
satz von Erdgas ist dabei ein
wichtiger Faktor. 

Kosten sparen

Über 75 Prozent aller Neu-
bauwohnungen werden heute
mit einer Erdgasheizung ausge-
stattet. Eine moderne Erdgas-
heizung zeichnet sich durch
niedrige Emissionen, hohe
Wirtschaftlichkeit und zuverläs-
siges Funktionieren aus. Das
schont Umwelt und Geldbeutel
gleichermaßen. So kann jeder
seinen Beitrag zum Umwelt-
schutz leisten und dabei auch
noch Kosten sparen.

Mit gutem Beispiel voran

Die Stadt Buchloe geht ihren
Bürgerinnen und Bürgern dabei
mit gutem Beispiel voran, wie
Buchloes erster Bürgermeister
Josef Schweinberger betont:
„Buchloe ist eine Stadt mit Ver-
gangenheit und Tradition, die
gleichzeitig stets auf zukunftsori-
entiertes und langfristiges Han-
deln setzt. Die gute Infrastruktur
Buchloes sowie unsere tatkräftige
Wirtschaftförderung machen die

Stadt zu einem idealen Standort
für Gewerbe und Industrie. Diese
Vorteile wissen der Fleischhan-
delskonzern A. Moksel AG und
die milchverarbeitenden Kar-
wendelwerke, um nur einige
zu nennen, bereits zu schätzen.
Als drittgrößte Kommune des
Landkreises Ostallgäu bietet
Buchloe alles, was man von ei-
ner modernen Stadt erwarten
kann. Der Einsatz von Erdgas
im kommunalen Bereich entla-
stet dabei unsere Haushalts-
kasse und hilft uns bei der Um-
setzung unserer Umweltziele.“

Individuelle Beratung

Georg Radlinger bestätigt:
„Aufgrund der hohen technischen
Standards sowie der Zuverlässig-
keit moderner Erdgasgeräte hat
Buchloe mit Erdgas eine sichere,
saubere und umweltschonende
Energie gewählt. Ebenso wie für
die Stadt Buchloe spielt für erd-
gas schwaben der Umweltschutz
eine große Rolle. Deshalb bietet
erdgas schwaben, unabhängig
von der Energieberatung der
Stadt Buchloe, allen interessierten
Bürgerinnen und Bürgern eine
kostenlose und umfassende Ener-
gieberatung.

Die Energiesparprofis von erd-
gas schwaben kommen ins Haus
und beraten individuell. Sie ermit-
teln den optimalen Energiebedarf
und berechnen, wie viel Energie
durch den rationellen Einsatz von
Erdgas künftig eingespart werden
kann. Diese Energieeinsparung
zahlt sich für jeden Einzelnen aber
auch für die Stadt Buchloe bei der
Versorgung von Schulen, Kinder-
gärten, Schwimmbad, Rathaus
und diversen kommunalen Ein-
richtungen aus.“

Energiegespräch von erdgas schwaben:

Chancenreiche Nutzung
nachwachsender Rohstoffe

Augsburg (jdt). Hochaktuell und sehr chancenreich nannte Ge-
schäftsführer Klaus-Peter Dietmayer von erdgas schwaben bei ei-
ner Pressekonferenz in Augsburg die Nutzung von Biomasse als
dem „vielseitigstem erneuerbaren Energieträger“. Angesichts des
immer schneller steigenden weltweiten Energieverbrauchs, der
heute fast doppelt so hoch sei wie zu Beginn der 70er Jahre, kom-
me dem Erdgas - in Verbindung mit dem regionalen Biogaspoten-
tial - eine hohe Bedeutung zu. 

Dietmayer betonte: „Biomasse
kann als fester, flüssiger oder 
gasförmiger Energieträger zur
Bereitstellung von Wärme, zur
Stromerzeugung oder als Kraft-
stoff eingesetzt werden.“

165 Städte und Gemeinden 

Hervorgehoben wurde zudem
der stark wachsende Rang von
Erdgas Schwaben als „Partner
der Kommunen“. Von Erdgas
Schwaben, das im Frühjahr 1952
gegründet wurde, würden heute
165 Städte und Gemeinden mit
der umweltschonenden Energie
Erdgas versorgt, registrierte Ge-
schäftsführer Dietmayer. Die
Nachfrage steige weiter. Zum
Vergleich: 1995 waren es 113 an-
geschlossene Kommunen, vor 20
Jahren 62. Über ein etwa 4700
Kilometer langes Leitungsnetz
werden rund 75.000 Hausan-
schlüsse versorgt. Zu den Kun-
den gehören das Dominikus-
Ringeisen-Werk in Ursberg, der
große Freizeit- und Erlebnispark
Legoland in Günzburg und
Schloss Neuschwanstein.

Klimaschutz im Konzept

Vor dem Hintergrund der be-
ständig zunehmenden Ener-
gienachfrage mit der Folge im-
mer höherer Energiepreise und
der Zunahme von Emissionen
von Treibhausgasen ging Diet-
mayer auf die Notwendigkeit der
Sicherung der Energieversorgung
auch in Schwaben ein: „Unter
den fossilen Brennstoffen ist Erd-
gas die Energie, die die gering-
sten CO2-Emissionen zu ver-
zeichnen hat. Auf dieser Basis ge-
hen unsere Bestrebungen für die
Energieversorgung der Zukunft
in Richtung eines Konzeptes, das
Klimaschutz, Versorgungssicher-
heit und bezahlbare Energiepreise
miteinander verknüpft.“

Anbau von Energiepflanzen 

Zu den vorrangigen Zielen von
erdgas schwaben gehört laut
Dietmayer der Abbau einer zu
starken Abhängigkeit von Gasim-
porten aus Russland und ande-
ren Ländern. In Partnerschaft mit
der Landwirtschaft sollten nach-
wachsende Rohstoffe für die Pro-
duktion von Erdgas genutzt wer-
den, mit zur Verfügung stehenden
Aufbereitungsmöglichkeiten:
„Durch den Anbau so genannter

Energiepflanzen wie Roggen und
Mais, die ausschließlich zur ener-
getischen Verwendung angebaut
werden, aber auch durch die ener-
getische Nutzung von Holz als
Bio-Erdgas, bieten sich neue, ef-
fektive und wegweisende Nut-
zungsmöglichkeiten.“

Ausgereifte Technik 

In Bayern und gerade auch in
Bayerisch-Schwaben gebe es
günstige Voraussetzungen für 
die Erzeugung von Gas aus 
nachwachsenden Rohstoffen, er-
klärte Geschäftsführer Dietmay-
er. Im Regierungsbezirk Schwa-
ben könnten nach soliden Be-
rechnungen in rund 15 Jahren 20
bis 25 Prozent des Gas-Verbrau-
ches in der Region produziert
werden. Für den Transport stün-
den die schon vorhandenen Erd-
gas-Leitungen zur Verfügung.
Das Bio-Gas werde zur Einspei-
sung in das Erdgas-Netz auf 
Erdgas-Qualität aufbereitet. Die
Technik zur Aufbereitung des
Rohbiogases zu Biomethan sei
ausgereift und stehe jetzt schon
zur Verfügung. 

Steigender Biogasanteil 

Dem Argument, dass zur Zeit
die Produktion einer Kilowatt-
stunde Biogas etwa 6 bis 8 Cent
koste und damit noch rund drei-
mal so hoch wie die Importpreise
für Erdgas begegnete Dietmayer
mit dem Blick auf langfristige
Entwicklungen. Bei einer geziel-
ten und effizienten Nutzung von
landwirtschaftlichen Flächen, ei-
ner anhaltend günstigen Energie-
politik und konkurrenzfähigen
Produktionskosten sei bis zum
Jahr 2030 ein Biogasanteil von et-
wa 100 Milliarden kWh pro Jahr
denkbar, was 10 Prozent des jetzi-
gen Erdgas-Absatzes in Deutsch-
land entspreche. 

Bayern Spitzenreiter

Spitzenreiter unter den Bundes-
ländern bei den technischen Bio-
gaspotenzialen ist der Freistaat
(15.135 Millionen kWh/a) vor
Niedersachsen (13.719 Millio-
nen kWh/a), Nordrhein-Westfalen 
(8.790 Millionen kWh/a), Baden-
Württemberg (6.234 Millionen
kWh/a) und Schleswig-Holstein
(4.052 Millionen kWh/a). 

Hingewiesen wurde auf gün-
stige gesetzliche Rahmenbedin-
gungen der Förderung ökolo-
gisch sinnvoller Energietechni-
ken im Erneuerbare-Energien-
Gesetz (EEG) und durch erdgas
schwaben. 

Zwei Großprojekte 

Im südlichen Landkreis Augs-
burg, im Bereich von Schwab-
münchen, und im Raum Nördlin-
gen gingen, wie der Geschäfts-
führer ankündigte, größere Anla-
gen zur Produktion von Gas aus
nachwachsenden Rohstoffen in
absehbarer Zeit in Betrieb. Rund
50 Bauern konnten im Kreis
Augsburg als Partner gewonnen
werden. erdgas schwaben rech-
net jeweils mit Kosten von 1.5
bis zwei Millionen Euro. Weite-
re Anlagen sollen folgen. Diet-
mayer machte auf besondere 
Anstrengungen aufmerksam, bei
der von außen kommenden
Preisentwicklung zugunsten der
Kunden Einfluss zu nehmen.
Das Bestreben sei, „Platzhirsch
zu bleiben“.
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www.der-flexible-raum.de

C o n t a i n e r
Raummodule
Hallensysteme

Mit Erdgas in guter Gesellschaft.

Die 5-Sterne-Wärme für Ihr Zuhause

★ ★ ★ ★ ★

Erdgas Südbayern GmbH

Ungsteiner Straße 31, 81539 München
Tel. 01805/291111 (12 Cent/Min. im
Festnetz der deutschen Telekom)
E-Mail: info@esb.de, www.esb.de

115.000 Bauherren
und Hauseigentümer
in Südbayern
haben sich seit 40 Jahren für
Erdgas von der ESB entschieden!

Erdgas
Heizöl
Strom

Bayerngas nutzt gutes Jahresergebnis für Einstieg in Norwegen:

Bayerisches Unternehmen auf
internationalem Parkett

Die kommunale Gasbeschaffungsgesellschaft Bayerngas GmbH
hat das Geschäftsjahr 2005 mit einem Rekordabsatz von 67,7
Mrd. kWh (Vorjahr: 64,8 Mrd. kWh) und einem Plus im Er-
gebnis abgeschlossen. Durch die neue Höchstmarke beim Absatz
sowie die neue Beschaffungsstruktur machte das Unternehmen
einen Umsatz von 1.623,6 Mio. Euro (Vorjahr: 1.307,0 Euro)
und erzielte einen Jahresüberschuss von 22,9 Mio. Euro (Vor-
jahr: 18,3 Mio. Euro).

Dieses gute Ergebnis trägt da-
zu bei, dass die Bayerngas die ho-
hen Investitionen in alternative
Erdgas-Bezugsquellen stemmen
kann. Im März 2005 hatte die
Bayerngas eine Repräsentanz in
Norwegen mit dem Ziel eines
Erdgasfeld-Erwerbs eröffnet. 

Wegen der hohen Finanzie-
rungsleistungen, die mit diesem
Upstream-Engagement in Nor-

wegen notwendig werden, hat
das Unternehmen entgegen der
bisherigen Planung die Dividen-
den-Ausschüttung von 24% auf
18% reduziert. Die frei werden-
den Finanzmittel werden den
Rücklagen zur Stärkung des Ei-
genkapitals zugeführt.

Zum Jahresende wird eine
weitere Kapitalerhöhung erfol-
gen, die in die Bayerngas Norge

AS transferiert wird. „Das Enga-
gement in Norwegen ist aus un-
serer Perspektive notwendig, um
unseren Gesellschaftern über die
Beschaffungsplattform Bayern-
gas den Zugang zu einer anderen
Ebene der Wertschöpfung zu er-

einen Beitrag zur regionalen Be-
zugssicherheit leisten kann und 
es zeigt, welche Vorteile eine
kommunale Beschaffungspart-
nerschaft hat. Die Investitionen
als auch Risiken wären für einzel-
ne kommunale Unternehmen al-
leine nicht tragbar“. Das norwegi-
sche Tochterunternehmen steht
den Bayerngas-Gesellschaftern
für eine zusätzliche direkte Be-
teiligung offen. Im Folgenden
sind auch Stadtwerke bzw. Re-
gionalversorger außerhalb des
Bayerngas-Gesellschafterkreises
als Partner denkbar.

Ausblick

Bayerngas hat 2005 ihren 
Gaseinkauf weiter diversifiziert,
bestehende Verträge mit Vorlie-
feranten neu abgeschlossen und
ein professionelles Portfolioma-
nagement aufgebaut. Damit hat
das Unternehmen den Wandel
vom kommunalen Ferngasunter-
nehmen zur kommunalen Be-
schaffungsplattform für Erdgas
vollzogen. Aufgrund dieser ein-
geleiteten Neuausrichtung in der
Beschaffung und der positiven
Absatzentwicklung geht man bei
Bayerngas im laufenden Jahr
von einer zufrieden stellenden
Ertrags- und Finanzlage aus. Der
Absatz im ersten Halbjahr 2006
liegt auf Vorjahresniveau.

Durch die Vereinfachung des
Netzzugangs, der vom Kartell-
amt angestrebten Verkürzung der

möglichen. Damit können wir
einen entscheidenden Beitrag
zur Versorgungssicherheit unse-
rer Kunden sowie zur Dämpfung
des Preisanstiegs für Endver-
braucher leisten“, sagt Dr. Ulrich
Mössner, Geschäftsführer der
Bayerngas.

Beitrag zur regionalen 
Bezugssicherheit

Mössner weiter: „Gleichzeitig
zeigt unser Engagement, dass
auch ein bisher nicht internatio-
nal aufgestelltes Unternehmen

Stadtwerke im 
Wettbewerb stärken

Gasbeschaffungsplattform wird für kommunale 
Energieversorger neue Bezugsquellen erschließen

Nachdem die kartellrechtliche Genehmigung vorliegt, haben die
Unternehmen Bayerngas GmbH und Deutsche Essent GmbH
jetzt die gemeinsame Tochtergesellschaft novogate GmbH ge-
gründet. Das neue Unternehmen wird an den Standorten Mün-
chen und Düsseldorf als gemeinsame Gasbeschaffungsplattform
für Stadtwerke starten.

Geschäftsführer des neuen
Unternehmens sind Ulrich Mayr
(München) und Klaus Schüßler
(Düsseldorf). „Stadtwerke wer-
den aufgrund ihrer unvergleichli-
chen Kundennähe auch in Zu-
kunft eine wesentliche Rolle auf
dem Energiemarkt spielen. So-
wohl bei Essent als auch bei
Bayerngas sind die Anteilseigner
aus dem kommunalen Bereich.
Deshalb war es für uns folge-
richtig, die Kräfte zu bündeln“
erläuterte Paul van Son, Ge-
schäftsführer der Deutschen Es-
sent GmbH, bei einem Presse-
gespräch in München die strate-
gische Zielsetzung der neuen
Tochtergesellschaft.

Position stärken

„Wir wollen die Position
kommunaler Versorgungsunter-
nehmen im Wettbewerb der Ener-
gieversorger nachhaltig stärken.
Über novogate können die Stadt-
werke aktiv werden, ihre Gasbe-
schaffung optimieren und selbst
Know-how aufbauen oder im
Weiteren vielleicht Zugang zu up-
stream-Projekten erhalten,“ umriss
Dr. Ulrich Mössner, Geschäftsfüh-
rer der Bayerngas GmbH, den
Hintergrund der Kooperation. 

Novogate bietet den Stadt-
werken verschiedene Formen
der Zusammenarbeit an: Zu-
nächst einmal können kommu-
nale Energieversorger über no-
vogate ihre Einkaufsvolumina
bündeln und so ihre Verhand-
lungsposition deutlich verbes-
sern. Beratungsleistungen und
professionelles Portfoliomana-
gement ergänzen das Dienstlei-
stungsangebot. 

Partnerprogramm

Stadtwerken, die eine länger-
fristige Zusammenarbeit an-
streben, stehen die Leistungen
des Partnerprogramms offen. Es 
umfasst verschiedene Consul-
tingleistungen von der Gasbe-
schaffung über die Optimierung
von Kostenstrukturen bis hin 
zur Unterstützung bei Marketing
und Vertrieb. Die gesamte Leis-
tungskraft des Zusammenschlus-
ses können Stadtwerke nutzen,
die sich an novogate beteiligen.
So haben sie direkten Zugriff auf
das Know-how der erfahrenen
Energieeinkäufer der Trading
Floors von Bayerngas und Es-
sent in München und ‘s-Herto-
genbosch/Niederlande.

„Die Wertschöpfung im Gas-

geschäft verlagert sich zuneh-
mend hin zur Erzeugung bzw.
Förderung, der so genannten Up-
stream-Seite. Hier können sich
Stadtwerke schon aufgrund der
erforderlichen Investitionsvolu-
mina nicht alleine engagieren“,
erläuterte novogate-Geschäfts-
führer Ulrich Mayr.

Globales Agieren

„Wir müssen hier global, pro-
fessionell und kooperativ agie-
ren“, betonte Mayr.. „Dieses Up-
stream-Tor soll novogate insbe-
sondere aufgrund der engen Ver-
bindung zu den Gründungsge-
sellschaften, die auf dem interna-
tionalen Beschaffungsparkett ak-
tiv sind, aufstoßen. Es ist zwar
noch zu früh, über konkrete In-
vestitionsvorhaben zu sprechen.
Klar ist, dass es hier zahlreiche
Optionen gibt, die gemeinsam
mit den Stadtwerken verfolgt
werden müssen“.

Wissen und Erfahrung

Sein Kollege, Klaus Schüßler,
ergänzte, dass das gemeinsame
Einkaufspotenzial der beiden
Muttergesellschaften von 200
TWh (Terawattstunden) pro
Jahr eine solide Basis für erfolg-
reiches Agieren auf den Be-
schaffungsmärkten biete. „Da-
bei geht es nicht nur um den 
gemeinsamen Einkauf, sondern
auch um die Vermittlung und
den Austausch von Wissen und
Erfahrung“. Hier wird novogate
das bereits von der Deutschen
Essent am Markt etablierte 
Seminar- und Workshop-Pro-
gramm übernehmen und weiter
entwickeln.

Vertragslaufzeiten für Lieferver-
träge und die verstärkte Positio-
nierung insbesondere internatio-
naler Anbieter wird sich der
Wettbewerb intensivieren. Bay-
erngas wird dabei nicht nur ei-
nem zunehmenden direkten,
sondern auch ansteigenden mit-
telbaren Wettbewerb ausgesetzt
sein, der das Unternehmen über
ihre kommunalen und regiona-
len Kunden erreicht. Hier sieht
sich Bayerngas durch ihr Up-
stream-Engagement in Norwe-
gen, das durch die Prüfung von
LNG-Aktivitäten ergänzt wird,
bestens gerüstet.

Regulierung 
mit der groben Axt?

Im regulierten Netz-Bereich
zeichnet sich ein erheblicher Ko-
stendruck ab. Anstelle der von
Herrn Kurth versprochenen
„Netzentgeltregulierung mit Au-
genmaß“ erfolgt durch seine
Behörde eine mit der groben
Axt. So werden beispielsweise
bestehende Leitungen, erforder-
liche Speicherkosten für den ge-
setzlich vorgegebenen Bilanz-
ausgleich und Aufwendungen

für Flexibilitäten (Gasströme zur
Vermeidung von Teilnetzbildun-
gen) ohne Angabe von Gründen
kostenmäßig nicht anerkannt.
Auch das angewandte Bench-
marking-Verfahren ist in seiner
Validität mehr als zweifelhaft.
Sollte es hierbei bleiben, ließe
sich das gesetzlich vorgegebene
Netzzugangsmodell nicht umset-
zen. Und es würde bereits - ehe
die Anreizregulierung einsetzt -
zu Existenzbedrohungen von
Unternehmen kommen. 

Neben der Diskussion der
Netzentgelte stehen gegenwärtig
die Vorbereitungen zur Ein-
führung des neuen Netzzugangs-
modells am 1. Oktober im Vor-
dergrund. Da Bayerngas zukünf-
tig eines der neunzehn Marktge-
biete in Deutschland betreuen
wird, wird mit Hochdruck an der
Umsetzung der rechtlichen und
technischen Vorgaben gearbeitet.
Insgesamt ist die Bayerngas da-
mit als kommunale Beschaf-
fungsplattform sowohl im Han-
dels- als auch im Netzbereich
hervorragend aufgestellt - zu-
mindest, wenn in Sachen Ent-
geltregulierung wieder Vernunft
einkehrt.

ESB-Schulwettbewerb:

Grundschule Langquaid
macht das Rennen

Im Vordergrund des Konzeptes steht die Wechselnutzung der
Aula als Lern- und Lebensraum. „Das ist unser innovativer An-
satz, der aus dem pädagogischen Konzept der Schule abgeleitet
wurde“, betont Rektor Schächtl. Auf der Grundlage eines Vor-
konzepts, entwickelt durch die Lehrer, wurden die Schüler in-
tensiv und authentisch beteiligt. 

Mit der unterschiedlichen Aufteilung der Aula wird ein klas-
senübergreifendes gemeinsames Leben und Lernen möglich.
Maik Andrä, ServiceCenter Leiter bei der ESB: „Die Raumge-
staltung übt einen großen Einfluss auf die Lernbereitschaft und
den Arbeitserfolg der Schüler aus. Wir freuen uns, mit dieser
Aktion einen Beitrag für bessere Lernbedingungen in einer
ganzen Reihe von Grund- und Förderschulen in der Region lei-
sten zu können“.

Die ESB unterstützt mit ihrem Schulwettbewerb das Zusam-
menspiel von Schülern, Lehrern und Eltern und fördert gleich-
zeitig Verantwortungsgefühl und Eigeninitiative. Viele Schulen
haben sich mit ihren Projekten am Wettbewerb beteiligt. Der
Hauptpreis für die Gewinnerschulen beträgt je 10.000 Euro. Alle
anderen teilnehmenden Schulen, die nicht gewonnen haben, er-
halten hochwertige Musikinstrumente im Wert von 500 Euro.   

Veränderungen im
Thüga-Vorstand 
Der Aufsichtsrat der Thü-

ga Aktiengesellschaft hat
Ewald Woste als Vor-sit-
zenden des Vorstandes der
Thüga Aktiengesellschaft
zum 1. Januar 2007 beru-
fen. Woste (46) folgt damit
Armin Geiß, der zum 
1. Dezember in den Vor-
stand der E.ON Ruhrgas
AG berufen wurde. Ewald
Woste ist seit dem 1. April
2004 Vorstandsvorsitzender
des Energie- und Wasser-
versorgers Mainova AG
(Frankfurt am Main).        

ESB fördert Erdgasfahrzeuge
Die Erdgas Südbayern GmbH (ESB) unterstützt den Kauf eines
Erdgasfahrzeuges mit einer Startprämie von 400 Euro. Bei der
Festschreibung des niedrigen Mineralölsteuersatzes ist der
Preisvorteil bis 2020 gesetzlich garantiert. Erdgas als Kraftstoff
ist bis zu 50 Prozent günstiger als Benzin und Diesel.

Wer sich bis zum 31. Dezem-
ber 2006 für die Anschaffung
eines Erdgasfahrzeuges ent-
schließt, bekommt 400 Euro
Startprämie von der ESB. „Wir
haben die Zahlung der Startprä-
mie bis Ende 2006 verlängert,
weil es bei unseren Kunden sehr
gut ankommt“ so Martin Heun,
Prokurist der ESB. 

Doppelter Nutzen

Heizen und Autofahren mit
Erdgas lohnt sich für die ESB-
Kunden jetzt doppelt: Die 400
Euro ESB-Startprämie gibt es
für die Anschaffung eines erd-
gasbetriebenen Fahrzeuges. Das
Bonusprogramm der ESB, Fahr
& Spar erhalten Kunden der Erd-

gas Südbayern, die sich für 
den Kauf eines Erdgasfahrzeu-
ges entscheiden. Diesen Kun-
den werden mit der Jahresab-
rechnung 1000 kWh Erdgas
jährlich gutgeschrieben.

Gegenwärtig sind auf den
Straßen hierzulande rund 40.000
Erdgasfahrzeuge registriert. Bis
zum Jahr 2012 soll der Bestand
auf 500.000 anwachsen - die
ESB unterstützt diese Entwick-
lung.

Rathaus-SPD:

München gibt
„Bio“-Gas!

Die im Oktober 2003 gestar-
tete Biomasse-Initiative der
Rathaus-SPD greift: Mit der
Eröffnung des Biomasseblock-
kraftwerks in Pliening bei Mün-
chen wird erstmals Biogas ins
Netz der Stadtwerke München
(SWM) eingespeist.

Auf Initiative der Rathaus-
SPD hatte sich die Landes-
hauptstadt an den Forschungs-
und Entwicklungskosten be-
teiligt. Sven Thanheiser, um-
weltpolitischer Sprecher der
Rathaus-SPD: „Das Plieninger
Biomasseblockkraftwerk ist
ein weiterer Baustein unserer
Energiepolitik.“ Der nächste
folgt demnächst mit dem Bau-
beginn eines Biomasseblock-
kraftwerks im Münchner Tier-
park. Dort werden 5.000 Ton-
nen Tierdung und pflanzliche
Wertstoffe aus den Grünanla-
gen verwertet. 

Sven Thanheiser: „München
nimmt schon heute eine Spit-
zenstellung bei der Steigerung
der Energieeffizienz wie auch
der Nutzung regenerativer En-
ergie ein: Bereits 17 Prozent des
Münchner Stroms werden nicht
mehr aus fossilen Brennstoffen
gewonnen.“
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Mehr Energie für

Stadt und Land

Unser Erfolgsgeheimnis liegt in der Nähe. Deshalb bieten wir bedarfsgerechte und
innovative Energieprodukte für Kommunen – immer verbunden mit professionellem
Service auf Augenhöhe! www.n-ergie.de

Spürbar näher.

Studie des Pestel Instituts:

Die Bedeutung der N-ERGIE
für Nürnberg und die Region

Die regionale Verankerung der N-ERGIE schafft Impulse für
die einheimische Wirtschaft und sichert so Arbeitsplätze in
Nürnberg und in der Region. Dies ist das zentrale Ergebnis ei-
ner Studie des Pestel Instituts, Hannover. Die Studie entstand
in Zusammenarbeit mit dem Lehrstuhl für Volkswirtschafts-
lehre, insbesondere Internationale Wirtschaftsbeziehungen, an
der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg . Ziel
der Untersuchung war es, den Grad der regionalen Einbin-
dung des N-ERGIE Konzerns in die Wirtschaft von Stadt und
Region zu untersuchen. 

Obwohl Energieträger, wie
Erdgas oder Strom, weitge-
hend in die Region „impor-
tiert“ werden, bezieht die 
N-ERGIE wesentliche Anteile
ihrer Vorleistungen aus der
Region.

Wenn beispielsweise Rohre
saniert, ein neues Leitungssy-
stem erstellt, eine Umspannan-
lage oder ein neues Wasserwerk
errichtet werden, beauftragt die
N-ERGIE für die dafür notwen-
digen Bauleistungen zu 90 Pro-
zent Unternehmen aus Nürn-
berg oder der Region. 

Regionale Bauwirtschaft

So flossen der regionalen
Bauwirtschaft allein im Jahre
2004 39,4 Mio. Euro durch In-
vestitionen der N-ERGIE zu.
„Bei einem überregionalen
Großkonzern oder einem ‚glo-
bal player’ würden regionale
Gesichtspunkte bei der Auf-
tragsvergabe dagegen keine
Rolle spielen und die Region
würde entsprechend an Impul-
sen und Wirtschaftskraft ein-
büßen“, erläuterte Herbert
Dombrowsky, Sprecher des
Vorstands bei der N-ERGIE. 

Hohe Umsatzanteile
bleiben in der Region

In der Studie wurde jeweils
für Strom, Erdgas, Fernwärme
und Wasser die Höhe der Um-
satzanteile ermittelt, die in der
Region verbleiben. Beim Strom
sind es 41 Prozent. Dies bedeu-
tet, dass von jedem Euro, den
die Endkunden der N-ERGIE
für Strom bezahlen, 41 Cent in
der Region bleiben, Aufträge
schaffen und in Handwerk,
Handel oder Industrie Arbeits-
plätze sichern. 

Verlust bei Wechsel

Das Pestel Institut hat berech-
net, dass die regionale Wirt-
schaft bei einem Wechsel zu ei-
nem überregionalen Stromver-
sorger deutlich verliert. Von den
ermittelten 41 Cent bleiben bei
einem Wechsel nur noch ganze
18 Cent für die Region übrig -
der Anteil hat sich also mehr als
halbiert. 

Der Umsatzanteil, der in der
Region verbleibt, ist umso
höher, je geringer die in die Re-
gion „importierten“ Vorleistun-
gen sind. Deshalb beträgt der

in der Region verbleibende Um-
satzanteil beim Erdgas 31 Cent
pro Euro, während bei der in
Nürnberg-Sandreuth „produ-
zierten“ Fernwärme bereits 49
Cent in der Region bleiben.

Da das Nürnberger Trink-
wasser überwiegend in der
Region gewonnen wird, fällt
der regionale Anteil hier mit

68 Prozent am höchsten aus. 

Partizipieren am Erfolg

Deshalb partizipiert die Re-
gion auch am Vertriebserfolg
des Nürnberger Energieversor-
gers außerhalb seines Netzge-
bietes. Im Jahre 2004 betrug das
Verhältnis von Stromlieferun-
gen der N-ERGIE an Kunden
außerhalb ihres Netzgebietes
zum durchgeleiteten Strom
von anderen Lieferanten in das
N-ERGIE Netzgebiet noch 1:3.
Das heißt, die N-ERGIE hatte
dreimal so viel Strom an die
Konkurrenten verloren, wie sie
von den Konkurrenten außer-

halb des Netzgebietes dazu ge-
wonnen hatte. Im Jahre 2005
hat sich dieses Verhältnis zu-
gunsten der N-ERGIE verän-
dert, da sie ihre Stromlieferun-
gen an Kunden außerhalb des
Netzgebietes von 0,55 TWh
(Terrawattstunden) auf 2,25 TWh
vervierfachen konnte. 

Arbeitsplätze für
die Region 

Mit ihren eigenen 2.874 Mit-
arbeitern des Jahres 2004 zählt
die N-ERGIE zu den großen Ar-
beitgebern der Region. Aufträge
für Vorleistungen und Investi-
tionen in Höhe von rund einer
Milliarde Euro im Jahre 2004
sowie Bruttolöhne und Gehälter
für die 2.874 Mitarbeiter in
Höhe von 130 Mio. Euro schaf-
fen bei Handel, Handwerk und
Industrie Nachfrage, die allein
4.728 Arbeitsplätze in der Regi-
on sichert. 

Sicherung von 14.000
zusätzlichen Arbeitsplätzen

Insgesamt werden in Deutsch-
land durch die Aktivitäten der
N-ERGIE 14.000 zusätzliche
Arbeitsplätze gesichert. Dies
bedeutet, dass jeder der bei der
N-ERGIE beschäftigten Mitar-

beiter in Deutschland 4,9 Ar-
beitsplätze nach sich zieht. 1,7
Arbeitsplätze entfallen dabei al-
lein auf Nürnberg und die Regi-
on. Rund ein Drittel der zusätz-
lichen Arbeitsplätze entstehen
also in der Region. Im Vergleich
zu neun vom Pestel Institut be-
reits untersuchten Energiever-
sorgern liegt dieser Wert im
oberen Drittel. 

Immaterieller Nutzen

Die Untersuchung hob auch
das gesellschaftliche und ökolo-
gische Engagement der N-ER-
GIE positiv hervor. Der Ener-
gieversorger zählt zu den großen
Sponsoren der Region. Er trägt
dazu bei, dass Sport- und Kul-
turveranstaltungen stattfinden
können und den Lebensraum
der 2,4 Millionen Einwohner
bereichern. 

Im Umweltbereich wurde u.a.
auf das CO2-Minderungspro-
gramm verwiesen, das mit jähr-
lich 750.000 Euro die Eigeni-
nitiative der Kunden zur Redu-
zierung des Kohlendioxyd-Aus-
stoßes unterstützt. Durch Spon-
soring und Umweltförderung
wird, so das Untersuchungser-
gebnis, bedeutender immateriel-
ler Nutzen für Nürnberg und die
Region geschaffen.

LEW Verteilnetz GmbH:

Planfeststellungsverfahren
in Vorbereitung

110-Kilovolt-Hochspannungsleitung bei Illertissen im Visier
Abbau der Freileitung durch Ortsteil Au rückt näher

Die LEW Verteilnetz GmbH, eine Tochterfirma der Lechwerke
AG (LEW), bereitet ein förmliches Planfeststellungsverfahren
für die Änderung der Trasse einer 110-Kilovolt-Hochspan-
nungsleitung im Ortsteil Au der Stadt Illertissen vor. Dazu sind
vorbereitende Maßnahmen vor Ort notwendig, mit denen En-
de Mai begonnen wurde.

Die betroffenen Grundstücks-
eigentümer wurden über den Be-
ginn der Vorarbeiten bereits in-
formiert. Der Plan für das Vorha-
ben kann im Rathaus der Stadt
Illertissen eingesehen werden.

Um das Planfeststellungsver-
fahren durchführen zu können,
muss die neue Trasse, die im We-
sten des Wohngebietes Au verlau-
fen soll, auf ihre Umweltverträg-
lichkeit überprüft werden. Außer-
dem müssen die Lechwerke einen
sog. landschaftspfle-
gerischen Begleitplan vorlegen,
der auf die Belange des Na-

tur- und Vogelschutzes eingeht. 
Die Lechwerke wollen das

Planfeststellungsverfahren En-
de 2006 beantragen. Bei „nor-
malem“ Verlauf des Verfahrens
könnte dann im Herbst 2007 mit
dem Neubau begonnen werden.
Die alten Strommasten und Sei-
le werden unmittelbar nach der
Fertigstellung der neuen Hoch-
spannungsleitung abgebaut. Die
Kosten für den Neubau und den
Abbruch belaufen sich auf mehr
als 1,3 Millionen Euro.

Trassenverlauf

Die neue, 4,2 Kilometer lange
Trasse verläuft zwischen der
Sportanlage Bellenberg und dem
Gelände des Kraftwerkes Au.
Sie ist Teil eines umfassenden
Modernisierungsprogramms,
das LEW an der Hochspan-
nungsleitung zwischen den Um-
spannwerken Vöhringen und
Memmingen durchführt. Der
Leitungsabschnitt zwischen dem
Kraftwerk Au und dem Kraft-
werk Untereichen wurde in den
Jahren 2001 bis 2003 erneuert.
Im westlich gelegenen Bereich
der Umspannanlage Vöhringen
ist die Stromleitung 2005 kom-
plett neu errichtet worden. 

Voraussetzung für die Beantra-
gung des Planfeststellungsverfah-
rens ist eine positive Bewertung
der Trasse in dem noch durchzu-
führenden ergänzenden Raumord-
nungsverfahren, das in Kürze bei
der Regierung von Schwaben be-
antragt werden soll. Dieses Ver-
fahren wurde notwendig, da in
dem in den Jahren 2003/04 durch-
geführten Raumordnungsverfah-
ren die ursprüngliche Trassen-
führung im Westen von Au aus
Naturschutzgründen abgelehnt
wurde. In der jetzigen modifizier-
ten Trassenführung wurde auf die
Belange des Natur- und Vogel-
schutzes besonders eingegangen.
Im südlichen Teil wird die ur-
sprünglich geplante enge Bünde-
lung mit dem Illerkanal verworfen
und stattdessen die Trasse der be-
stehenden 110-kV-Leitung Meit-
ingen - Au verwendet.

(Fortsetzung von Seite 7)
schreibung einen Letter of Intent
bei der rumänischen Regierung
eingereicht, teilte Teyssen mit. 
Im Netzgeschäft hat E.ON zu-
sätzliche Mittel bereitgestellt zur
Beseitigung von Engpässen in
Deutschland und zum Ausbau
internationaler Kuppelstellen.
Deutliche Investitionssignale hat
der Konzern auch bei der Ent-
wicklung der Wind-Offshore-
Technologie, bei der Biomasse
und bei der Wärmedämmung
von Gebäuden gegeben, wo-
rüber die Tochter E.ON Bayern
schon ausführlich berichtet hat.
Offshore-Rechte hat sich das
Unternehmen vor Borkum, vor
Amrum und vor Cap Arkona
gesichert.

Position in 
Zentralosteuropa stärken

Die schnelle Entwicklung
von internationalen Regional-
märkten sieht E.ON als notwen-
digen Zwischenschritt auf dem
Weg zu einem einheitlichen 
europäischen Energie-Binnen-
markt. „In unserer Hemisphäre
geht es zunächst um die zwei
Regionalmärkte Zentralwesteu-
ropa und Zentralosteuropa, die
sich unterschiedlich schnell ent-
wickeln“, sagte Teyssen. West-
europa habe beinahe alle Vor-
aussetzungen, Osteuropa ent-
wickle sich langsamer, strebe
aber die Angleichung an West-

europa an. Für E.ON gelte es,
die Position in Zentralosteuropa
zu stärken, wo es bereits über 7
Mio. Kunden, 2,6 Mrd. Euro
Umsatz und fast 15 000 Mitar-
beiter gebe.

Insgesamt beschäftigt E.ON
Energie etwa 44.500 Menschen,
davon ein Drittel außerhalb
Deutschlands. Die Mitarbeiter-
zahl im Inland wird auf Grund
der - jetzt auslaufenden - Alters-
teilzeitregelung und wegen wei-
ter Rationalisierungen leicht
sinken. Gesucht werden Inge-
nieure, vor allem für den Be-
reich Kernenergie. Deshalb
sponsert das Unternehmen ei-
nen Lehrstuhl für Kernkraft an
der Technischen Hochschule
Aachen.

Der Umsatz nahm - vor allem
auf Grund von Erstkonsolidie-
rungen in Bulgarien, Ungarn und
Rumänien, aber auch wegen hö-
herer Großhandelspreise - um 18
Prozent auf 23,2 Mrd. Euro zu.
Dabei legte das Ergebnis vor
Zinsen und Steuern (Ebit) auf
3,93 (Vorjahr: 3,60) Mrd. Euro
zu. Die gesamten Investitionen
addierten sich auf 2,18 (2,53)
Mrd. Euro.

PS: E.ON, Sponsor der über-
aus erfolgreichen Franz-Marc-
Ausstellung in München, arbei-
tet am Zustandekommen der
bisher größten Kandinsky-Aus-
stellung, die 2008 in München
gezeigt werden soll.              dhg.

Durch die Netzregulierung ...

Region Unterfranken:

E.ON Bayern gibt Gas
13 neue Erdgasfahrzeuge bayernweit im Einsatz
Bei E.ON Bayern sind 13 neue Erdgasfahrzeuge im Einsatz.

Die VW Caddys EcoFuel werden als Dienstfahrzeuge in den
über ganz Bayern verteilten Kundencentern des Energie-
dienstleisters verwendet. Mit den Erdgasfahrzeugen sind künf-
tig Mitarbeiter in Schweinfurt, Marktheidenfeld, Ampfing,
Bamberg, Freilassing, Kolbermoor, Kulmbach, Naila, Pfaffen-
hofen, Schwandorf, Taufkirchen, Unterschleißheim und Wei-
den im Einsatz für die Kunden. Das Fahrzeug für den Bereich
Schweinfurt nahm Kundencenter-Leiter Georg Gehrig entge-
gen, das Fahrzeug für den Bereich Marktheidenfeld Kunden-
center-Leiter Reiner Messerer .

Umfangreiches ökologisches Engagement

Die E.ON Bayern AG sieht den verstärkten Einsatz umwelt-
schonender Erdgasfahrzeuge im eigenen Fuhrpark auch als ei-
nen Beitrag ihres umfangreichen ökologischen Engagements,
denn diese Fahrzeuge stoßen bis zu 80 Prozent weniger Schad-
stoffe aus. Erdgas ist aber nicht nur umweltschonender, son-
dern auch erheblich günstiger als Benzin oder Diesel: Man
spart gegenüber einem Benziner bis zu 50 Prozent der Treib-
stoffkosten und gegenüber einem Diesel bis zu 35 Prozent.   

Kernenergie-Ausstieg:

Es bleibt dabei
Auf ihrem Gipfel in St.

Petersburg haben sich die
Staats- und Regierungs-
chefs der größten Industrie-
nationen (G 8) auf einen
Kompromiss zur Nutzung
der Atomenergie geeinigt.
Deutschland bleibt beim
Ausstieg, während die ande-
ren Mitglieder den Ausbau
der Kernenergie planen.   
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Tradition verpflichtet.

Worauf sich schon die Großeltern

verlassen haben, darauf

vertrauen auch die Enkelkinder.

Sicherer Strom zu fairen Preisen.

Und das seit Generationen.

www.lew.de

Energie – sicher
und zuverlässig.

Immer da.

Städtische Werke Nürnberg GmbH 2005: 

Betriebsergebnis wurde 
erheblich verbessert

Die Städtische Werke Nürnberg GmbH schloss das Geschäfts-
jahr 2005 mit einem Zuschussbedarf von 11,9 Millionen Euro
(2004: 10,8 Millionen Euro) ab, kann sich aber insgesamt über
einen positiven Saldo zur Stadt Nürnberg freuen. Der stieg im
Jahr 2005 um 1,8 Millionen auf 23,7 Millionen Euro (2004:
21,9 Millionen Euro). Ursächlich für den positiven Saldo sind
die Konzessionsabgaben der N-ERGIE Aktiengesellschaft und
der VAG Verkehrs-Aktiengesellschaft Nürnberg sowie die
U-Bahn-Pacht, die jeweils an die Stadt gehen. 

Die Städtische Werke Nürn-
berg GmbH ist im Auftrag ihrer
Alleingesellschafterin, der Stadt
Nürnberg, damit betraut, als ge-
schäftsführende Konzernholding
die kommunalen Aufgaben der
Energie- und Wasserversorgung,
des öffentlichen Personennah-
verkehrs und der Immobilien-
wirtschaft durchzuführen. Die
wirtschaftliche Tätigkeit der
StWN GmbH selbst beschränkt
sich überwiegend auf die Funk-
tionen einer geschäftsführenden
Konzernholding. 

Das Betriebsergebnis der 
StWN GmbH konnte gegenüber
2004 erheblich verbessert wer-
den. Mit einem Fehlbetrag von
1,5 Millionen Euro fällt es ge-
genüber 2004 um 59,2 Prozent
besser aus (2004: -3,6 Millionen
Euro). Das per Saldo niedrigere
Beteiligungs- und Finanzergeb-
nis hob diesen Vorteil allerdings
wieder auf. So verschlechterte
sich das Zinsergebnis der StWN
GmbH um 2,1 Millionen Euro
auf -0,4 Millionen Euro. Die
Gründe dafür sind geringe liquide
Mittel infolge des wbg-Anteilser-
werbs sowie der ausgebliebene
Ausgleich der Zuschussbedarfe
2003 und 2004 durch die Anteils-
eignerin Stadt Nürnberg. 

Der Zuschussbedarf der StWN
GmbH in Höhe von 11,9 Millio-
nen Euro resultiert aus 59,7 Mil-
lionen Euro Überschuss der N-
ERGIE, 51.000 Euro Plus bei
der FEG (Fränkischen Energie-
Gesellschaft mbH), dem negati-
ven Saldo der VAG in Höhe von
70,9 Millionen Euro und dem
StWN-eigenen Ergebnis von
minus 0,7 Millionen Euro. Es
fällt aber um vier Millionen Eu-

ro besser aus als geplant. Be-
dingt durch die angespannte
Haushaltslage der Stadt Nürn-
berg wurde mit Blick auf den
Beschluss des Rates der Stadt 
in Höhe des Verlustausgleiches 
aus dem Jahr 2002 für die folgen-
den Jahre kein Ausgleich des 
Zuschussbedarfs vorgenommen.
Danach wäre von der StWN für
2005 wiederum ein Jahresfehlbe-
trag in Höhe von 6,2 Millionen
Euro selbst zu tragen. Die Ge-
schäftsführung rechnet aber wie-
der mit einem Ausgleich des
übersteigenden Zuschussbedarfs
von mindestens 5,7 Millionen
Euro durch die Stadt. 

Gesteigerte Bilanzsumme

Die Bilanzsumme hat sich im
Vergleich zum Vorjahr um 3,9
Prozent oder 11,1 Millionen Eu-
ro auf 297,1 Millionen Euro er-
höht. Der Erhöhung der flüssi-
gen Mittel um 39,8 Millionen
Euro steht im Zusammenhang
mit dem Cash Pooling der VAG,
in dessen Rahmen ein Finanzie-
rungs- und Liquiditätsausgleich
mit verbundenen Unternehmen
möglich ist. Im übrigen Umlauf-
vermögen reduzierten sich vor al-
lem die Forderungen gegenüber
der Gesellschafterin um 18,2 Mil-
lionen Euro. Der Buchwert des
Anlagevermögens blieb annä-
hernd unverändert. Auf Grund der
gestiegenen Bilanzsumme verän-
derte sich die Bilanzrelation zwi-
schen Anlage- und Umlaufvermö-
gen um 2,6 Prozent. Die Eigenka-
pitalquote ging von 60,6 im Jahr
2004 auf 56,3 Prozent in 2005
zurück. Ursächlich hierfür sind die
Verlustvorträge seit 2003. 

Das Anlagevermögen wird zu
86,3 Prozent (Vorjahr 89,5 Pro-
zent) durch Eigenkapital gedeckt.
Das kurzfristige Fremdkapital
wird zu 84,5 Prozent (Vorjahr
93,8 Prozent) durch kurzfristiges
Umlaufvermögen einschließlich
liquider Mittel gedeckt. 

Zum Konsolidierungskreis des
StWN-Konzerns gehörten 2005
insgesamt 33 Unternehmen
(2004: 30). Neu hinzu gekom-
men sind die Bus Nürnberg
BNG GmbH, die Stadtbus Er-
langen GmbH und die Stadtbus
Fürth GmbH. 19 Unternehmen
wurden vollkonsolidiert und 14
als assoziierte nach der Equity-
Methode einbezogen, darunter
auch die wbg. Wird nach der
Equity-Methode verfahren, wird
die Eigenkapitalveränderung in
die Bilanz einbezogen. 

Da alle Konzernbeteiligungen
insgesamt gute Teilergebnisse
eingefahren haben, kann der
Konzern Städtische Werke Nürn-
berg sich insgesamt über ein gut-

es Ergebnis freuen. Zwar haben
Sonderfaktoren und der erst-
malig im Jahresergebnis spür-
bare Mehrheitserwerb an der
wbg zu einem leichten Rück-
gang des Konzernjahresüber-
schusses geführt, doch konnten
die Teilpläne alle übertroffen
werden. 

Positiv hat sich im Gesamt-
konzern im Jahr 2005 der Um-
satz entwickelt. Er ist von
1.269,5 Millionen Euro im
Jahr 2004 um 18,3 Prozent auf
1.502,8 Millionen Euro gestie-
gen. Das Betriebsergebnis selbst
ist mit 48,6 Millionen Euro um -
5,6 Prozent schlechter ausgefal-
lenen als im Vorjahr (51,5 Mil-
lionen Euro), da die Bezugsko-
sten überproportional gestiegen
sind. 

Die Umsatzerlöse wurden zu
82,4 Prozent (Vorjahr 80,5 Pro-
zent) vom Strom- und Gasge-
schäft bestimmt, die insgesamt
eine Steigerung von 21,3 Pro-
zent erfuhren. Der Anteil des
Wasser- und Wärmegeschäfts re-
duzierte sich um ein Prozent auf
8,0 Prozent der Gesamtumsätze.
Der Anteil der Verkehrseinnah-
men ist mit 6,0 Prozent (Vorjahr
6,8 Prozent) und die sonstigen
Umsatzerlöse mit 3,6 Prozent
(Vorjahr 3,7 Prozent) an den
Umsatzerlösen beteiligt.

Erding:

Geowärmeprojekt
auf soliden Füßen

Die Therme Erding, der Zweckverband für Geowärme Erding
und die beteiligten Grundstückseigentümer haben nunmehr die
komplexen und langwierigen Grundstücksverhandlungen zum
gemeinsamen Erfolg geführt. Damit wurde der Weg für die
Thermenerweiterungen geebnet, mit denen die Zukunft des ge-
samten Geowärmeprojekts weiterhin auf soliden Füßen steht.

Inzwischen haben um die
Therme herum drei Großbau-
stellen ihre Arbeit aufgenom-
men. Die Kinderwelt und das
Foyer sind in ihren Umrissen
bereits erkennbar, in der neuen
Saunawelt nehmen die ge-
schwungenen Wasserbecken
schon ihre Formen an. Obwohl
der Baubeginn ursprünglich
früher erfolgen sollte, will die
Therme ihren ehrgeizigen Zeit-
plan einhalten. Demnach sollen
die Kinderwelt, die neue Sauna-
welt und das Foyer bereits vor
Weihnachten dieses Jahres den
Betrieb aufnehmen.

In nur wenigen Monaten wird
die Therme in ihre Erweiterun-
gen ca. 60 Mio. Euro investie-
ren und über 400 neue Arbeits-
plätze schaffen.

Bereits fertig gestellt präsen-
tieren sich die neu gestalteten
Parkplätze und die Brunnenan-
lage an der Thermenallee. Die
blühende Parkplatzbepflanzung
erfreut sich offenbar so großer
Beliebtheit, dass die Therme
mit verstärkten Kontrollen ge-
gen den Pflanzendiebstahl vor-
gehen muss.

Bürgermeister Karl-Heinz
Bauernfeind begrüßte den er-
folgreichen Vertragsabschluss
und lobte zum wiederholten Ma-
le den Unternehmer Josef Wund,
der mit der Umsetzung seiner
Ideen und Visionen Stadt und
Landkreis Erding weit nach vor-
ne bringt und meint: „Die Ther-
me Erding ist Ausgangspunkt
zur Weiterentwicklung einer
ganzen Region und Grundlage
für hervorragende wirtschaftli-
che Chancen.“

Erfolgsgeschichte

Auch für Landrat Martin
Bayerstorfer, Vorsitzender des
Geowärme-Zweckverbands, ist
Wunds unternehmerischer Mut
beispielhaft: „Die Therme Er-
ding ist eine einzige Erfolgsge-
schichte, und ich bin sicher, dass
die spektakuläre Erweiterung
den Bekannt- und Beliebtheits-
grad dieses außergewöhnlichen
Bades noch vergrößern wird.“ Er
sei äußerst zufrieden, dass dieses
Projekt dank der Unterstützung
aller Beteiligter nun realisiert
werden könne. DK

E.ON Bayern und Gemeinde Poing:

Reaktion auf Diskussion
über Fernwärmeversorgung
Zu einem so genannten Runden Tisch trafen sich auf Initiative
von Poings Bürgermeister Albert Hingerl Vertreter der Poinger
Fernwärmekunden, der Gemeinde Poing und von E.ON Bay-
ern. Ausgangspunkt war eine Veranstaltung im Bauzentrum
Poing über die Zukunft der Energieversorgung, bei der auch
sehr kontrovers über die preislichen und technischen Aspekte
der lokalen Fernwärmeversorgung diskutiert worden war.

E.ON Bayern hat jetzt ein Lö-
sungspaket vorgestellt, das von
Gemeinde und Kundenvertretern
akzeptiert wurde. Den Fernwär-
mekunden in Einfamilienhäu-
sern wird rückwirkend zum Be-
ginn des neuen Abrechnungsjah-
res (1. Juli 2006) die Möglich-
keit eingeräumt, auf das Preis-
modell der übrigen Fernwärme-
kunden umzustellen und die be-
reitzustellende Wärmeleistung
entsprechend ihrem jeweiligen
Heiz- und Warmwasserbedarf
festzulegen. Die Mindestleistung
liegt bei 10 kW. Für Einfamilien-
häuser und die übrigen Objekte
gelten damit künftig einheitliche
Arbeits- und Grundpreise. Dabei
haben die Kunden die Wahl zwi-
schen dem bisherigen Preismo-
dell und der vorgestellten Alter-
native. Einem Großteil der Fern-
wärmekunden wird damit eine
Möglichkeit eingeräumt, die
Fernwärmekosten zu senken.

Einsatzmöglichkeiten
von Biomethangas

Darüber hinaus wird E.ON
Bayern zur Verringerung der ein-
seitigen Abhängigkeit von Erd-
gas die Einsatzmöglichkeiten
von Biomethangas (so genanntes
Biogas) untersuchen und gege-
benenfalls zum Jahresbeginn
2007 zu realisieren. Bei der 
anstehenden Erneuerung der
Kraft-Wärme-Kopplungs-Mo-
dule im Blockheizkraftwerk
(BHKW) wird bereits einer der
Motoren auf die Verbrennung
von Biogas ausgelegt.

Ebenfalls soll der Einsatz von
hydrothermaler Erdwärme (Heiß-
wasser) als zusätzlicher Energie-
träger untersucht werden. Die
E.ON Bayern Wärme GmbH, ei-
ne hundertprozentige Tochter
der E.ON Bayern AG, besitzt be-
reits seit Juni die Genehmigung,
auf dem Gemeindegebiet von
Poing hydrothermale Erdwärme
aufzusuchen. Die „Erlaubnis zur
Aufsuchung von Erdwärme“,
wie es im offiziellen Bescheid
des Bayerischen Wirtschaftsmi-
nisteriums heißt, ist auf drei Jah-
re befristet und umfasst den Zeit-

raum vom 1. Juni 2006 bis zum
31. Mai 2009. Sollte die bereits
beauftragte Detailstudie die er-
hofften Ergebnisse erbringen,
könnte zukünftig der Bedarf von
rund 1 000 Haushalten an Wär-
me für Heizzwecke und Warm-
wasserbereitung in Poing aus
dieser Quelle gedeckt werden.

Betreuung vor Ort ausbauen

Die E.ON Bayern will außer-
dem die persönliche Betreuung
der Kunden vor Ort ausbauen
und in eigener Post zu Themen
rund um die Fernwärmeversor-
gung informieren. Bereits einge-
führt ist die vierteljährliche de-
taillierte Preisinformation für al-
le Fernwärmekunden. Auf einem
Tag der offenen Tür, der nach
dem Austausch der Aggregate
geplant ist, soll den Poingern die
hinter der Fernwärmeversorgung
stehende Technik präsentiert
werden.

Beschlossenes Konzept

E.ON Bayern betreibt in
Poing bereits seit 1988 eine
Fernwärmeversorgung. Über
die insgesamt 12,4 km langen
Leitungen werden jährlich rund
35 Mio. Kilowattstunden (kWh)
Wärme für 334 versorgte Ob-
jekte geliefert.

Bürgermeister Albert Hingerl
informierte in diesem Zusam-
menhang auch über das vom Ge-
meinderat beschlossene Konzept
für eine verstärkte Nutzung er-
neuerbarer Energien und Aus-
schöpfung von Einsparpotenzia-
len im gesamten Gemeindege-
biet. Hierzu soll zunächst in Zu-
sammenarbeit mit einem Fach-
büro und dem Agenda-Arbeits-
kreis Energie eine Bestandsauf-
nahme durchgeführt werden. 

Ziel dieses langfristig angeleg-
ten Projektes ist dabei ein ökolo-
gisch wie ökonomisch optimier-
tes Energiekonzept, bei dem ei-
nerseits wirtschaftliche Einspar-
potenziale erschlossen werden
und andererseits wirtschaftlich
sinnvolle Versorgungsvarianten
geprüft werden.

Feierliche Eröffnung
des „eza!-treffs“

„Damals im Jahr 2002 dachten wir noch, das eza!-haus wäre
sehr großzügig dimensioniert, und einige meinten gar, eza!
könnte dieses große Gebäude gar nicht ausnutzen“, erinnerte
Oberbürgermeister Dr. Ulrich Netzer. Aber es kam anders:
Vor kurzem eröffnete er einen umgestalteten Anbau in der
Burgstraße. „Der eza!-treff dokumentiert auch die hervorra-
gende Entwicklung von eza! in den letzten Jahren“, freut sich
Geschäftsführer Martin Sambale.

1998 begann die Erfolgsge-
schichte des Energie- und Um-
weltzentrums Allgäu (eza!) mit
einem Büro in den Räumen des
ZAK. Seit 2002 sind im mit Pas-
sivhaustechnik renovierten Ge-
bäude an der Burgstraße die Ar-
beitsbereiche von eza!: eza!-
energieberatung, eza!-bildung,
eza!-partner und eza!-energie-
management untergebracht.

Durch die immer erfolgreiche-
re Arbeit wurde es dann mit der
Zeit im eza!-haus eng. Als Ende
letzten Jahres der Blumenladen
aus dem Anbau des eza!-hauses
in neue Geschäftsräume umzog,
war die Gelegenheit für eine Er-
weiterung günstig. 

Die künftige Nutzung des
„eza!-treff“ wird sich variabel

gestalten. Es ist eine Daueraus-
stellung der eza!-partner-Firmen
installiert. Aktuelle Heizungs-
und Lüftungstechnik, Bau- und
Dämmstoffe, Holz- und Wohn-
bau sowie alles rund ums Thema
Solar können dort anschaulich
gemacht werden. 

„Dies ist zum einen für unsere
Energieberatungskunden inte-
ressant, die sich gleich vor Ort
über neue Techniken informie-
ren können“, erklärt Sambale,
„zum anderen erfahren die Teil-
nehmer des eza!-Bildungspro-
gramms an konkreten Beispie-
len, welche Techniken möglich
sind.“ Der neue „eza!-treff“ soll
schließlich auch als Schulungs-,
Beratungs- und Veranstaltungs-
raum genutzt werden.
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VDV-Jahrestagung in Bochum:

Mehr Fahrgäste,
höhere Wirtschaftlichkeit

Angriffe auf ÖPNV-Finanzierung bedrohen Fortsetzung dieser Erfolge
Schienengüterverkehr 2005 um 3,4 Prozent gestiegen

Auch im Jahr 2006 kann der Verband Deutscher Verkehrsun-
ternehmen (VDV) den seit Jahren kontinuierlichen Zugewinn
an Fahrgästen voraussichtlich noch weiter fortsetzen. Wie
VDV-Präsident Günter Elste auf der Jahrestagung seines Ver-
bandes in Bochum erklärte, hätten im Jahr 2005 die VDV-Mit-
gliedsunternehmen 9,37 Milliarden Fahrgäste befördert, 1,5
Prozent mehr als im Vorjahr. 

Die Wirtschaftlichkeit der
Verkehrsunternehmen habe
sich, unterstrich Elste, auch im
Jahr 2004 weiter verbessert -
trotz der diversen Absenkungen
von Ausgleichsleistungen und
Zuschüssen, der deutlich ge-
stiegenen Energiekosten, des
Schülerrückgangs und einer an-
haltend hohen Arbeitslosigkeit.
Der Kostendeckungsgrad sei
von 70,5 Prozent auf 71,0 Pro-
zent weiter erhöht worden. Da-
bei seien die Ausgleichsleistun-
gen für die Rabattierung im
Ausbildungsverkehr sowie die
Erstattungsleistungen für die ko-
stenlose Beförderung schwer-
behinderter Menschen in der er-
sten Stufe im Jahr 2004 um 91
Millionen Euro gesunken. Die-
se bereits beschlossenen Kür-
zungen würden in den Folgejah-
ren noch in größerem Umfang
wirksam.

Hinzu kommen aber laut El-
ste „weitere Kürzungsvorhaben,
die als die massivsten Angriffe

auf die ÖPNV-Finanzierungs-
grundlagen in der Nachkriegs-
geschichte bezeichnet werden
müssen“. Diese würden dafür
sorgen, dass die langjährige po-
sitive Entwicklung bei den
Fahrgastzahlen und der Ver-bes-
serung der Wirtschaftlichkeit
nicht weitergeführt werden
kann. 

Folgelasten

Die geplanten enormen Kür-
zungen der Regionalisierungs-
mittel würden zunehmend dazu
führen, dass Verkehrsunterneh-
men ihre Verkehrsleistungen
einschränken müssen. Dies wie-
derum habe zwangsläufig Fahr-
gastverluste zur Folge. Eine sol-
che fatale Entwicklung werde
durch die geplante Abschaffung
der Absetzbarkeit von Pendler-
tickets für Bus und Bahn und
der damit verbundenen politi-
schen Lenkungswirkung noch
erheblich verstärkt. 

Die politischen Entschei-
dungsträger im Bund und in den
Ländern wurden aufgefordert,
die Bundesfinanzhilfen an die
Länder für den ÖPNV nach
dem Regionalisierungsgesetz
bis zur gesetzlich vorgesehenen
Revision des Gesetzes 2007 mit
Wirkung ab 2008 aufrechtzuer-
halten. Der VDV-Präsident kri-
tisierte, dass der Bundestag das
fachlich unausgewogene Haus-
haltsbegleitgesetz mit Kürzun-
gen gegenüber dem jetzigen ge-
setzlich fixierten Status quo in
Höhe von 3,3 Milliarden Euro
im Zeitraum 2006 bis 2010 be-
schlossen habe - obschon so-
wohl die Verkehrsminister der
Länder als auch das Plenum des
Bundesrates sowie die betroffe-
nen Aufgabenträger und Ver-
kehrsunternehmen wiederholt
auf die massiv negativen Folgen
hingewiesen hätten. 

Pakt dringend benötigt

Elste zufolge braucht das
Land dringender denn je einen
„Pakt für bezahlbare Mobilität“.
Diesen habe der VDV im ver-
gangenen Jahr allen am ÖPNV
Beteiligten vorgeschlagen. „Wir
werden diesen Ansatz noch ein-
mal massiv politisch kommuni-
zieren“, so der Verbandschef:
„Ansonsten spielen wir mit dem
deutschen ÖPNV demnächst
nicht mehr in der Champions
League, sondern in der Zweiten
Liga.“

Vor Engpässen

Darüber hinaus appellierte
der VDV an die politischen Ent-
scheidungsträger im Bund und
in der EU, die infrastrukturellen
und ordnungspolitischen Grund-
lagen für eine Expansion des
Schienengüterverkehrs zu schaf-
fen. „Angesichts der dynami-
schen Nachfrageentwicklung
laufen wir sehenden Auges in
schwerwiegende Engpasssitua-
tionen hinein. Die starke Zunah-
me des Welthandels, die immer
noch fortschreitende Containe-
risierung, die Fortschritte der
Logistik bei der Ladungsbünde-
lung und die Entwicklung der
Kosten führen zu einer deutli-
chen Trendwende zugunsten der
Schiene,“ betonte Este. Die
meisten Staaten, insbesondere
wichtige wirtschaftliche Kon-
kurrenten Deutschlands, beant-
worteten den globalen Trend
mit steigenden Investitionen.

Die sich schon jetzt abzeich-
nenden Engpässe würden in den
nächsten Jahren besonders in
den Zulaufstrecken zu den See-
häfen und zu den Alpenpässen
ständig steigenden Handlungs-
druck erzeugen. „Es muss nicht
erst in einigen Jahren, sondern
sofort gehandelt werden, wenn
unsere Exportwaren in Zukunft
nicht schon in der Lüneburger
Heide oder im Alpenvorland auf
der Strecke bleiben sollen“, be-
merkte der Präsident.

Standorte sichern

Nur mit einem prosperieren-
den Eisenbahnmarkt könnten
die Wirtschaftsstandorte im
Zentrum Europas gesichert wer-
den. Die zunehmenden Engpäs-
se im Straßennetz und die stei-
genden logistischen Anforde-
rungen der verladenden Wirt-
schaft seien Aufforderung ge-
nug, die Wettbewerbssituation
der Schiene weiter zu verbes-
sern. Hierzu seien die Sicherung
und der Ausbau des Schienen-
netzes genauso erforderlich wie
eine Weiterentwicklung der
LKW-Maut und der weitere Ab-
bau von Wettbewerbsverzerrun-
gen zwischen den Verkehrsträ-
gern Schiene und Straße. 

„Insbesondere muss die Poli-
tik Sorge dafür tragen“, so El-
ste, „dass der europäische Ei-
senbahnverkehrsmarkt genauso
zugänglich wird wie der deut-
sche für alle Unternehmen in
Europa.“ Diese Öffnung müsse
zeitnah geschehen und dürfe
nicht durch administrative
Hemmnisse verzögert werden.
Zudem dürften die Anforderun-
gen der Interoperabilität nicht
unnötige finanzielle Abgründe
schaffen. 

Im Zentrum des Handelns

Die Transportleistung der Gü-
terbahnen in Deutschland lag
im Jahr 2005 bei etwa 90 Milli-
arden Tonnen-Kilometer, nach-
dem im Jahr zuvor mit über 86
Mrd. tkm bereits ein Rekord-
hoch erreicht wurde. Zur Bahn-
reform 1993 konnten lediglich
etwa 65 Mrd. tkm verbucht
werden. Lagen 1993 die Anteile
der Nichtbundeseigenen Eisen-
bahnen (NE-Bahnen) noch bei
1,3 Prozent der Verkehrslei-
stung, erreichen die Wettbewer-
ber der Deutschen Bahn AG
jetzt bereits über 15 Prozent.
Diese Steigerungen seien sehr
beeindruckend und wider-
sprächen dem eher negativen
Image des Schienengüterver-
kehrs, betonte Elste. Deshalb
müsse die nationale und eu-
ropäische Politik die konse-
quente Förderung des Schie-
nengüterverkehrs weiterhin in
den Mittelpunkt ihres Handelns
stellen. DK

Etappensieg für
Marzlinger Spange

Einen Steilpass an die Bayerische Staatsregierung hat der
Wirtschaftsausschuss des Landtages vor kurzem in Richtung
bayerisches Wirtschaft- und Verkehrsministerium geschlagen.
Die Staatsregierung wurde aufgefordert, in Zusammenarbeit
mit dem Bund die Voraussetzungen zu schaffen, damit die
fernbahntaugliche Schienenanbindung an den Flughafen bis
zum Jahr 2015 verwirklicht werden kann. 

Als Experte war Peter Barteit,
Geschäftsführer der Initiative
„Pro Marzlinger Spange“ im
Ausschuss zu Gast. Es wies auf
die große Zahl von Kommunen,
Kammern, Gewerkschaften und
Firmen hin, die sich als Unter-
stützer engagiert haben. Inzwi-
schen registriere die Initia-
tive 130 Mitglieder zwischen
Landshut und Hof, Passau und
Nürnberg. 

Zwei Lösungen

Barteit bezeichnete es als
müßig, über die Neufahrner Ge-
genkurve oder die Marzlinger
Spange zu streiten. Ein Flugha-
fen von der Bedeutung Mün-
chens brauche beides. Das erst-
genannte Projekt sei eine Ergän-
zung des Münchener S-Bahn-
Netzes und damit ausschließlich

eine Maßnahme des Nahver-
kehrs. Eine fernverkehrstaugli-
che Anbindung sei nur über die
Marzlinger Spange möglich.

Unwahre Behauptungen

Die Vorteile dieser Trassen-
Alternative für eine positive
Entwicklung Ost- und Nordost-
bayerns habe die Staatsregie-
rung in der Landesplanerischen
Beurteilung vom Juli 2003 sehr
deutlich festgestellt. Es sei un-
bestritten, dass nur über die
Marzlinger Spange auf Dauer
umsteigefreie Verbindungen
zum Flughafen möglich seien.
Barteit widersprach vehement
der Behauptung, mit der Marz-
linger Spange werde Freising
vom Bahnverkehr „abgehängt“.
Wer dies erkläre, erzähle den
Menschen die Unwahrheit.  DK

Regionalverband Bodensee-Oberschwaben: 

Interessenverband 
Südbahn gegründet 

Um die Elektrifizierung und den Ausbau der Südbahn Ulm-
Friedrichshafen-Lindau schneller voran zu bringen, hat sich in
Ravensburg der Interessenverband Südbahn gegründet. Die
Initiative dazu ging von den Regionalverbänden Bodensee-
Oberschwaben und Donau-Iller aus. 

Mitglieder sind die Städte und
Gemeinden entlang der Strecke,
die Landkreise Alb-Donau-
Kreis, Bodenseekreis, Biberach,
Lindau und Ravensburg, die In-
dustrie- und Handelskammern
Ulm und Bodensee-Oberschwa-
ben sowie die beiden Regional-
verbände Donau-Iller und Bo-
densee-Oberschwaben. Die Ge-
schäftsführung liegt beim Re-
gionalverband Bodensee-Ober-
schwaben. 

Eine aktuelle Studie des Bun-
des zur Wirtschaftlichkeit der
internationalen Strecken Stutt-
gart-Singen-Zürich (Gäubahn),
Ulm-Friedrichshafen-Lindau
(Südbahn) sowie München-
Memmingen-Lindau (Allgäu-
bahn) hat bestätigt, dass die
Elektrifizierung und der Ausbau
der Südbahn ein sehr hohes
Nutzen-/Kostenverhältnis hat.
Aufgrund dieser Untersuchung
fordert der Interessenverband

Südbahn die nachträgliche Auf-
nahme der kompletten Südbahn
in den „vordringlichen Bedarf“
des Bundesverkehrswegeplanes
sowie die Bereitstellung von Fi-
nanzmitteln aus dem Bedarfs-
plan für die Bundes-Schienen-
wege bzw. den Abschluss ent-
sprechender Vereinbarungen
zur Finanzierung. 

Projektgruppe als Ziel 

Der Interessenverband bittet
das Land, umgehend die Initiati-
ve zu ergreifen und eine Projekt-
gruppe Südbahn mit der Deut-
schen Bahn AG einzurichten.
Die Mitglieder des Interessen-
verbandes sind bereit, sich an der
Projektgruppe zu beteiligen und
sich auch vor Ort dafür einzuset-
zen, dass die Elektrifizierung
und der Ausbau der Strecke
möglichst bald planungsrecht-
lich abgesichert werden. DK

Städtetagspräsident Christian Ude:

Kommunen brauchen Spielraum!
Die wachsende Einflussnahme der Europäischen Union
auf Angelegenheiten der Städte droht die Handlungs-
fähigkeit der Kommunen in Deutschland einzuschränken.
Darauf hat der Präsident des Deutschen Städtetages,
Münchens Oberbürgermeister Christian Ude bei der
VDV-Jahrestagung hingewiesen. 

Ude forderte, die Kommunen müssten bei der Gestaltung
des öffentlichen Personennahverkehrs ausreichende Entschei-
dungsspielräume behalten. Er warnte vor zu weit reichenden
Eingriffen der EU in die kommunale Selbstverwaltung.„Beim
öffentlichen Nahverkehr handelt es sich um eine ausschließ-
lich auf lokaler Ebene erbrachte Leistung der Daseinsvorsor-
ge. Es ist wenig sinnvoll, hier mit Vorgaben aus Brüssel, die
jede Kleinigkeit regeln, den Wettbewerb erzwingen zu wol-
len“, sagte Ude. Der ÖPNV spiele eine wichtige Rolle in der
Stadt- und Siedlungsentwicklung. Daher müssten die Kompe-
tenzen bei der Gestaltung von Netz und Betrieb bei den Kom-
munen verbleiben.

Besonders kritisch kommentierte der Städtetagspräsident den
Umgang der EU mit dem Thema Daseinsvorsorge. Die EU-
Kommission nehme keine Rücksicht darauf, wie sich die Lage
vor Ort darstellt oder ob sich die Lebensqualität der Bürgerin-
nen und Bürger wirklich verbessert. Ude sagte, das Aufbrechen
verkrusteter Strukturen aus Monopolzeiten sei in der Kommu-
nalwirtschaft zweifellos notwendig. Allerdings hätten sich die
Zeiten geändert: „Viele öffentliche Unternehmen beweisen je-
den Tag aufs Neue, dass sie den Spagat zwischen Sparzwängen
einerseits und ihren Aufgaben als Teil der kommunalen Da-
seinsvorsorge andererseits prächtig meistern.“ DK

WM brachte Bussen und Bahnen
über 30 Mio. zusätzliche Fahrgäste
In den gut vier Wochen der Fußball-Weltmeisterschaft haben

die Busse und Bahnen in den zwölf WM-Städten und bei der DB
AG insgesamt mehr als 30 Millionen Fahrgäste zusätzlich zum
normalen Tagesgeschäft befördert. „Dieses Ergebnis hat die Pro-
gnosen der Veranstalter um ein Mehrfaches übertroffen“, stellte
Herbert  König, Vorsitzender der Geschäftsführung der Münch-
ner Verkehrsgesellschaft mbH (MVG) und Vizepräsident des Ver-
bandes Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV), erfreut fest.
„Wir sind stolz, zum Gelingen des weltweit anerkannten fröhli-
chen und friedlichen Fußballfestes in Deutschland einen ent-
scheidenden Beitrag geleistet zu haben.“ 

„Zwei Millionen Ticketinhaber sind bei den 64 Spielen der
WM mit Bussen und Bahnen zu den Stadien gefahren.“ Dies be-
deute, dass mehr als 60 Prozent der Stadionbesucher öffentliche
Verkehrsmittel genutzt haben, betonte König. Damit sei das Ziel
der FIFA, dass für eine reibungslose An- und Abreise zu den Sta-
dien mindestens die Hälfte aller Stadionbesucher mit dem ÖPNV
anreisen soll, deutlich übertroffen worden. Auch das umweltpoli-
tische Ziel im „Green-Goal“-Konzept mit dem ÖPNV als tragen-
der Säule für einen umweltfreundlichen WM-Verkehr sei voll auf-
gegangen. Erstmals in der Geschichte der Fußball-Weltmeister-
schaften hatte der VDV mit der FIFA ein Kombiticket vereinbart.
Dies berechtigte alle Inhaber von Eintrittskarten zu den WM-
Spielen, am Spieltag bis zum frühen Morgen des kommenden Ta-
ges ohne zusätzliche Kosten alle Verkehrsmittel im Gebiet des
Verkehrsverbundes des Spielortes zu nutzen. „Von dieser Mög-
lichkeit haben die meisten Fans auch ausgiebig Gebrauch ge-
macht, indem sie u. a. die Fanfeste besucht haben.“

Beim Feinstaub
an der Quelle

ansetzen !
Der Präsident des Bayeri-

schen Landesamtes für Um-
welt (LfU), Albert Göttle,
hat bei einer Fachtagung in
München gefordert, bei der
Verringerung der Feinstaub-
belastungen an der Quelle
anzusetzen. Etwa die Hälfte
der Belastungen sei dem
großräumigen Hintergrund
zuzurechnen. Er setze sich
aus Beiträgen der Industrie,
dem Verkehr, der Landwirt-
schaft und aus privaten
Hausfeuerungen zusammen.
Bei der LfU-Fachtagung zu
den Luftreinhalte- und Akti-
onsplänen erklärte Göttle:
„Lokale Maßnahmen der
Kommunen allein reichen
nicht aus, wir brauchen ein
ganzes Bündel von Maß-
nahmen, wenn wir bei der
Feinstaubbekämpfung er-
folgreich sein wollen.“     



20. 07. 206 KOMMUNALES VERKEHRSWESENGZ 13

Landkreis Augsburg:

Stück für Stück zum Radlerglück
Mit einem symbolischen Spatenstich haben die Arbeiten zum
Neubau eines gemeinsamen Rad- und Gehweges entlang der
Kreisstraße A 5 von Agawang bis zur Bundesstraße B 10 bei
Horgau begonnen. „Ein guter Wochenbeginn. Dieser Spaten-
stich wurde lange herbeigesehnt“, freute sich denn auch Land-
rat Dr. Karl Vogele.

In den nächsten vier Monaten
wird im Auftrag des Landkreises
Augsburg der 2,7 Kilometer lan-
ge und 2,5 Meter breite Radweg
gebaut. Nur auf Horgauer Flur
wird er auf Kosten der Gemeinde
für den landwirtschaftlichen Ver-
kehr auf 3 Meter Breite ausge-
baut. Eine über acht Meter lange
und drei Meter breite Holzbrücke
führt außerdem über die Roth.
Die Kosten für das gesamte Vor-
haben belaufen sich auf rund
450.000 Euro.

Vom Freistaat Bayern gibt es
einen ordentlichen Zuschuss. An
den verbleibenden Kosten beteili-
gen sich neben dem Landkreis
Augsburg auch die Gemeinden
Kutzenhausen (30 Prozent) und
Horgau (20 Prozent). 

„Der Rad- und Gehweg ist ein
wichtiger Beitrag, um die Ver-
kehrssicherheit für die Radfahrer

und Fußgänger an dieser gefährli-
chen Strecke zu erhöhen“, so Vo-
gele. Durch den Bau dieses Rad-
weges wird der Anschluss an den
im letzten Jahr erstellten Radweg
zwischen Agawang und Rom-
melsried sichergestellt. Und so
stellte Kutzenhausens Bürgermei-
ster Sebastian Winkler auch fest:
„So könnte es weitergehen. Jedes
Jahr ein Spatenstich für einen
neuen Radweg“. 

Lob für Eigentümer

Bei den vorbereitenden Grund-
stücksverhandlungen hatte Kut-
zenhausen die Hauptlast zu tra-
gen. 20 der insgesamt 24 Grun-
deigentümer lagen auf Kutzen-
hausener Flur. Winkler zollte den
Eigentümern denn auch Lob für
ihr großes Verständnis und ihre
Unterstützung.

4. Münchner Verkehrspodium:

Mobilität in einer sich
wandelnden Gesellschaft

Dass die demografischen Entwicklung auch eine Bedeutung
für Mobilität und Verkehr hat, steht außer Frage. Vor dem
Hintergrund, dass sich Verkehrsströme verändern werden,
stellt sich konkret die Frage nach Mobilitätsprofilen, -bedürf-
nissen und -arten der Zukunft. Dieser Frage gingen Experten
auf dem 4. Münchner Verkehrspodium im Konferenzzentrum
München nach.

Wichtige Kennzahlen des de-
mografischen Wandels stellte
eingangs Prof. Dr. Paul Gans
von der Universität Mannheim
vor. Danach wird ein Bevölke-
rungsrückgang in der Bundesre-
publik Deutschland von 82,5
Millionen auf 82,1 Millionen
Einwohnern bis 2020 prognosti-
ziert. Gegen diesen Trend wird
die Bevölkerung in Bayern 
vermutlich noch leicht anstei-
gen: von 12,4 Millionen auf
12,9 Millionen. Als wesentliche
Charakteristika des Wandels
machte Gans die alternde Be-
völkerung und die räumlich dif-
ferenzierte demografische Ent-
wicklung aus.

Mobilität wird teurer

Dr. Walter Hell, Leiter des Ins-
tituts für Mobilitätsforschung,
einer Forschungseinrichtung
der BMW Group, stellte die
Frage: „Wir werden weniger!
Wir werden älter! Wir werden
anders! Aber wie?“ Auch wenn
die Bevölkerung weniger und
älter wird, bleibe Mobilität auch
in Zukunft wichtig, betonte
Hell. Er stellte aber auch in
Aussicht, dass Mobilität teurer
werde. Ohnehin werden das
Durchschnittsalter der Autofah-

rer steigen und neue Technolo-
gien - im Fahrzeug oder auch
im „Verkehrssystem Straße“ -
jeden mobilen und damit auch
insbesondere ältere Menschen
verstärkt unterstützen. 

Sicherheitsaspekt

Diese These stützte auch Ni-
kolaus Dezasse, verkehrspoliti-
scher Sprecher des ADAC Süd-
bayern. Er verwies darauf, dass
ältere Menschen weiterhin den
Wunsch haben werden, den
Pkw zu nutzen. Es gelte daher
besonders auf Sicherheit und
Bequemlichkeit zu achten. Der
Idee eines spezifischen Autos
für Senioren erteilte er eine kla-
re Absage. Dies sei von den
Menschen nicht gewünscht, so
Dezasse.

Durch den demografischen
Wandel werde auch der Schü-
lerverkehr, insbesondere im
ländlichen Raum reduziert, er-
klärte Gerrit Poel, Geschäfts-
führer der Landesgruppe Bay-
ern im Verband Deutscher Ver-
kehrsunternehmen (VDV). Zu-
dem werde eine alternde Bevöl-
kerung nicht automatisch mehr
Leute zum ÖPNV bringen.
Vielmehr sei damit zu rechnen,
dass sich das Leistungsangebot

zielgruppenspezifisch verän-
dert. Die Barrierefreiheit werde
weiter forciert, z.B. durch nie-
derflurige Busse und mehr
Fahrstühlen an den Bahnhöfen.

Teureres Tarifsystem

Darüber hinaus werde der
ÖPNV weitere Formen fördern
müssen, wie zum Beispiel Bür-
ger- und Rufbusse oder Anruf-
Sammeltaxis. Auch sollte sich
der Bürger auf ein differenzier-
teres Tarifsystem einstellen,
das sich aller Voraussicht nach
eher teurer als billiger gestal-
ten wird. 

Großraum München

Christian Breu, Geschäftsfüh-
rer des Regionalen Planungs-
verbandes München, ging in er-
ster Linie auf die besondere Si-
tuation im Großraum München
ein. In den nächsten Jahren wird
der Verkehr im Raum München
aufgrund eines kräftigen Bevöl-
kerungsschubs noch einmal um
20 Prozent anwachsen. Die Pro-
gnosen gehen von knapp zwei
Prozent in der Stadt über noch
größere Steigerungen im Um-
land bis hin zu 20 Prozent Be-
völkerungszuwachs in Erding
aus. „Der Verkehr folgt der
wirtschaftlichen Entwicklung“,
betonte Breu, weshalb er für re-
gional unterschiedliche Strate-
gien plädierte. Es gebe kein Pa-
tentrezept für Verkehrsproble-
me, „weil die Regionen in Bay-
ern unterschiedliche demografi-
sche Entwicklungen nehmen
werden“. DK

5. Memminger Verkehrskonferenz:

Elektrifizierung der
Bahnstrecke München-Lindau

Zur 5. Memminger Verkehrskonferenz für Schwaben und das
Allgäu konnte Oberbürgermeister Dr. Ivo Holzinger u. a. Bun-
desverkehrsminister Wolfgang Tiefensee begrüßen. Dieser hatte
auch gleich eine erfreuliche Nachricht im Gepäck: Wenn alle Be-
teiligten aus Bund, Freistaat Bayern und der Schweiz schnell
Verhandlungen aufnehmen und die Finanzierung geklärt wird,
dann könnte die Bahnstrecke München-Lindau bis spätestens
2013 elektrifiziert sein. Damit wäre die Verbindung München -
Zürich auf der Schiene in 3 Stunden 15 Minuten zurücklegen.

Bund, Freistaat Bayern und
die Schweiz sollen dazu schnell
Verhandlungen über die Finan-
zierung beginnen. Die Schweiz
hatte eine Mitfinanzierung für
die deutsche Strecke angeboten,
weil sie an einer schnelleren
Verbindung München-Zürich
und an einer leistungsfähigen
Güterzug-“Zulaufstrecke“ zum
künftigen Gotthard-Basistunnel
nach Italien interessiert ist. Der
Direktor des Schweizer Bundes-
amtes für Verkehr, Friedli, mach-
te aber deutlich, dass die 50 Mil-
lionen Euro für eine Darlehens-
Vorfinanzierung nur befristet be-
reitstehen: „Die Projekte müssen
bis 2010 im Bau und bis 2015
abgeschlossen sein.“

Ehrgeizige Zeitschiene

Tiefensee führte aus, dass
jetzt ein Konstrukt gefunden
werden muss, das die „angebo-
tenen“ Mittel schnell für den
Bau freigibt, aber von Seiten
des Bundes möglichst spät zu
tilgen ist. „Die Bahn will dieses
Projekt zügig angehen“, führte
Dieter Josel, Konzernbevoll-
mächtigter der Bahn AG für
Bayern aus. Die Zeitschiene sei
ehrgeizig, aber nicht unreali-
stisch, so Josel.

Weitere Themen der Konfe-
renz waren der privat-finanzier-
te A 8-Ausbau zwischen Augs-
burg und Ulm und der vierspu-
rige Ausbau der B 19 zwischen
Waltenhofen und Immenstadt.
Tiefensee machte deutlich, dass
mit der zweiten Stufe des A 8-

Ausbaus erst ab etwa 2010 zu
rechnen ist: „Wir warten erst
mal ab, welche Erfahrungen
München-Augsburg mit sich
bringt.“ IHK-Präsidentin Han-
nelore Leimer widersprach: „So
lange können wir nicht mehr
warten.“ DK

Landrat Roland Schwing und Bürgermeister Ludwig Scheu-
rich unterstützt von zahlreichen Ehrengästen beim Spatenstich
für den Ausbau der Kreisstraße MIL 42.

Bayern und Baden-Württemberg rücken näher zusammen:

Spatenstich für Ausbau einer
länderverbindenden Kreisstraße

Kreis Miltenberg. „Mehr Verkehrssicherheit und eine bessere
Verbindung zwischen Bayern und Baden-Württemberg sind
die Ziele für den Ausbau der Kreisstraße MIL 42 im Bereich
der Ortsdurchfahrt Kirchzell-Buch“. 

In Anwesenheit zahlreicher
Bürgerinnen und Bürger gaben
Landrat Roland Schwing und
Bürgermeister Ludwig Scheurich
den Startschuss für die Baumaß-
nahme. Die Kosten für den ersten
Bauabschnitt mit einer Länge von
800 m betragen rund 851.000 Eu-
ro. Die Bauarbeiten sollen bis
zum Jahresende abgeschlossen
sein. Der Bau des zweiten
Streckenabschnittes bis zur Lan-
desgrenze mit einer Länge von
4,2 km soll 2007 erfolgen.

„Was lange währt, wird end-
lich gut.“ Bürgermeister Lud-
wig Scheurich bezeichnete den
Baubeginn mit dem offiziellen
Spatenstich als einen Freudentag
für Kirchzell, auf den die Bürger
schon lange gewartet haben.

Den Durchbruch hatte Landrat
Roland Schwing bei einem Ge-
spräch in der Obersten Bau-
behörde in München geschafft.
Der Freistaat Bayern erklärte
sich bereit, den Straßenausbau
großzügig zu bezuschussen,
wenn der Landkreis Miltenberg
die Strassenbaulast übernimmt.

Im Gegenzug verpflichtete
sich der Freistaat Bayern, die
Baulast für die vom Landkreis
Miltenberg errichtete Main-
brücke zwischen Sulzbach und
Niedernberg zu übernehmen.
Voraussetzung war auch, dass
auf baden-württembergischer
Seite der Neckar-Odenwaldkreis
ebenfalls die Trägerschaft für die
Länderverbindungsstraße über-
nimmt.

Starteten gemeinsam den neuen Radweg von Agawang zur Bun-
desstraße B 10 bei Horgau (v. l.): Kreisbaumeister Frank
Schwindling, der Leiter der Polizeiinspektion Zusmarshausen
Josef Higl, Kreisrätin Ulrike Höfer, Kreisrat Walter Aumann,
Planer Stefan Steinbacher, Landrat Dr. Karl Vogele, Geschäfts-
führer Peter Leitenmaier, Kutzenhausens Bürgermeister Seba-
stian Winkler und Horgaus Bürgermeister Thomas Hafner.     

Außerdem entsteht durch den
neuen Radweg eine Anbindung
an den bestehenden Radweg ent-
lang der Kreisstraße A5 zwischen
der Bundesstraße B 10 zum Hor-
gauer Bahnhof und zum Landrat-
Dr.-Frey-Radwanderweg (Wel-
denbahnradweg). Damit die Rad-
fahrer und Fußgänger sicher über
die Bundesstraße B10 kommen,
wird eigens die dortige Ampel
umgebaut. „Diesen Radweg ha-
ben wir uns am Sehnlichsten ge-
wünscht. Jetzt kommen unsere
Familien auch ungefährdet zum
Freibad nach Kutzenhausen“, so
Horgaus Bürgermeister Thomas
Hafner. 

Peter Leitenmaier, Geschäfts-
führer der gleichnamigen Tief-
baufirma, versicherte: „Wir ha-
ben den Ehrgeiz, den Plan in
längstens vier Monaten in die
Tat umzusetzen.“
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Bayerische Landessiedlung GmbH

KOMPETENTE
Dienstleistungen für Kommunen

Bauland-Entwicklung

Kommunale Investitionen
Einheimischen-Modelle

(Beschaffung und Erschließung)

Franken: Herr Grauer Tel. 0911 / 23 20 929
Herr von Imhoff Tel. 0911 / 23 20 920

Oberbayern
und Schwaben: Herr Danninger Tel. 0821 / 50 22 613
Niederbayern
und Oberpfalz: Herr Müllner Tel. 0941 / 78 00 116
Kompetenzzentrum, Planungs-, Dokumentationsdienstleistungen
und Konversion: Herr Streng Tel. 0921 / 78 42 34

Ihre Ansprechpartner für die jeweiligen Regierungsbezirke:

Gemeinsam
Werte schaffen

Wussten Sie eigentlich, dass
König Ludwig III im Jahre 1917
die Gründung einer Bayerischen
Landessiedlungs Gesellschaft
initiierte?

GaLaBau in Nürnberg vom 13. bis 16. September: 

Treffen der Grünbau-Fachwelt
Sonderschau „Spielplatzgeräte praxisnah“ auf der Messe

Preisverleihungen und Fachtagungen im Rahmenprogramm
Mit Spannung blickt die Grünbau-Fachwelt auf die GaLaBau,
die Internationale Fachmesse für Urbanes Grün und Freiräu-
me, die vom 13. bis 16. September 2006 im Messezentrum
Nürnberg stattfindet. Zur letzten GaLaBau vor zwei Jahren
trafen sich 890 Aussteller und 49.500 Besucher, um sich über
neueste Produkte und Dienstleistungen rund ums Planen, Bau-
en und Pflegen zu informieren. 

Dass die Fachmesse auch in
diesem Jahr wieder ein Erfolg
wird, dafür gibt es gute Vorzei-
chen. Hinter der GaLaBau ste-
hen zwei erfahrene und
langjährige Partner: der Bun-
desverband Garten-, Land-
schafts- und Sportplatzbau e. V.
(BGL), Bad Honnef, als ideeller
Träger und die NürnbergMesse
als Veranstalter. 

Aussteller- und 
Besucherzielgruppen

Die Aussteller der GaLaBau
sind vor allem Hersteller von
Maschinen und Geräten für
Flächenpflege, Erdbau, Recyc-
ling, Baumpflege und 1/5 Pflas-
terarbeiten, Hersteller von Spiel-
und Sportplatzgeräten, Anbieter
von Pflanzen sowie Ausrüster
für urbane Gestaltung. Die Besu-
cher kommen vorwiegend aus
Fachbetrieben der Bauaus-
führung und Pflege, sind Archi-
tekten und Fachplaner oder Auf-
traggeber aus der Privatwirt-
schaft bzw. der öffentlichen
Hand. 

Komplettes Fachangebot
Planen, Bauen, Pflegen

Die GaLaBau ist die Fachmes-
se mit dem weltweit umfassend-
sten Fachangebot für Planung,
Bau und Pflege von Urban-,
Grün- und Freiräumen. Konkret
umfasst das Messeangebot der
GaLaBau 2006: 

Baumaschinen, Baugeräte
Pflegemaschinen, Pflegegeräte
Transport
Pflanzen, Pflanzenteile 
Baustoffe, Stoffe und Bautei-
le für Bau und Pflege 
Urbane Gestaltung
Spielplätze, Freizeitanlagen,
Sportplätze
Spezielle Arbeitsgebiete
Verwertung, Entsorgung,
Umweltschutz
Baustellen, Bauhöfe
Arbeitsorganisation, Verwal-

tung, Dienstleistungen
Verbände, Organisationen

Baumaschinen und -geräte

Rund ein Viertel der Gesamt-
fläche der GaLaBau 2006 bele-
gen die Aussteller von Bauma-
schinen und -geräten, ein weite-
res Viertel die Pflegemaschinen
und -geräte. Das Angebotsseg-

ment Baustoffe nimmt etwa ein
Fünftel der Ausstellungsfläche
ein. Die Bereiche Spiel- und
Sportplätze sowie Urbane Ge-
staltung, die in Halle eins ange-
siedelt sind, machen etwa ein
Sechstel des gesamten Fachan-
gebotes aus. 

Aktionsflächen

Besonders beliebt bei Ausstel-
lern wie Besuchern sind die
großzügigen Aktionsflächen. In
diesem Jahr werden die Vor-
führungen mit Maschinen und
Geräten aus der Flächenpflege
auf der „Aktionsfläche Flächen-
pflege“ am SilberseePark ge-
zeigt. Die „Aktionsfläche Erd-
bau“ befindet sich auf dem Frei-
gelände auf Höhe der Halle 4.

Sonderschau „Spielplatz-
geräte praxisnah“

Erstmals wird es auf der Ga-
LaBau die Sonderschau „Spiel-
platzgeräte praxisnah“ in Halle 1
geben, die die Fachzeitschrift
freizeit & spiel in Zusammenar-
beit mit dem TÜV Rheinland
und unter Beteiligung des BSFH
organisiert. Im Mittelpunkt der
Sonderschau steht das Thema Si-
cherheit auf Spielplätzen, das
rechtlich durch die Euronormen
EN 1176/1177 geregelt ist. Wie
Spielplatzgeräte geprüft werden,
welche Prüfkriterien eingehalten
werden müssen, welche Fall-
schutzarten es gibt - das alles
können sich die Fachbesucher
der GaLaBau live auf der Son-
derschau anschauen. 

Innovations-Medaille

Auch in diesem Jahr wird
während der Messe die GaLa-
Bau-Innovations-Medaille ver-
liehen. Ausgezeichnet werden
neue und fortschrittliche Produk-
te und Verfahren für den Bau
und die Pflege landschaftsgärt-
nerischer Anlagen. Die Medaille
gilt in der Branche inzwischen
als eine Art Qualitätssiegel. Alle
Aussteller der GaLaBau, die ein
neues Produkt oder eine wesent-
liche Weiterentwicklung anbie-
ten, sind zur Teilnahme eingela-
den. Detaillierte Informationen
wie Teilnahmebedingungen sind
beim Auslober der Innovations-
Medaille, dem BGL, erhältlich.
Die Gewinner der GaLaBau-In-

novations-Medaille 2006 wer-
den am zweiten Messetag, 14.
September, zwischen 10.15 Uhr
und 12.15 Uhr bekannt gegeben. 

Internationaler Trendpreis
„Bauen mit Grün“

Die GaLaBau ist nicht nur
Produktschau, sondern diese
Messe greift auch aktuelle Ent-
wicklungen und Trends auf. Bes-
tes Beispiel dafür ist der Interna-
tionale Trendpreis „Bauen mit
Grün“, der im Rahmen der offi-
ziellen Eröffnungsfeier am Mitt-
woch, 13. September, 10.00 Uhr,
verliehen wird. Prämiert wird ein
Projekt, das sich durch hervorra-
gend ausgeführte Grüngestal-
tung an Bauwerken und Außen-
anlagen auszeichnet. 

Die ELCA (European Land-
scape Contractors Association)
würdigt in enger Kooperation
mit dem BGL alle zwei Jahre
die gemeinsamen Verdienste
von Bauherren, Landschaftsar-
chitekten und Landschaftsgärt-
nern rund ums Bauen mit
Grün. Gemeinsam wollen EL-
CA und BGL mit dieser Preis-
verleihung die interdisziplinä-

Vielfalt, so weit das Auge reicht
„Grenzenlose Gartenschau“ in Marktredwitz und Eger/Cheb noch bis 24. September

„Grenzenlose Gartenschau“ - dieser Begriff trifft in vielerlei
Hinsicht zu: Wo soll man beginnen, wo aufhören mit dem Be-
trachten, geschweige denn mit dem Schildern der Eindrücke?
Nähern wir uns deshalb anders dem Thema: Diese Gartenschau
findet in einer Region statt, die von vielen Gemeinsamkeiten und
über Jahrhunderte von einer gemeinsamen Geschichte geprägt
war. In der Euregio Egrensis wird seit 1993 eine beispielhafte
grenzüberschreitende Zusammenarbeit praktiziert, die „gren-
zenlose Gartenschau“ in Marktredwitz und Eger/Cheb bildet ei-
nen vorläufigen Höhepunkt dieser Bestrebungen.

Die gemeinsame Vergangen-
heit, die beiden Städten zugrun-
de liegenden bayerisch-böhmi-
schen Wurzeln waren auch die
Anknüpfungspunkte und Grund-
lagen für die Entscheidung, die-
se erste grenzüberschreitende
Gartenschau gemeinsam in
Eger/Cheb und in Marktredwitz
anzusiedeln - auch wenn beide
Städte fast fünf Jahrzehnte durch
den eisernen Vorhang getrennt
waren. Doch die Region mit dem
Frankenwald, Fichtelgebirge,
Steinwald, Erzgebirge und Böh-
merwald hat schon immer die
Naturfreunde angezogen. In die-
ses Umfeld eingebettet ist diese
in der Tradition der bayerischen
Landesgartenschauen stehende
grenzüberschreitende Garten-
schau, sie geht aber weit über
den üblichen Wirkungskreis der
bayerischen Schauen hinaus.
„Sie ist ein europäisches Projekt

und ein Symbol für die EU-
Osterweiterung“, stellen die Ver-
antalter fest.

Noch bis zum 24. September
läuft die „Grenzenlose Garten-

über Gärten Osteuropas, Nepals
oder Japans bis hin zu Grab-
mälern, einem Schilflabyrinth
und zum Gemüse reicht das The-
menspektrum. Aber auch Aspek-
te wie Solarenergie, Erdbeben,
Vermessung oder die Pflanze im
Aberglauben werden dargestellt,
die Bedeutung des Rohstoffes
Holz etwa ins Bewusstsein ge-
bracht. 

Diese Themen sind nur ein
kleiner Ausschnitt aus der man-
nigfachen Vielfalt in den beiden
Veranstaltungsorten. Es gibt

über zehn verschiede-
ne Blumenschauen zu
den schönsten gärtne-
rischen Themen, klei-
ne Gartenbereiche
sprechen unterschied-
liche Aspekte an und
zeigen ungewöhnli-
che Ideen für Balkon
und Terrasse

Räume für Kunst
und Kultur

Darüber hinaus will
die „Grenzenlose Gar-

tenschau“ auch Räume für Kunst
und Kultur, für Kommunikation
und Begegnung schaffen. „Kei-

re Zusammenarbeit fördern.

„Die grüne Stadt“ 

Um das Thema „Die grüne
Stadt“ geht es zum zweiten Mal
auf dem Symposium am 14.
September von 14.00 Uhr bis
18.30 Uhr während der GaLa-
Bau. Experten, Städteplaner und
GaLaBau-Betriebe diskutieren
dort darüber, wie mehr Grün in
Städte kommt.

Das Forum „Die grüne Stadt“
ist ein wachsendes Netzwerk aus
engagierten Menschen, Unter-
nehmen und Institutionen, das
sich für mehr Grün in der Stadt
einsetzt. Es wurde im September
2003 gegründet. Das erste Sym-
posium fand auf der Internatio-
nalen Gartenausstellung (IGA)
2003 in Rostock statt. Das Fo-
rum will ein Bewusstsein dafür
schaffen, wie wichtig Grünanla-
gen unterschiedlichster Form für
unsere Wirtschaft und Lebens-
qualität sind. 

Messespezialist Nürnberg

Mit hochspezialisierten Messen
im Bereich Bau, Ausbau und Ge-
bäudetechnik gehört Nürnberg zu
den führenden Messeplätzen in
Europa. Rund 5.000 ausstellende
Unternehmen und 280.000 Fach-
besucher treffen sich regelmäßig
in Nürnberg auf baufachlichen
Messen Infos unter: www.gala-
bau.info-web.de . 

ne elitären abgehobenen Kunst-
formen, sondern Kunst und Kul-
tur, als Ausdruck eines speziellen
Lebensgefühls, für eine Gemein-
schaft mit Zukunft, die verbin-
det, Brücken baut - und Grenzen
überwindet“, heißt es in der Er-
läuterung des Veranstaltungkon-
zepts. So versteht sie sich auch
als „impulsgebende Auftaktver-
anstaltung für einen Park der
grenzenlosen Möglichkeiten“.

Auf beiden Parkflächen gibt es
für die Besucher ein buntes, ab-
wechslungsreiches und vielseiti-
ges Programm. Per Rad, Bahn
und Auto ist ein Pendeln zwi-
schen den beiden Veranstal-
tungsorten möglich. Neben Gar-
tenprofis stehen auch viele Ver-
bände, Ministerien und Organi-
sationen mit Rat und Tat zur Ver-
fügung. Spielplätze und viel Pro-
gramm machen die Gartenschau
auch für die Kinder zu einem
ganz besonderen Ereignis. Eben-
so sind Jugendliche eine ganz
besonderes Klientel, für die ein
großes Angebot an sportlichen
Aktivitäten und speziellen kultu-
rellen Veranstaltungen geboten
ist. Bei mehreren Tausend Ein-
zelveranstaltungen während der
vier Monate ist mit Sicherheit für
jeden Geschmack und jede Al-
tersgruppe etwas dabei, auch
hier gilt - wie für die gesamte
Veranstaltung - die Vorgabe
„grenzenlos“.      Markus Bauer

Auch das Element „Wasser“ wird nicht vernachlässigt.

Auch Aspekte wie Solarenergie finden
sich auf der Gartenschau. Fotos: Bauer

schau“. Vor zehn Jahren wurde
die Bewerbung eingereicht, der
am 4. Dezember 2000 die Ge-
sellschaft zur Förderung der
bayerischen Landesgartenschau-
en mbH die Zusage erteilte. Am
4. November 2002 wurde der
Vertrag mit der Stadt Eger/Cheb
zur gemeinsamen Ausrichtung
unterzeichnet. Ein Architekten-
wettbewerb wurde im zweiten
Quartal 2002 ausgelobt, das
Preisgericht entschied am
21./22. November 2002: Die Ge-
samtplanung wurde vergeben an
die Arbeitsgemeinschaft Lohr-
berg, Stadtlandschaftsarchitekt
Michaelsen - Hermet, Freie Ar-
chitekten, Stuttgart.

Themenspektrum

14 Hektar in Marktredwitz mit
dem Auenpark als Zentrum und
zwölf Hektar in Eger/Cheb, ein-
gebettet an der Burg mit dem
Eulengraben, dem Wallgraben
und dem Stadtgraben, warten
mit einem reichen Sortiment an
Exponaten aus dem Bereich Blu-
men und Garten, aber auch aus
vielen Randgebieten auf den Be-
sucher. Vom Minibiotop in ei-
nem Glasgefäß und Fleisch fres-
senden Pflanzen oder dem Moor
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Mercedes-Benz TruckStore der DaimlerChrysler AG,
Otto-Hahn-Ring 20, 81739 München

Tel.: 0 89 / 12 06-33 39, Fax: 0 89 / 12 06-34 30
E-mail: truckstore.muenchen@mercedes-benz.de

www.truckstore.com/DE/muenchen

Wir kaufen Ihre gebrauchten Kommunalfahrzeuge –
mit und ohne Stern.

✔ Müllsammelfahrzeuge
✔ Winterdienstfahrzeuge
✔ Kanalreinigungsfahrzeuge

Außerdem kaufen wir alle Transporter, Koffer, Pritschen,
Kipper und SZM an.

Mit einer Fläche von über 30.000 qm, das entspricht etwa
5 Fußballfeldern, zählt TruckStore München zu einem der größten

Gebrauchtfahrzeug-Anbieter in Bayern.

Über 400 gebrauchte Nutzfahrzeuge – überzeugen Sie sich selbst.

Hilfe nur bei Katastrophenalarm
Staatliche Zuschüsse für erhöhten Winterdienst nach der Schneekatastrophe eingeschränkt 

In der Praxis des am 14. Februar vom Kabi-
nett beschlossenen 7-Punkte-Hilfspakets für
die Schadensbeseitigung nach der Schneeka-
tastrophe wird es für die Kommunen auch
darauf ankommen, ob sie Katastrophen-
alarm ausgelöst haben oder nicht. In diesem
Sinn hat Finanzstaatssekretär Franz Meyer
den Haushaltsausschuss des Landtags auf-
grund eines SPD-Dringlichkeitsantrags un-
terrichtet. 

Demnach wird sich der Freistaat an der Be-
seitigung wesentlicher Schäden an kommuna-
len Infrastruktureinrichtungen nach den geän-
derten Bestimmungen des Finanzausgleichsge-
setzes beteiligen, auch wenn kein Katastro-
phenalarm ausgelöst wurde. Das betrifft, so der
Staatssekretär, Schulen und schulische Sportan-
lagen, Kindergärten und Kindertagesstätten so-
wie Rettungswachen. Maßgeblicher Zeitraum
für die Entstehung der Schäden ist der 8. bis 13.
Februar. Bei den Straßen wird die Wiederher-
stellung des ursprünglichen Zustands gefördert. 

Zu den Winterdienstkosten können Städte,
Landkreise und Gemeinden Zuschüsse erhal-

ten, wenn ihre Mehrausgaben mehr als 20% der
monatlichen Winterdienstkosten der Jahre 2002
bis 2005 betragen. Die Förderung wird voraus-
sichtlich zwischen 55% und 80% der Mehrko-
sten ausmachen. Hier ist der erklärte Katastro-
phenalarm Voraussetzung. 

Berichterstatterin Erika Görlitz und andere
CSU·Abgeordnete zeigten sich mit den Be-
schränkungen der Hilfen angesichts der be-
grenzten Haushaltsmittel einverstanden. Sie
blieben auch bei der Abschaffung der Winter-
dienstpauschale (5. GZ 5/ 09.03.06). Die Oppo-
sition war gegenteiliger Meinung. Klaus
Wolfrum (SPD) erklärte, unter diesen Voraus-
setzungen könne man allen Bürgermeistern und
Landräten nur raten, bei jedem Schneefall so-
fort Katastrophenalarm auszulösen. 

In Sachen Winterdienstpauschale warf
Wolfrum den kommunalen Spitzenverbänden
vor, tatenlos zugesehen zu haben, wie diese
Pauschale zugunsten anderer Regelungen abge-
schafft wurde. Offenbar säßen in den zuständi-
gen Gremien hauptsächlich Kommunalpolitiker
aus weniger schneereichen Regionen.           rm

Positives Signal für Ausbau von
Tankstellen und Motoreninnovation

Bundestag beschließt Steuerermäßigung für Erdgas als Kraftstoff bis 2018 

Die Entscheidung des Bundestags, die Dauer der Steuerermäßi-
gung für Erdgas als Kraftstoff bis 2018 festzusetzen, stößt auf
Zustimmung der Gaswirtschaft und der Automobilindustrie.
„Damit hat der Gesetzgeber ein entscheidendes Signal für die
Fortsetzung des Ausbaus des Erdgastankstellennetzes in
Deutschland gegeben. Ein kürzerer Zeitraum wäre das Aus für
die zukunftsweisende Technik gewesen“, kommentierte Dr. Ul-
rich Müller, verkehrspolitischer Sprecher des Bundesverbandes
der deutschen Gas- und Wasserwirtschaft e. V., den Beschluss. 

„Der Horizont 2018 bietet der
deutschen Gaswirtschaft, die
rund 250 Millionen Euro für
den Ausbau in die Hand nimmt,
die notwendige Investitionssi-
cherheit, um das gesetzte Ziel
von 1.000 Erdgastankstellen zu
realisieren.“ 

Voraussetzung für
Bioerdgas

Der Ausbau des Erdgastank-
stellennetzes ist auch die not-
wendige Voraussetzung für die
Nutzung von regenerativ erzeug-
tem Bioerdgas als Kraftstoff.
Das aus Biogas gewonnene Gas
kann als Beimischung oder in
Reinform in Erdgasfahrzeugen

wendeten Erdgases durch Bio-
erdgas zu ersetzen. 

Sackgasse Flüssiggas

Auf völliges Unverständnis
stieß dagegen die Entscheidung,
Flüssiggas als Kraftstoff (Auto-
gas/ LPG) bei der Mineralölsteu-
er bis 2018 zu begünstigen. Flüs-
siggas entsteht als Abfallprodukt
bei der Raffination von Erdöl
und unterscheidet sich chemisch
vollständig von Erdgas. Die
CO2-Emissionen eines Flüssig-
gasfahrzeugs entsprechen denen
eines Dieselfahrzeugs. Da es kei-
ne effizient herstellbaren Bio-
komponenten für Flüssiggas
gibt, ist die langfristige Förde-

rung dieses Kraftstoffes eine um-
weltpolitische Sackgasse. Wäh-
rend serienmäßige Erdgasfahr-
zeuge bereits heute das für 2008
von der Politik geforderte Ziel
eines CO2-Ausstoßes von 140g/
km erreichen, sind Flüssiggas-
fahrzeuge davon noch deutlich
entfernt. Die Steuerermäßigung
für Flüssiggas wird aus Sicht der
Gaswirtschaft erneut auf den
Prüfstand kommen, wenn das
gesetzte CO2-Ziel verfehlt wird. 

CO2-Effizienz

Dann wird die vom Leiter der
Konzernforschung der Volkswa-
gen AG, Prof. Jürgen Leohold,
am 21. Juni 2006 in Berlin erho-
bene Forderung nach der Ein-
führung eines auf CO2-Effizienz
und Nachhaltigkeitskriterien ba-
sierenden Kraftstoff-Besteue-
rungsmodells wieder laut werden. 

Marktakzeptanz

Mehrere Unternehmen der
Automobilindustrie haben in-
zwischen angekündigt, die Ent-
wicklung von serienmäßigen
Erdgasfahrzeugen weiter voran-
zutreiben, da sie im Markt eine
zunehmende Akzeptanz finden. 

Für die derzeit in der Markt-
einführung befindlichen Model-
le Volkswagen Touran EcoFuel
und Caddy EcoFuel liegen be-
reits nach kurzer Zeit mehrere
hundert Bestellungen vor. Auch
bei Opel sind für den neuen Za-
fira 1.6 CNG, dessen Ausliefe-
rung im August startet, bereits
knapp 2.000 Bestellungen ein-
getroffen. 

So wird der Bestand an Erd-
gasfahrzeugen in 2005 abermals
um 40 Prozent auf rund 55.000
anwachsen. Die für 2008 an-
gekündigte nächste Generation
von Fahrzeugen mit Erdgastur-
boladern verspricht dann noch
mehr Leistung bei gleichen
Emissionen. 

Bis 2012 können bei den der-
zeitigen Planungen rund
500.000 Erdgasfahrzeuge auf
Deutschlands Straßen fahren.
Weitere Informationen unter
www.erdgasfahrzeuge.de.

Winterdienstplanung 2006/2007:

Kommunen wollen alles 
aus einer Hand

Der restriktive Sparkurs der Kommunen stellt die Kom-
munaltechnikbranche vor neue Aufgaben. Das Motto „alles
aus einer Hand“ wird für sie im täglichen Geschäftsleben
immer wichtiger. 

„Der Markt ist reif für neue Angebote, die über den bisher
praktizierten Vertrieb von Kommunalgeräten hinausgehen“,
sagt man bei Schmidt-Winterdienst. Das Unternehmen hat u.a.
Schneepflüge, Streugeräte und Kehrmaschinen im Programm. 

Speziell bei Ausschreibungen für neue Winterdienstgeräte
kommt es immer öfter vor, dass die ausschreibende Kommune
Traktor sowie Schnellpflug und Streuapparat von ein und dem-
selben Anbieter beziehen möchte. Diese Vorgaben bestimmen
somit den Kurs, der von Anbietern aus dem Bereich Kommu-
naltechnik eingeschlagen werden muss. 

EU-weite Ausschreibungen sind für Kommunen zwar der
richtige Weg, um ökonomisch durchdachte Entscheidungen zu
treffen. Diese Art der Auftragsvergabe stelle aber die nationa-
len Anbieter oft vor schwierige Aufgaben. Bei sinkenden Mark-
tanteilen müssen sie Kosten sparen. Das geschieht bei sinken-
den Stückzahlen meist über die Ersatzteilversorgung, indem der
Lagerbestand merklich reduziert wird. Deshalb ist die Wahl der
richtigen Partner für die Kommunalverwaltungen langfristig
von essentieller Bedeutung.

20 Jahre Kreislehrgarten Krumbach: 

Ausstellung „Gartenkultur für Jung und Alt“
Im Juli 1986 wurde in Krumbach der Kreislehrgarten eröffnet.
Er war damals einer der ersten Anlagen dieser Art in Bayern.
Dieser Eröffnung ging eine fünfjährige Diskussions-, Planungs-
und Bauphase voraus. Heuer kann nun der Träger des Gartens,
der Kreisverband für Gartenbau und Landespflege, das 20-
jährige Bestehen feiern. 

Er kann auch stolz darauf sein,
dass zusammen mit der Kreis-
fachberatung für Gartenkultur
und Landespflege des Landrats-
amtes und vielen ehrenamtlichen
Helfern der Garten bis heute ge-
pflegt und mit Leben erfüllt
wird.  Zu diesem Anlass bot nun
mehr die Kreisfachberatung mit
dem Kreisverband zusammen
zum traditionellen „Tag der offe-
nen Tür“ am 16. Juli eine beson-
dere Ausstellung unter dem Mot-
to „Gartenkultur für Jung und
Alt“. Die Ausstellung deckte alle
Bereiche des Gartens ab.

Garten- und 
Landschaftsbau

Baumschulen zeigten ihre Pro-
dukte und informierten über
Themen wie: „Vom Sämling
zum Baum“ oder die „Entste-
hung eines Obstbaumes“. Eine
Staudengärtnerei bot Stauden an
für Kisten, Kästen und Tröge.
Zwei Gärtnereien rundeten die
Pflanzenverwendung ab mit An-
geboten über Gemüse und Zier-
pflanzen. Die rein gestalteri-
schen Belange deckten Firmen
des Garten- und Landschaftsbau-
es ab. Sie zeigten zum Beispiel,
wie Natursteine verlegt und
Trockenmauern errichtet wer-
den. Aber auch Schmuckele-
mente für den Garten aus Metall
oder Keramik wurden ausge-
stellt. Beim Töpfern konnten die
Besucher zusehen. Selber mit-
machen konnten sie bei einem

„floristischen Workshop“. Wenn
es um Gartenkultur geht, darf
natürlich auch nicht fehlen, wie
die Ernte verwertet wird. Es wur-
de ausführlich informiert über
Obstverwertung, entweder selbst
in eigener Regie oder über eine
regionale Kelterei. Dazu gehörte

turschutzbehörde zeigte lebende
Raupen und Schmetterlinge mit
den entsprechenden Futterpflan-
zen. 

Pflanzendoktor

Zu den Fragen des Pflanzen-
schutzes gab der „Pflanzendok-
tor“ fundierte und praktikable
Antworten. Aber auch die seit
vielen Jahren am Tag der offenen
Tür beteiligten Partner waren
wieder mit dabei: das Amt für

Teich mit Beobachtungsfenster. Bild: Joas

Landwirtschaft und Forsten, die
Imker und der Landesbund für
Vogelschutz. Dass bei diesem
Tag auch immer ganz besonders
die Jugend angesprochen wird,
ist schon weithin bekannt und
geschätzt. Die Veranstaltung bot
wieder ein umfangreiches Pro-
gramm für alle Kinder, die selbst
mitmachen wollten. Wie in
früheren Jahren gab es auch
diesmal wieder reichlich zum
Essen und Trinken. hj

auch das Einmachen und Einko-
chen von Gartenprodukten und
das sonstige Verwenden von
Kräutern. Eine Buchhandlung
mit einem breiten Sortiment an
Garten-Literatur rundete das viel-
fältige Informationsangebot ab. 

Schmetterlingsausstellung

Als besondere Attraktion war
eine Schmetterlingsausstellung
zu bewundern. Die Untere Na-

Würzburger Hauptfriedhof 
hat 200. Geburtstag

Führung und Gedenkgottesdienst zum Jubiläum

Würzburg. Seinen 200. Geburtstag feierte der Würzburger
Hauptfriedhof mit einem Gedenkgottesdienst. Den Gottesdienst
zelebrierte Dekan Erhard Kroth von der Pfarrei St. Johannes
im Stift Haug. Zuvor führte Stadtrat Willi Dürrnagel durch den
113.000 Quadratmeter großen Friedhof und zeigte dessen Be-
sonderheiten sowie die schönsten Denkmäler.

Friedvoll hält die Frauens-
kulptur auf dem Grab elf ihre
Hände zum Gebet gefaltet.
Scheinbar in Gedanken versun-
ken lehnt sie an das steinerne

Kreuz. Das Grabdenkmal mit
der Frauenskulptur ist eines der
ältesten auf dem Würzburger
Hauptfriedhof, der Anfang des
19. Jahrhunderts vor dem Neutor
gebaut wurde.

Außerhalb der Stadt

Zwar gab es bereits nach der
Pestseuche im 16. Jahrhundert
erste Überlegungen für einen
Friedhof außerhalb der Stadt.
Doch erst 1803 verpflichteten die
kurpfalz-bayerische Regierung
und das fränkische Landeskom-
missariat die Städte, Friedhöfe
außerhalb der Stadtmauern anzu-
legen. So wurde der Würzburger
Hauptfriedhof vor dem Neutor
angelegt. Am 3. Juni 1806 wurde
der Friedhof eingesegnet. 

Mehrfach erweitert

Doch bereits 1810 hatte der
neue Friedhof nur noch Platz für
300 normale und 200 kleine Kin-
dergräber. Und nachdem 1815
alle anderen Friedhöfe der Stadt

gesperrt wurden, wurde der
Hauptfriedhof schnell zu klein.
1822 wurde deshalb ein Grund-
stück erworben, auf dem weitere
868 Grabstätten angelegt wur-
den. Im Laufe der Jahre wurde
der Friedhof mehrfach erweitert.

Opfer der Bombennacht

Beim Bombenangriff auf die
Stadt Würzburg am 16. März
1945 wurde auch der Haupt-
friedhof stark in Mitleidenschaft
gezogen. So wurden nicht nur
die Gebäude und Einrichtungen
des Friedhofs ein Raub der
Flammen, sondern auch viele
künstlerisch wertvolle Grab-
denkmäler wurden während des
Angriffs zerstört. In einem Sam-
melgrab beim Haupteingang
wurden die Opfer der Bomben-
nacht beerdigt. Heute hat der
Hauptfriedhof eine Fläche von
knapp 113.000 Quadratmetern
und über 17.000 Gräber.

Blick über den Würzburger Hauptfriedhof.    
Bild: Christian Weiß

genutzt werden und verringert
die gesamten Treibhausgas-
Emissionen eines Fahrzeugs um
nahezu 70 Prozent - mehr als je-
der andere verfügbare Biokraft-
stoff. Ein mit Bioerdgas betrie-
bener, siebensitziger Opel Zafira
1.6 CNG hätte so die Treibhaus-
gas-Emissionen eines Zwei-Li-
ter- Autos. Bioerdgas ist durch
das aktuelle Energiesteuergesetz
als Biokraftstoff der zweiten Ge-
neration bis 2015 vollständig
von der Energiesteuer befreit. 

Die deutsche Gaswirtschaft
hat sich verpflichtet, bis 2020 in
ihrem Leitungsnetz bis zu 20
Prozent des als Kraftstoff ver-



ÜBERSCHRIFT . ÜBERSCHRIFT1 20. 07. 206DIENSTLEISTUNGEN16 GZ20. 07. 206

Bilanzpressekonferenz der NürnbergMesse:

Bevorstehender
Wachstumssprung

25 Prozent mehr Wachstum gegenüber messeschwachem 
Jahr 2005 - Deutsche Unternehmen stellen stärker aus

Die NürnbergMesse steht heuer vor einem neuen Wachstums-
sprung. Wie Geschäftsführer Bernd A. Diederichs bei einer
Pressekonferenz in der Norisstadt betonte, „befinden wir uns
im besten Jahr in der Geschichte der NürnbergMesse“.

Gegenüber dem turnusgemäß
deutlich schwächeren Jahr 2005
werde der Umsatz um rund 25
Prozent auf 120 Millionen Euro
steigen. Aber auch gegenüber
dem besser vergleichbaren Jahr
2004 werden es laut Diederichs
rund 12 Prozent Zuwachs sein.
Daran könne auch der politisch
motivierte Umzug der Spielau-
tomaten-Fachmesse IMA nichts
ändern. Das operative Ergebnis
2006 soll ebenfalls um vier Pro-

severbund aus fensterbau/fron-
tale und HOLZ-HANDWERK
(+25 %) und die Interzoo (+21
%) weisen jeweils ein deutli-
ches zweistelliges Plus auf. 

„Im Ergebnis wachsen unsere
Eigen- und Partnerveranstaltun-
gen des ersten Halbjahres 2006
um vier Prozent bei den Aus-
stellern, überproportional um
sieben Prozent in der verkauften
Fläche und um neun Prozent
beim Fachbesuch“, betonte Die-
derichs. Der AUMA, Ausstel-
lungs- und Messeausschuss der
deutschen Wirtschaft, rechnet
mit folgendem Wachstum für
das erste Halbjahr 2006 bei den
internationalen Fachmessen am
Messeplatz Deutschland: Aus-
steller plus 2 %, Fläche plus 1
%, Besucher plus 2 %.

Planzahlen übertroffen

Die Ende Juni vom Aufsichts-
rat der NürnbergMesse verab-
schiedete Bilanz 2005 zeigt
wiederum, dass auch in einem
messeschwachen Jahr die Plan-
zahlen zum Teil deutlich über-
troffen werden können: Der
Umsatz stieg 2005 gegenüber
Plan um rund vier Prozent auf
96,1 Mio. Euro. Während die
Geschäftsbereiche Eigen- und
Partnerveranstaltungen sowie
Messeservice turnusbedingt ei-
nen Rückgang auf 38,4 Mio. Eu-
ro (2004: 57) bzw. 11,6 Mio. Eu-
ro (2004: 14,6) verzeichneten,
explodierte der Umsatz beim
CCN CongressCenter Nürnberg
auf über zehn Mio. Euro (2004:
4,3). Das Geschäftsfeld Gastver-
anstaltungen legte auf 30,3 Mio.
Euro (2004: 28,5) zu. Und auch
Nürnberg Global Fairs glänzte
mit einem überdurchschnittli-
chen Wachstum auf 5,8 Mio. Eu-
ro (2004: 3,7). 

Hohe Investitionen

Der Gewinn vor Zinsen, Steu-
ern und Abschreibungen lag
Diederichs zufolge bei 18,7
Mio. Euro (2004: 25,9), das
operative Ergebnis mit 2,7 Mio.
Euro eine Million Euro über
Plan (2004: 8,9). Durch die ho-
hen Investitionen der vergange-
nen Jahre und die daraus resul-
tierenden Zinsbelastungen be-
trägt das Jahresergebnis der
NürnbergMesse minus 6,2 Mio.
Euro, immerhin 1,8 Mio. Euro
besser als geplant. Der Verlust-
vortrag steigt somit auf 14,7
Mio. Euro (2004: 8,5), liegt
aber deutlich unter dem ur-
sprünglichen Ansatz von 25
Mio. Euro.

Harter Wettbewerb

Nochmals mit Blick auf das
Rekordergebnis des Messejah-
res 2006 meinte Diederichs:
„Das Resultat dieses Jahres rea-
lisieren wir vor dem Hinter-
grund eines beinharten Wettbe-
werbs im deutschen und eu-
ropäischen Messewesen.“ Gleich-
zeitig warnte der Geschäftsfüh-
rer davor, neue Veranstaltungen
immer stärker über den Preis zu
akquirieren. „Dabei ist der Mes-
seplatz Deutschland, insbeson-
dere bei der Qualität, die die in-
ternationalen Fachmessen Aus-
stellern und Besuchern bieten,
heute schon zu billig. Was wir
dringend bräuchten, wären Preis-
erhöhungen, um das hohe Ser-
viceniveau zu halten und weiter
ausbauen zu können.“ DK

DeTeFleetServices:

„Erdgasfahrzeuge spielen die
weitaus wichtigste Rolle“ 

1.000 Erdgasfahrzeuge noch in diesem Jahr: Das ist das Ziel
der DeTeFleetServices GmbH, dem Mobilitätsdienstleister im
Telekom-Konzern. Nachfolgend ein Auszug aus einem Inter-
view des Magazins „Das Erdgasfahrzeug“ mit Horst Krastet-
ter, dem Geschäftsführer des Unternehmens. 

Herr Krastetter, wie viele
Erdgasfahrzeuge hat Ihr Un-
ternehmen jetzt im Bestand?

Was für uns aber besonders
wichtig ist: Die Erdgastechnolo-
gie ist sicher und ausgereift, die

der Nachfrage entsprechen.
Zieht der Markt für Erdgas-
fahrzeuge aus Ihrer Sicht an? 

Die steigenden Kraftstoffpreise
beschleunigen die Suche nach
wirtschaftlichen Alternativen, für
Privatleute wie für Unternehmen.
Die Fahrzeugmodelle der neue-
sten Generation bieten Erdgas-
Reichweiten von über 400 km, mit
Benzin-Reserve sogar von mehr
als 600 km, und verfügen über
deutlich bessere Leistungsdaten.
Wir sind daher sicher, dass die
Nachfrage nach Erdgasfahrzeu-
gen deutlich anziehen wird. 

Spielen die ab 2010 drohen-
den Fahrverbote in den Bal-
lungszentren eine Rolle bei der
Anschaffung von Erdgasfahr-
zeugen? 

Natürlich, die Unternehmen
der Deutschen Telekom Gruppe
sind auch bei drohenden Fahr-
verboten darauf angewiesen, in
die Innenstädte zu kommen und
ihre Kunden zu bedienen. Die
Mobilität muss auch bei solchen
Szenarien stets erhalten bleiben.
Mit Erdgasfahrzeugen ist diese
Kundenanforderung sehr leicht
zu realisieren. 

Wie sind Ihre Erfahrungen
mit den Fahrzeugen, die Sie im
Bestand haben? 

Es gibt hier eigentlich kaum
Besonderheiten. Da Probleme
an der eigentlichen Gasanlage
eher die Ausnahme sind, liegen
die Reparatur- und Wartungs-
kosten auf dem Niveau der 
herkömmlichen Vergleichsfahr-
zeuge. Die Fahrzeuge sind ab-

solut zuverlässig und sicher. 
Wie ist das Feedback, das

Sie von den Fahrern erhalten? 
Bei den älteren Modellen wur-

de teilweise darüber geklagt,
dass man zu häufig tanken mus-
ste und dass die Motoren etwas
schwach auf der Brust waren.
Diese Themen hat die Automobi-
lindustrie bei den neuen Fahr-
zeugmodellen schon recht über-
zeugend gelöst. 

Wo gibt es noch Optimie-
rungsbedarf? 

Das Thema Tankkarte spielt
für jeden Betreiber einer Fahr-
zeugflotte eine große und oft un-
terschätzte Rolle, da eine Reihe
von Prozessen über die Tankkar-
te gesteuert werden und wir den
Fahrern nicht zumuten können,
ihr geschäftlich genutztes Fahr-
zeug per Vorverauslagung zu be-
tanken. Hier erwarten wir von
den Mineralölfirmen und den
Gasversorgern überzeugende
Lösungen, die bislang nach un-
serer Wahrnehmung vor allem
daran gescheitert sind, dass die
vielen lokalen Gasversorger bei
diesem Thema nicht unter einen
Hut zu bringen waren und die
großen Mineralölkonzerne aus
eigenen wirtschaftlichen Interes-
sen heraus eine eher restriktive
Strategie verfolgt haben. 

Das Tankstellennetz ist - zumin-
dest in den Ballungsräumen - für
den Flottenalltag ausreichend;
allerdings wünschen wir uns
auch hier noch deutliche Verbes-
serungen. Die neuen Fahrzeug-
modelle weisen teilweise in die
richtige Richtung, was die Anfor-
derungen nach Reichweite, Lade-
volumen und Leistung angeht. 

Leider werden von einigen
Herstellern auch heute noch
nicht akzeptable Lösungen mit
regentonnenartigen Behältern
im Laderaum angeboten, doch
wird dies der Markt sicher rich-
ten. Was noch kommen muss, 
um auch das so genannte User-
Chooser-Segment anzusprechen,
sind Motoren mit höherer Lei-
stung, die dem Fahrer auch
Fahrspaß vermitteln. 

Was geschieht mit Fahrzeu-
gen, die aus dem Bestand aus-
gemustert werden? Sind Erd-
gasfahrzeuge schwerer abzu-
setzen? 

Schwerer abzusetzen sind die-
se Fahrzeuge nicht. Allerdings
liegen die Erlöse zirka fünf bis
zehn Prozent unter unserer Pla-
nung. In diesem Jahr haben wir
zehn Fahrzeuge mit Gasantrieb
verkauft, die 2000 beziehungs-
weise 2001 angeschafft wurden.
Dabei konnten weder bei den bi-
valenten Fahrzeugen, also den
sieben Ford Focus Turnier, noch
bei bisher drei verkauften mono-
valenten Opel Astra Caravan un-
sere Restwerterwartungen er-
reicht werden. Allerdings ist hier-
bei zu bedenken, dass es sich bei
den Pkw um zweisitzige Fahrzeu-
ge handelte, die bei uns von
Monteuren verwendet wurden.
Für die Zukunft rechnen wir je-
doch mit einer steigenden Nach-
frage nach Erdgasfahrzeugen ins-
gesamt und damit auch nach 
gebrauchten Erdgasfahrzeugen.
Wahrscheinlich wird die Nach-
frage in den kommenden Jahren
das Angebot deutlich übersteigen.
Auch wenn hier noch keine Erfah-
rungswerte aus der Vergangenheit
vorliegen, gehen wir fest davon
aus, dass wir die neueren Fahr-
zeugmodelle erstens leicht und
zweitens zu überzeugenden Erlö-
sen vermarkten können. 

Welche Zukunft geben Sie
den Erdgasfahrzeugen in Ih-
rem Unternehmen? 

Wir streben bis zum Jahr 2009
an, rund 2.500 Servicefahrzeuge
mit alternativen Antrieben und
Kraftstoffen zu betreiben. Dabei
werden die Erdgasfahrzeuge die
weitaus wichtigste Rolle spielen.
Wie es danach weitergeht, hängt
von der weiteren Entwicklung
bei den Themen Tankstellen-
netz, Kraftstoffkosten und Fahr-
zeugmodelle ab. Erdgasfahrzeu-
ge überzeugen auch die Mitar-
beiter im Telekom-Konzern.    

zent gegenüber Plan auf knapp
zehn Millionen Euro klettern,
angestrebt wird ein ausgegli-
chenes Jahresergebnis. 

Das Wachstum der Nürnberg-
Messe findet Diederichs zufol-
ge dabei in allen Geschäfts-
bereichen statt, insbesondere
glänzten aber die Eigen- und
Partnerveranstaltungen mit
teilweise zweistelligen Steige-
rungsraten. Dieses Wachstum
beinhalte vier erfreuliche As-
pekte:
1. Das Wachstum kommt auch
wieder aus dem Inland. Hier
wird an einen Trend ange-
knüpft, der sich bereits im
zweiten Halbjahr 2005 abzeich-
nete. Dieser Trend hat angehal-
ten und sich verstärkt. Am deut-
lichsten fällt dieser Trend bei
der BioFach aus. Hier wuchsen
die deutschen Aussteller um
fünf Prozent, wäh-
rend die internationalen Aus-
steller, die bei der BioFach 66
Prozent der Beteiligung stellen,
auf dem Niveau des Vorjahres
stabil blieben. 
2. Noch größer als das Ausstel-
lerwachstum präsentiert sich im
ersten Halbjahr das Flächen-
wachstum. Bis auf die Interzoo
- hier blieb das Flächenwachs-
tum von zehn Prozent leicht
hinter dem Ausstellerwachstum
von 16 Prozent zurück - trifft
diese Beobachtung auf alle in-
ternationalen Fachmessen des
ersten Halbjahres zu. Dies heißt
wiederum, dass die Unterneh-
men insgesamt sehr viel optimi-
stischer an ihre Messebeteili-
gung herangehen.
3. Das Wachstum beschränkt
sich nicht nur auf die Aussteller-
seite. Auch der nationale Be-
such legt wieder zu. Hier glänz-
ten BioFach, embedded world
und EUROGUSS mit zweistel-
ligen Wachstumsraten von bis
zu 21 Prozent. 
4. Das Wachstum beim interna-
tionalen Fachbesuch hält unver-
ändert an. Einsame Spitze ist
die embedded world, deren in-
ternationale Beteiligung nach
dem Schneechaos im letzten
Jahr um über 50 Prozent stieg.
Aber auch BioFach (+15 %),
EUROGUSS (+21 %), der Mes-

Bernd A. Diederichs.

Zurzeit betreiben wir genau
523 Erdgasfahrzeuge. Und bis
zum Jahresende möchten wir ei-
nen Bestand von rund 1.000
Fahrzeugen erreichen. 

Damit ist die DeTeFleetSer-
vices als Flottenbetreiber ein-
deutig Branchenprimus im
Bezug auf Erdgasfahrzeuge.
Warum dieses Engagement
für die Erdgasfahrzeuge? 

Zum einen engagieren wir uns
für Nachhaltigkeit und reihen
uns mit unserem Thema Kraft-
fahrzeuge nahtlos in die Aktivitä-
ten der Deutschen Telekom ein.

Infrastruktur ist mittlerweile zu-
frieden stellend und der Einsatz
von Erdgasfahrzeugen rechnet
sich. Ökologie und Ökonomie
stehen durch die Steuervergün-
stigung beim Erdgas-Kraftstoff
und durch die Förderprogramme
der Erdgasversorger in einem
guten Verhältnis, so dass sich die
Kosten des Einsatzes eines Erd-
gasfahrzeuges mittlerweile auf
dem Niveau eines vergleichba-
ren Dieselfahrzeugs bewegen. 

Als Tochterunternehmen der
Telekom sind Sie Dienstleister.
Sie müssen mit Ihrem Angebot

VW Golf Variant BiFuel Betankung.
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Zukunftswerkstatt Nürnberger Land:

Dem Wandel in der
Altersstruktur aktiv begegnen

Was können die Städte, Märkte und Gemeinden des Nürnber-
ger Landes unternehmen, um sinkenden Einwohnerzahlen
und dem Wandel in der Altersstruktur der Bevölkerung aktiv
zu begegnen? Mit diesem Themenkomplex befassten sich die
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister des Landkreises
Nürnberger Land bei der Zukunftswerkstatt „Demographi-
sche Entwicklung gestalten“. Zu dem Workshop hatte Landrat
Helmut Reich zusammen mit der Wirtschaftsförderung des
Landkreises eingeladen. 

Michael John vom Basis-In-
stitut in Bamberg rief die Rat-
hauschefs dazu auf, die Lage in
ihrer Kommune zu analysieren
und Ideen für Lösungen zu ent-
wickeln. Denn Prognosen sagen
einen Bevölkerungsrückgang in
Deutschland um 15 Millionen
bei gleichzeitiger Änderung der
Alterszusammensetzung in der
Bevölkerung bis zum Jahr 2050
voraus. 

Anteil der unter
20-Jährigen sinkt

Gründe sind vor allem das
niedrige Geburtenniveau und die
hohe Lebenserwartung. Das be-
deutet, die Zahl der Deutschen
wird nicht nur abnehmen, auch
die Altersstruktur wird sich än-
dern: Der Anteil der über 60-
Jährigen wird steigen, der Anteil
der unter 20-Jährigen sinken.

Vor allem die ländlichen Ge-
biete werden von dieser Ent-
wicklung betroffen sein, die Bal-
lungsräume werden durch Zuzü-

ge vieles ausgleichen können. 
Für den Landkreis Nürnber-

ger Land wird ein leichter
Rückgang der Bevölkerung vor-
hergesagt - etwa ein Prozent mi-
nus bis zum Jahr 2050. Auf alle
Fälle aber nimmt die Zahl der Äl-
teren zu und die der Jüngeren ab. 

Workshop

Dass ihnen das Thema am
Herzen liegt, zeigten die Bür-
germeisterinnen und Bürger-
meister allein schon durch ihr
zahlreiches Erscheinen, aber
auch durch ihre engagierte Mit-
arbeit im Workshop. 

Die Ideen, die sie entwickel-
ten, reichten vom Ausbau von
Ganztagsangeboten (in Zusam-
menarbeit zwischen Schulen
und Vereinen), über Hausauf-
gabeninitiativen, Ehrenamts-
börse und Sprachförderung bis
hin zur Auslobung einer Aus-
zeichnung für familienfreund-
liches Verhalten, familienge-
rechte Arbeitszeitmodelle und

neue Wohnformen für Senioren.

Elternhaus als Vorbild

Die Rathauschefs waren sich
mit dem Landrat einig, dass die
Familie in der Gesellschaft wie-
der einen höheren Stellenwert ge-
nießen müsse. Dies sei jedoch ei-
ne gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe, die nicht von den Gemein-
deverwaltungen gelöst werden
könne. Das Elternhaus, in dem so-
ziales Verhalten und Engagement
gelernt werde, müsse wieder

mehr Vorbildfunktion ausüben. 
Die Stadtoberhäupter werden

das Thema „Demographische
Entwicklung gestalten“ in ihren
Stadt- bzw. Gemeinderäten dis-
kutieren und entscheiden, wel-
che Maßnahmen sie umsetzen,
um ihre Kommunen „demogra-
phiefester“ zu machen. 

Mögliche Beratung

Das Basis-Institut hat angebo-
ten, hierbei - sowie bei der Gewin-
nung eventueller Fördermittel -
den Gemeinden beratend zur Sei-
te zu stehen. Landrat Reich will
sich dafür einsetzen, dass im
Kreishaushalt eventuell Gelder für
eine ein- bis zweijährige An-
schubfinanzierung bei geeigneten
Projekten bzw. Maßnahmen be-
reit gestellt werden. DK

Landkreis Lichtenfels:

Wichtige Fortentwicklung
in der EDV-Struktur

Das Jahr 2006 hat eine weitere wichtige Fortentwicklung in der
EDV-Struktur des Landratsamtes Lichtenfels gebracht. Wie
Landrat Reinhard Leutner bekanntgab, sind seit Ende Mai alle
kreisangehörigen Gemeinden in das elektronische Baugenehmi-
gungsverfahren eingebunden. Bereits in einer Mitte 2005 statt-
gefundenen Bürgermeisterdienstbesprechung hatte der Land-
kreischef diese Verbesserung den Gemeinden angeboten. 

Die Voraussetzungen für diese
kooperative Zusammenarbeit
wurden mit einer eigenen Pro-

Ohne Fremdleistung und damit
äußerst wirtschaftlich und kosten-
günstig entwickelten die enga-
gierten Mitarbeiter diese echte E-
Government-Lösung. Die Städte,
Märkte und Gemeinden erhalten
im Gegenzug einen Datenzu-
gang, der aufwändige eigene Ar-
chivierungen unnötig macht. Die
Zusammenarbeit zwischen dem
Landratsamt und den Gemeinden
wird mit diesem Projekt erneut
auf das Beste dokumentiert.

Bereits in der Installationspha-
se war die Zusammenarbeit, ins-
besondere mit den Bausachbear-
beitern und EDV-Administrato-
ren hervorragend. Die Aufge-
schlossenheit war unerlässlich für
das Gelingen des Projektes.
Landrat Reinhard Leutner freut
sich, dass nun nochmals eine Be-
schleunigung im Bereich der
Baugenehmigungsverfahren
durch den konzertierten Einsatz
der Mitarbeiter des Landratsam-
tes und der Gemeinden erfolgen
wird. Diese Entwicklung ist Teil
des im vergangenen Jahr einge-
führten kommunalen Informa-
tionsnetzes (KommInfo), das da-
mit einen weiteren wichtigen
Schritt in die Zukunft gemacht
hat. „Kommunale Zusammenar-
beit in kleinen, aber wichtigen
Schritten“, so das Fazit des Lich-
tenfelser Landrats. DK

Bei der Scheckübergabe: Dr. Manfred Uhl und Gudrun Keller-
Buchheit.

Seifenkisten und Sportkleidung
durch LEW-Spende

Lechwerke übergeben 3.000 Euro an Kinderheim e.V.
in Friedberg

Die Lechwerke (LEW) haben 3.000 Euro an das Kinderheim
e.V. in Friedberg übergeben. Dr. Manfred Uhl, Marketingleiter
bei LEW, überreichte das Geld in Form eines Schecks an die
Geschäftsführerin des Kinderheim e.V. Friedberg, Gudrun
Keller-Buchheit, in den Räumen des Vereins. 

Die 3.000 Euro stammen aus
dem Erlös des Kartenverkaufs
eines Benefizkonzertes der
Augsburger Domsingknaben.
Das Konzert, das von den
Lechwerken unterstützt wurde,
fand im Mai im Wittelsbacher
Schloss in Friedberg statt und
spielte 2.400 Euro ein. LEW
stockte den Betrag auf die runde
Summe auf.

„Wir freuen uns sehr über die-
se Spende. Mit dem Geld wer-
den unsere Kinder Seifenkisten
bauen und bei einem Wettbe-
werb mitfahren. Außerdem wol-
len wir dafür Sportkleidung an-
schaffen“, erklärte Geschäftsfüh-

rerin Keller-Buchheit bei der
Scheckübergabe.

Der Verein Kinderheim e.V. hat
seinen Sitz in der Friedberger Her-
mann-Löns-Straße und verwaltet
neben einem Kinderheim und ei-
nem Kinderhort auch fünf Kin-
dergärten in der Stadt Friedberg.

Die Lechwerke engagieren
sich als Sponsor beim Sport, in
der Kultur sowie bei sozialen
Projekten für die Region.

Die Lechwerke AG gehört zur
RWE-Gruppe. LEW beschäftigt
knapp 1.600 Mitarbeiter und ist
innerhalb der RWE Energy AG
die regionale Energiegesell-
schaft für Süddeutschland.

Tag der offenen Tür im Würzburger Rathaus:

„Hier arbeiten Menschen,
die gerne für Sie da sind“

Über 2500 Würzburger nutzten am Tag der offenen Tür im
Rathaus, um sich über die Stadtverwaltung, aber auch neue
Projekte und städtische Einrichtungen zu informieren. Neben
sachlichen Informationen gab es für die Besucher viel zu ent-
decken: von der Wasserversorgung der Würzburger Versor-
gungs- und Verkehrs GmbH über die Arbeit der verschiedenen
Ämter bis hin zum Büro der Oberbürgermeisterin.

„Hier arbeiten Menschen, die
gerne für Sie da sind“, betonte
Würzburgs Oberbürgermeiste-
rin Dr. Pia Beckmann bei der
Eröffnung des Tags der offenen
Tür. So präsentierte sich das
Rathaus auch als eine Verwal-
tung zum Anfassen, vor allem
für Familien und Kinder.

Wasserspiele

Begeistert drehte der 6-jährige
Martin am Ventil des Feu-
erwehrschlauches. Mit Druck
spritzte das Wasser aus dem
Strahlrohr und trieb den Ball
durch das Labyrinth aus Gitter-
stäben, bis er schließlich am Ziel
ankam. Wasserspiele wie an der
Labyrinthwand waren bei den
Kindern, die mit ihren Eltern den
Tag der offenen Tür im Würz-
burger Rathaus besuchten, eine
gefragte Abkühlung. Gleich da-
neben stellte die Stadtbau GmbH
ihre aktuellen Projekte und Auf-
gaben vor, während die Berufs-
feuerwehr ihre Fahrzeuge zeigte
und über lebensrettende Rauch-
melder informierte. Im Rathaus-
Innenhof sorgten Musik- und
Tanzgruppen des Zweckverban-
des der Sing- und Musikschule
für musikalische und auch akro-
batische Unterhaltung.

Direkter Kontakt zur
Rathauschefin

Im Büro der Oberbürgermei-
sterin strahlte der kleine Lau-
renz Feierabend, der die Amts-
kette von Oberbürgermeisterin
Dr. Pia Beckmann persönlich
umgehängt bekam. Viele Besu-
cher suchten hier den direkten
Kontakt zur Oberbürgermeiste-
rin, um sie kennen zu lernen,
um mit ihr Probleme zu bereden
oder auch um einmal ihr Amts-
zimmer zu sehen. Für Dr. Beck-
mann gab es viel zu tun und am
Ende des Tags der offenen Tür
hatte sie mehrere hundert Hän-
de geschüttelt. Auch die Frak-
tionen des Würzburger Stadtra-
tes sowie Bürgermeister Dr.
Adolf Bauer und Bürgermeiste-
rin Marion Schäfer hatten im
Rahmen ihrer Sprechstunden
ein offenes Ohr für ihre Bürger.

Aktuelle Projekte

In ihren Büros stellten die
verschiedenen Fachbereiche ih-
re aktuellen Projekte vor. So in-
formierte das Baureferat unter
anderem über den Sachstand
der Würzburg Arcaden, Zel-
lerau Mitte und weitere Planun-
gen. Das Internationale Büro
entführte die Besucher auf eine

kulinarische Weltreise in Würz-
burgs Partnerstädte. In einzel-
nen Führungen wurden die
Turmstube des Grafeneckards
und das Gemälde im Ratssaal
der Stadt vorgestellt. Projektlei-
ter Winfried Häusler zeigte sich
mit der Resonanz der Würzbur-
ger Bürger auf den Tag der offe-
nen Tür und das Engagement
der Verwaltungsmitarbeiter sehr
zufrieden: „Das war eine runde
Sache.“

Reinhard Leutner.

grammentwicklung des Land-
ratsamtes Lichtenfels erreicht,
die in einer Auftaktveranstaltung
den verantwortlichen Mitarbei-
tern der Städte, Märkte und Ge-
meinden im Herbst 2005 detail-
liert vorgestellt wurde. Mit der
zügigen Umsetzung ihres „Ei-
gengewächses“ erreichten der
Leiter des Bauamtes Lichtenfels,
Karl-Heinz Grzeszyk und sein
Stellvertreter, Otto Betz, dass
zeit- und arbeitsintensive Mehr-
facherfassungen der Bauantrags-
daten zukünftig der Vergangen-
heit angehören.
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Wir suchen

Ihre Aufgabe

Wir erwarten

Wir bieten

Ihre 
Bewerbung

wegen altersbedingten Ausscheidens des derzeitigen Stelleninhabers 
(berufsmäßiger Stadtrat) zum 01.05.2007 für das Dezernat I (Grundsatzfra-
gen / Geschäftsleitung / Wirtschaftsförderung) der bayerischen kreisfreien
Stadt Rosenheim eine/einen

Dezernentin/Dezernenten
Als Dezernent/in I sind Sie in enger Zusammenarbeit mit der Oberbürger-
meisterin und dem Stadtrat für ein leistungsfähiges, attraktives und bürger-
freundliches Dienstleistungsunternehmen Stadt Rosenheim mit allen seinen
Beteiligungen mitverantwortlich.
Zu Ihrem Geschäftsbereich als Dezernent/in gehören u. a. folgende Funktio-
nen bzw. Ämter und Aufgabenbereiche:

Geschäftsleitung, Steuerungsdienst, Öffentlichkeitsarbeit
Wirtschaftsförderung
Hauptamt
Personalamt
Amt für Datenverarbeitung
Rechnungsprüfungsamt (organisatorisch)

eine hervorragende Führungspersönlichkeit mit großer Verantwortungsbe-
reitschaft, hoher Innovations- und Entscheidungskraft sowie umfassenden
einschlägigen Fachkenntnissen. Erwünscht sind mehrjährige erfolgreiche
Tätigkeiten im Bereich der öffentlichen Verwaltung, insbesondere im kom-
munalen bzw. staatlichen Management sowie in der Zusammenarbeit mit
politischen Gremien. Team- und Kommunikationsfähigkeit sowie soziale
Kompetenz sind weitere selbstverständliche Voraussetzungen.

Wir stellen uns eine sehr gut qualifizierte Person mit Abschluss eines einschlä-
gigen Hochschulstudiums vor, die über fundierte juristische, verwaltungs-
und/oder wirtschaftswissenschaftliche Kenntnisse bzw. Erfahrungen verfügt.

eine der Verantwortung entsprechendes angemessenes Entgelt als 
Beschäftigte/r nach TVöD bzw. Besoldung als Laufbahnbeamter/in im höhe-
ren Dienst bzw. auch als kommunale/r Wahlbeamter/in auf Zeit. Ihre Vorstel-
lungen einschließlich des Gehalts sollten Sie in Ihrer Bewerbung darlegen.

Schwerbehinderte Bewerber/innen werden bei gleicher Eignung und glei-
chen Voraussetzungen bevorzugt eingestellt.
Die Stadt Rosenheim fördert die berufliche Gleichstellung von Frauen und
begrüßt es, wenn Frauen sich bewerben.

senden Sie bitte mit aussagekräftigen Unterlagen bis spätestens
31.07.2006 an das Personalamt der Stadt Rosenheim, 
Postfach 1209, 83013 Rosenheim. Online-Bewerbungen sind möglich 
(personalamt@rosenheim.de).

Für allgemeine Informationen steht Ihnen das Personalamt der Stadt Ro-
senheim, Tel. 08031/36-1110 (e-mail: personalamt@rosenheim.de) bzw. für
spezielle Fragen Herr Stadtdirektor Diethard Schinzel, Tel. 08031/36-1101
(e-mail: schinzel@rosenheim.de), zur Verfügung.

„Arbeiten, wo andere Urlaub machen!“

Stellenangebote

Landkreis Regensburg:

Werbung für die
Hauptschule

Ein politisches Signal für die Hauptschule zu setzen, speziell für
den M-Zug an Hauptschulen, war Thema eines Gesprächs, zu
dem Regensburgs Landrat Herbert Mirbeth die Bürgermeister
Georg Thaler (Beratzhausen), Karl Spangler (Brunn), Karl Jobst
(Deuerling), Hans Pollinger (Hemau), Willi Hogger (Laaber),
Max Knott (Nittendorf), sowie den Leiter des Schulamtes, Schul-
amtsdirektor Leonhard Renner und Schulrat Heribert Stautner
eingeladen hatte. 

Landrat Mirbeth hatte ein Hil-
feruf aus Laaber erreicht, dass
womöglich wegen zu geringer
Schülerzahlen kein neuer M-Zug
mit einer 7. Klasse gestartet wer-
den kann. Im M-Zug mit der zu-
sätzlichen 10. Klasse erreichen
Schülerinnen und Schüler die
Qualifikation der mittleren Reife.
Gerade im westlichen Landkreis
hat diese Möglichkeit einer be-
sonderen Förderung an der
Hauptschule eine gute Tradition.
Mit Schülern aus mehreren Ge-
meinden konnte eine solche Klas-
se in den vergangenen Jahren
stets gebildet werden.

Brunns Rathauschef Spangler
erntete allgemeine Zustimmung,
als er erklärte: „Wenn im Septem-
ber kein M-Zug beginnen kann,
dann werden solche Klassen in
den kommenden Jahren nicht
mehr angeboten werden können.
Die Hauptschule insgesamt wird

bei den Eltern an Vertrauen ver-
lieren.“ Dass es nicht mehr dar-
um gehe, an welcher Schule, in
welcher Gemeinde, dieses be-
sondere Angebot der Hauptschu-
le eingerichtet werde, betonte
Hemaus Bürgermeister Pollin-
ger: „Wichtig ist, dass es über-
haupt zustande kommt.“

Deutliche Worte

Landrat Mirbeth hatte deutliche
Worte parat: „Wenn in einem
Einzugsgebiet von 30.000 bis
35.000 Einwohnern keine Klasse
mehr zusammenkommt, in der
man die mittlere Reife an der
Hauptschule ablegen kann, dann
stimmt das ganze System nicht
mehr.“ Der Regensburger Land-
kreischef forderte auch die Schu-
len selbst auf, gleiche Maßstä-
be für die Zulassung zum M-Zug
im gesamten Landkreis anzu-
wenden und für dieses gute, tüch-
tige Menschen hervorbringende
Schulmodell zu werben. Nach
den Worten von Schulamtsdirek-
tor Leonhard Renner habe man
im Schulamt verschiedene Mög-
lichkeiten geprüft, auch über
Landkreisgrenzen hinaus zu ko-
operieren, da für diese besondere
Klasse an einer Hauptschule kein
starrer Sprengel vorgeschrieben
sei, sondern „Einzugsgebiete“
maßgebend wären. 

Wohnortnahe Beschulung

Beratzhausens Bürgermeister
Thaler appellierte an die Eltern,
bei der Hauptschule auch den
Vorteil der wohnortnahen Be-
schulung zu sehen. Generell zog
sich durch alle Diskussionsbeiträ-
ge ein deutlich erkennbares Plä-
doyer für die Hauptschule und
besonders auch für die Möglich-
keit der mittleren Reife an den
Hauptschulen. 

Wie Direktor Renner betonte,
„ist dies ein gleichwertiger Bil-
dungsabschluss zur Realschule
mit Schwerpunkten in anderen
Fächern“. Er appellierte auch an
die Bürgermeister, frühzeitig
durch „Allianzen“ mit benach-
barten Gemeinden Standorte zu
sichern. DK

Silberne CSU-Ehrenraute
für Johann Peter Heckel

Stein im Landkreis Fürth. Ein „kommunales Urgestein“ wur-
de dieser Tag mit der im CSU-Kreisverband Fürth/Land erst-
mals verliehenen Silbernen Ehrenraute der CSU ausgezeich-
net: Johann Peter Heckel.

In seiner Heimatstadt Stein ist
er seit 1978 Mitglied des Stadt-
rates und seit dem gleichen Jahr
auch Mitglied des Kreistages im
Landkreis Fürth. Seit 1989 führt
er die CSU-Fraktion und Land-
rätin Dr. Gabriele Pauli würdig-
te in diesem Zusammenhang
auch Heckels Integrationsstärke
und die Fähigkeit, schwierige
Themen auch mit anderen Frak-
tionen so vorzubereiten, dass es
nur selten zu Unstimmigkeiten
im Kreistag kommt.

Beeindruckende
Gesamtleistung

Seit mehr als dreißig Jahren
ist „der Heckels Hans“ Mitglied
der CSU, wo er neben seinem
Einsatz in der Kommunalpolitik
stets auch Führungsaufgaben
auf Orts- und Kreisverbandse-
bene wahrnahm. CSU-Kreis-
vorsitzender Matthias Dießl
würdigte in seiner Laudatio die
Gesamtleistung Heckels, der
sich in besonderer Weise um die
CSU verdient gemacht habe:
„Es ist auch ihm zu verdanken,
dass das Ansehen der CSU im
Landkreis Fürth in den letzten
Jahrzehnten rapide zugenom-
men hat“. 

Ein ausgleichendes
Wesen

Dazu beigetragen habe sein
stets ausgleichendes Wesen und
seine an den Bedürfnissen der
Bürgerinnen und Bürger orien-
tierte Arbeit in den kommuna-
len Gremien. Dießl: „Du warst

und bist ausgesprochen erfolg-
reich für die CSU unterwegs -
mach weiter so.“

V. l.: Steins CSU-Ortsvorsitzender Rolf Bender, CSU-Kreis-
vorsitzender Matthias Dießl, Bezirkstagspräsident Richard
Bartsch, Landrätin Dr. Gabriele Pauli, Johann Heckel und
Landtagsabgeordneter Günter Gabsteiger.

Jahrestagung Tourismusverband Naturpark Altmühltal:

„Altmühltherme“ macht Umsatz
Treuchtlingen (wefa) - Der „Altmühltalradweg“ gehört zu den
touristischen Top-Angeboten im Naturpark Altmühltal, aber die
„Altmühltherme“ in Treuchtlingen zählt zu den Umsatzbringern.
Gemessen an den Übernachtungszahlen von 2005 (plus zwei Pro-
zent) liegt der Tourismusverband Naturpark Altmühltal über den
Werten in Franken (plus ein Prozent).

Wie Geschäftsführer Chri-
stoph Würflein auf der Jahresta-
gung mitteilte, addieren sich die
Übernachtungen in gewerbli-
chen Betrieben (über acht Bet-
ten) und in den privaten Ferien-
wohnungen auf 1,6 Millionen.
Das wiederum wäre aber ge-
genüber 2004 ein Rückgang um
2,4 Prozent. Der Verbandsge-
schäftsführer: „Diese Zahlen
sind mit Vorsicht zu genießen,
aber eines ist klar: die kleineren
Beherberger hatten Einbußen.“

Im Tourismusverband, der von
Treuchtlingen bis Kelheim reicht,
gibt es 1251 Beherbergungsbe-
triebe (758 Ferienwohnungen,
303 Gasthöfe und 190 Privatwoh-
nungen) mit 15944 Betten. 69
Prozent aller Betten stellen die
gewerblichen Vermieter (sie ha-

ben über acht Betten und werden
vom Statistischen Landesamt er-
fasst). 38 Prozent der Hotels und
Gasthöfe haben die „Sterne“ und
sind klassifiziert. Bei den Ferien-
wohnungen liegt der Anteil bei 53
Prozent.

Leistungsfähiges Hotel fehlt

Dem Vorstand, der von dem
Beilngrieser Bürgermeister Franz
X. Uhl geführt wird, gehört künf-
tig auch Dr. Bernhard Gmehling,
der Oberbürgermeister von Neu-
burg/Donau an. Stellvertreter ist
der Treuchtlinger Rathauschef
Wolfgang Herrmann. Er bezifferte
die Besucherzahl der „Altmühl-
therme“ auf 360.000 jährlich und
bedauerte, dass immer noch ein
leistungsfähiges Hotel fehlt.       

Die großen bunten Kugeln gehören mittlerweile fest zum Him-
mel über Königsbrunn.

Königsbrunner LEW-Ballon-Cup
Auch in diesem Jahr gab es im Zusammenhang mit der Kö-
nigsbrunner Gautsch wieder ein besonderes Highlight: Die
Ballonfreunde Lechfeld veranstalteten zum 22. Mal eine
Heißluftballonwettfahrt. 

Hauptsponsor der Veranstal-
tung waren heuer erneut die
Lechwerke (LEW), die selbst ei-
nen Ballon ins Rennen schick-
ten. Die Stadt Königsbrunn un-
terstützte die Wettfahrt logis-
tisch.

Gegen 6:30 Uhr starteten die
Ballone und stiegen in den Him-
mel über der Stadt auf. Die Auf-
gabe für die Piloten war es dann,
zunächst ein vorgegebenes Ziel-
kreuz in der Nähe des Gautsch-
Festplatzes von einem selbst ge-
wählten Startplatz aus mindestens
drei Kilometer Entfernung zu er-
reichen. Anschließend musste er

innerhalb eines begrenzten Wett-
fahrtgebietes wieder möglichst
weit weg vom Zielkreuz kom-
men.

„Fuchsfahrt“

Der zweite Lauf erfolgte dann
als „Fuchsfahrt“. 15 bis 20 Bal-
lone starteten südlich des Fest-
platzes und versuchten dann,
möglichst nahe an den Lande-
platz des vorausfahrenden „Fuch-
ses“ zu kommen. Anschließend
trafen sich alle Teilnehmer im
Wettfahrt-Stadel zur Ballontaufe
der mitgefahrenen Gäste.
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„Von einem Gipfel aus hat
man sicherlich einen guten
Überblick. Aber man steht
dort so weit über den Dingen,
dass man vielleicht auch et-
was der Realität entrückt ist.“
Mein Chef, der Bürgermeister,
sinnierte darüber nach, dass
jetzt auch die neue Bundesre-
gierung mit der Gipfelei ihrer
Vorgängerin weitermacht. Be-
stes Beispiel: der so genannte
Integrationsgipfel.

Ehrlich gesagt ist bei uns an jedem Tag Inte-
gration das Top-Thema, denn ein friedliches
Zusammenleben in den kleinen Einheiten - der
Stadt, dem Stadtteil oder dem Viertel - steht
beim Bürgermeister ganz oben auf der Prioritä-
tenliste. Das ist ein ewiges Bohren dicker Bret-
ter. Einerseits weil natürlich immer wieder neue
Menschen kommen, die bei uns leben wollen.
Andererseits weil es Gruppen gibt, vor allem
die Türken, die sich immer stärker von nationa-

len oder religiösen Strömungen aus ihrer Hei-
mat beeinflussen lassen. Da hat sich schon so
mancher aufgeschlossener Familienvater wie-
der in sich zurückgezogen, wenn er in der Mo-
schee einen neuen Prediger gehört oder wieder
extensiv heimatliches Fernsehen geglotzt hat.

Eines ist wohltuend an der Integrationsde-
batte derzeit: Niemand bestreitet mehr das Of-
fenkundige, nämlich dass man Deutsch können
muss, wenn man hier leben will. Wie lange wur-
de das bestritten! Uns Kommunen wurde ange-
sonnen, praktisch alle Informationen und For-
mulare in allen möglichen Sprachen bereitzu-
halten: Vom Meldeformular in Griechisch über
den Zeitkartenantrag in Russisch bis hin zum
Gastschulantrag in Türkisch. Der Bürgermei-
ster hat diesen Zirkus immer abgelehnt, aber es
soll Kommunen geben, in denen man auch im
Verkehr mit Behörden eigentlich kein Wort
Deutsch braucht. Die Parallelgesellschaft mit
amtlichem Segen sozusagen.

Bei uns war immer klar, dass wir jeden mit of-
fenen Armen aufnehmen, aber auch von jedem
erwarten, dass er sich auf seine Weise in die
Gemeinschaft einbringt. Und wir haben immer
der Versuchung widerstanden, alle Menschen
über einen Kamm zu scheren, wie das heute so

gerne durch die magischen
Begriffe „Migranten“ oder
„Migrationshintergrund“
geschieht. Mit diesen Worten
wird Deutschland seit drei
Jahren überschwemmt und sie
sind doch unserer Sprache so
fern, dass selbst das Recht-
schreibprogramm am Compu-
ter sie nicht kennt. Und vor
lauter Begeisterung über diese
Begriffe geht das Gefühl dafür
verloren, dass sie mehr ver-

decken als klar machen. Was sagt denn „Wan-
derer“, so würde ich Migrant übersetzten, über
den Menschen dahinter aus? Kommt er zu uns,
um zu arbeiten und auf Dauer hier zu bleiben?
Will er nur ein paar Jahre hier sein, um zu stu-
dieren, einen Job in seiner Firma zu erledigen
oder hier zu lehren? Sucht er vorübergehend
Schutz vor Verfolgung in seiner Heimat? Ist er
ein Deutscher und kommt uns nur deshalb als
Fremder vor, weil seine Familie jahrzehntelang
in der Sowjetunion stigmatisiert und russifiziert
wurde?

Nein, jeder hat ein anderes Schicksal und je-
der braucht in anderer Weise Rat, Hilfe und Un-
terstützung. Wenn der Integrationsgipfel hier
langfristige Impulse setzen würde, die örtlichen
Initiativen und Einrichtungen auf kommunaler
Ebene zu stärken, dann wäre für die Integrati-
on wirklich etwas gewonnen. Mehr jedenfalls
als durch arrogant auftretende Berufs-Migran-
ten, die in bester Funktionärsmanier allerlei
Forderungen an die deutsche Bevölkerung stel-
len, wie wir unser Leben und unsere Gesell-
schaft zu ändern hätten. Solchen Kindern sollte
man die Streichhölzer wegnehmen.

Mein Chef, der Bürgermeister, wird jedenfalls
an seiner Linie festhalten. Jeder, der zu uns
kommt, ist eine Bereicherung für uns. Er bringt
seine Traditionen, eigenen Sichtweisen und Er-
fahrungen mit, von denen wir lernen können.
Alle sollen sich hier entfalten, verwirklichen
und wohlfühlen können. Aber den Takt gibt die
Mehrheit vor, die alle gerne zum Mitmachen
einlädt. Der kurze Nenner, auf den dies schon
der griechische Theaterdichter Menander vor
2500 Jahren gebracht hat, steht auf dem heuti-
gen Kalenderblatt: „Kein Mensch ist mir
fremd, wenn er tüchtig ist.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Den Takt gibt
die Mehrheit vor

… Kommunale Fachverfahren
■ Einwohnermeldewesen
■ Finanzwesen, NKF
■ Gewerbewesen
■ Friedhofswesen
■ Dokumentenverwaltung
■ Sitzungsdienst
■ Wahlauswertung

… Service + Support
■ IT-Dienstleistung
■ Installations-Service
■ Schulungskonzepte
■ Betreuungskonzepte
■ Fachhotline

… Online-Services
■ Rathaus Service Portal
■ Transportplattform komuna.NET

komuna GmbH
EDV-Beratung
Wallerstraße 2
84032 Altdorf
Tel. 0871/97 38 5-0
Fax 0871/97 38 5-600
E-Mail: info@komuna.de

w w w . k o m u n a . d e

Wir sind der Partner für …

komuna Kunden Forum 2006:

Ein unschlagbarer Service
Mit über 350 Teilnehmern war das inzwischen traditionelle ko-
muna Kunden Forum auch 2006 wieder ein voller Erfolg. Den
Schwerpunkt der heuer viertägigen Veranstaltung bildeten ak-
tuelle Sachthemen, beleuchtet von hochkarätigen Referenten.

Tag 1 und 2 standen dabei
ganz im Zeichen des Pass- und
Einwohnerwesens. Neben Vor-
trägen der Bundesdruckerei
zum neuen Pass- und Ausweis-
wesen und der Präsentation von
Thomas Oelfke,  PSI GmbH,
zum europäischen Projekt RI-
SER für Melderegisterauskünf-
te sorgten vor allem aktuelle
Produktinformationen für Auf-
sehen.

Neue Funktion

Das allseits beliebte Rathaus
Service-Portal erfährt nun durch
die Optimierung der Melderegi-
sterauskünfte eine weitere Ver-
besserung. Neben der Online-
Melderegisterauskunft für Ein-
malbenutzer und -bezahler so-
wie der bereits länger existie-
renden Onlinelösung für regio-
nale Poweruser präsentierten
die komuna-Mitarbeiter auch
die neue Funktion „Automati-
sche Sammelauskunft“. Dabei
werden die Auskunftsanfragen
von Power-Usern in Massenda-
teien automatisch abgearbeitet.
Nur zweifelhafte Fälle müssen
vom Sachbearbeiter gesichtet
und halbautomatisch verarbeitet
werden. Angelika Hitzlsperger
von der Gemeinde Poing be-

richtete über die praktischen Er-
fahrungen mit dem Rathaus
Service-Portal. 

Tag 3 und 4 standen wieder-
um im Zeichen des kommuna-
len Finanzwesens und dabei vor
allem des Neuen kommunalen
Finanzwesens. Als Referenten
konnten Holger Meidel vom
Bayerischen Kommunalen Prü-
fungsverband und der Praktiker
Michael Frerking, Leiter Wirt-
schaft und Finanzen der Ge-
meinde Isernhagen bei Hanno-
ver, gewonnen werden. Christof
Endreß, Leiter Finanzen bei der

VG Hörnergruppe, zeigte
„aus der Praxis für die Praxis“
seinen GmbH-Abschluss aus
der Software CIP-Kommunal /
KD. Wolfgang Kremer, C.I.P.,
stellte die Produktentwick-
lungsaspekte auf dem Weg zur
kommunalen Doppik vor. 

Alternatives Programm

An allen vier Tagen wurde im
zweiten Schulungsraum der 
komuna ein zum jeweiligen 
Tagesthema alternatives Pro-
gramm angeboten. Besonderes
Interesse fanden dabei die Vor-
träge zum Thema Netzwerkpla-
nung und  -sicherheit sowie zu
Voice over IP. Mit der prakti-

schen Vorführung von Voice
over IP scheint nun auch in den
Kommunen das Thema Integra-
tion der Kommunikations- und
Informationstechnologie  inter-
essant zu werden. Anhand von
Praxisbeispielen der Referenten
der Swyx AG erkannten die
Zuhörer schnell das riesige 
Potential an finanziellen Ein-
sparungen und technischen In-
novationen, die zu mehr Kom-
fort, Flexibilität und damit auch
zu mehr Bürgerfreundlichkeit
führen. 

Zufriedene Kunden

Das Lob der Kunden war ko-
muna zum Abschluss des Fo-
rums gewiss. Eine zufriedene
Besucherin meinte: „Es waren
sehr informative Tage. Genau
das sehe ich als Stärke der ko-
muna: dem Kunden nicht ihr
Produkt zu verkaufen, sondern
auch das rechtliche und techni-
sche Umfeld mit in die Überle-
gungen einzubeziehen. Man
bekommt wichtige Anregungen
mit auf den Weg und wird nicht
zur unpassenden Zeit mit Infos
überfüllt. Ein großer Dank - der
Service ist einfach unschlag-
bar.“

Hinweis: Einen ausführlichen
Bericht über das Kunden Forum
wird die GZ in Ausgabe 18 ver-
öffentlichen. DK

Bei der Verleihung des Grundzertifikats zum „audit berufundfamilie“ (v. l.): Peter Hurler,
Landratsamt Dillingen a.d.Donau, Bundeswirtschaftsminister Michael Glos, Meinrad Gackow-
ski, Landratsamt Günzburg, Bundesfamilienministerin Ursula von der Leyen, Stefan Rößle,
Landrat des Landkreises Donau-Ries.

auch den Bedarf an einer Kin-
derbetreuung zu ermitteln. Land-
rat Stefan Rößle hofft, dass
durch das audit die ökonomi-
schen und betrieblichen Vorteile
einer familienfreundlichen Per-
sonalpolitik in den Vordergrund
gestellt werden. 

Strukturen ausbauen

Im Landkreis Günzburg will
Landrat Hubert Hafner durch
das Audit die bereits vorhande-
nen familienfreundlichen Struk-
turen stärken und Maßnahmen,
die der Vereinbarkeit von Beruf
und Familie dienen, weiter aus-
bauen. Unter anderem ist die

Einführung eines Familienpor-
tals in den nächsten Monaten
als aus dem Audit resultierende
Maßnahme geplant, mit geziel-
ten Angeboten für die Beschäf-
tigten. Ebenso wird ein Patensy-
stem zur Wiedereingliederung
nach Elternzeit für Mütter bzw.
Väter in Zusammenhang mit ei-
nem Leitfaden für Berufsrück-
kehrer/innen eingeführt. 

Die Landräte Leo Schrell,
Stefan Rößle und Hubert Haf-
ner haben darüber hinaus ein
konkretes gemeinsames Ziel
formuliert. So soll die Auditie-
rung der drei Landkreisverwal-
tungen für die Unternehmen der
freien Wirtschaft in den drei

Landkreisen einen Impuls ge-
ben, eine Auditierung ihrer Un-
ternehmen in Betracht zu zie-
hen, da sich familienfreundliche
Personalpolitik aus betriebs-
wirtschaftlicher Sicht nachweis-
lich rechnet. So könnten durch
familienfreundliche Maßnah-
men Kosten, die durch Fluktua-
tion, Fehlzeiten und eine länge-
re Arbeitspause bis zum Wie-
dereinstieg in den Arbeitspro-
zess in der Regel entstünden,
gesenkt oder sogar ganz ver-
mieden werden. Nähere Infor-
mationen zum audit sind über
die Homepage der berufundfa-
milie gGmbH www.beruf-und-
familie.de erhältlich.

Verleihung des Grundzertifikats zum „audit berufundfamilie“:

Gütesiegel für Familienbewusstsein
Als positives Signal für mehr Familienfreundlichkeit in der Re-
gion wertet Landrat Leo Schrell als Vorsitzender des Regional-
entwicklungsvereins „Donautal-Aktiv“ die Verleihung des
Grundzertifikats zum „audit berufundfamilie“ an die Verwal-
tungen der drei Landkreise Dillingen a. d. Donau, Donau-Ries
und Günzburg.

Die drei Landkreise haben
sich bereits im vergangenen
Jahr zur einer verstärkten Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet
der Wirtschaftsförderung ent-
schlossen, die unter anderem in
gemeinsamen Projekten zum
Tragen kommen soll. Im Rah-
men eines von „Donautal-Ak-
tiv“ geförderten Projektes un-
terzogen sich die drei Land-
kreisverwaltungen zu Beginn
des Jahres der Auditierung, mit
dem Ziel, Maßnahmen für ihre
Verwaltungen zu entwickeln,
die die Vereinbarkeit von Beruf
und Familie fördern und zu-
gleich Motivation und Zufrie-
denheit der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter steigern.

Mitte Juni verliehen Bundes-
familienministerin Ursula von
der Leyen und Bundeswirt-
schaftsminister Michael Glos in
Berlin im Rahmen eines Festak-
tes an insgesamt 141 Unterneh-
men, Institutionen und Hoch-
schulen, darunter auch die drei
schwäbischen Landkreise, das

Grundzertifikat zum „audit be-
rufundfamilie“, eine Initiative
der gemeinnützigen Hertie-Stif-
tung, und würdigten dabei das
Engagement für eine familien-
bewusste Arbeitswelt.

Ökonomische Interessen

Bundesfamilienministerin von
der Leyen erklärte beim Festakt
in Berlin, dass familienbewus-
ste Unternehmen Vorreiter sei-
en, da sie mehr motivierte und
leistungsfähige Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter hätten.
Bundeswirtschaftsminister Glos
betonte, dass hinter einer famili-
enfreundlichen Unternehmens-
politik handfeste ökonomische
Interessen stünden. 

Das „audit berufundfamilie“
ist ein strategisches Manage-
mentinstrument, das Arbeitge-
ber darin unterstützt, Unterneh-
mensziele und Mitarbeiterinter-
essen in eine tragfähige, wirt-
schaftlich attraktive Balance zu
bringen. Zertifikate zum „audit

berufundfamilie“ werden seit
1999 von der berufundfamilie
gGmbH vergeben. Seither ha-
ben mehr als 280 Unternehmen,
Institutionen und Hochschulen
mit mehr als 550.000 Beschäf-
tigten das audit durchlaufen.

Dr. Michael Endres, Vorstands-
vorsitzender der Gemeinnützigen
Hertie-Stiftung weist darauf hin,
dass das audit zu einem Gütesie-
gel für Familienbewusstsein in
Unternehmen geworden sei.

Innerhalb der nächsten drei
Jahre sind die drei Landkreisver-
waltungen nun aufgefordert, die
der Zertifizierung zu Grunde lie-
genden Zielvereinbarungen nach
Möglichkeit umzusetzen. Landrat
Leo Schrell sieht für den Land-
kreis Dillingen einen Schwer-
punkt darin, die Familienfreund-
lichkeit in der Öffentlichkeit stär-
ker zu verankern und begrüßt
deshalb die Zielsetzung der
Gründung eines Lokalen Bünd-
nisses für Familie unter Einbe-
ziehung aller gesellschaftlichen
Gruppierungen im Landkreis. 

Der Landkreis Donau-Ries hat
sich unter anderem zum Ziel ge-
setzt, ein neues Informations-
angebot für die Pflege älterer
und behinderter Angehöriger 
der Mitarbeiter einzuführen und
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Winterdienst · Schneeräum-
geräte · Streumaschinen

Aussenmöblierung

Fahrradabstellanlagen

Wartehallen/Außenmöblierungen

Wasserzähler

Friedhofsbedarf,
Totenkühlgeräte

Kehrmaschinen,
selbstaufnehmende

Schacht-Ausrüstungen

GZ
Absperrpfosten

Ankauf / Briefmarken

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

Fahnenmasten/Fahnen

KOMPAN GmbH
Raiffeisenstraße 11 . 24941 Flensburg
Tel.: +49 461 77306-0 . Fax: +49 461 77306-35
E-Mail: kompan.gmbh@kompan.com
www.kompan.com

Spiel-, Sport- und
Freizeitanlagen

Max-Eyth-Straße 31/1 · 71364 WINNENDEN
Telefon 0 71 95 / 69 33 00 · Fax 0 71 95 / 69 33 33
w w w . b e c k - a u s s e n m o e b l i e r u n g . d e

• Abfallbehälter
• Absperrpfosten
• Fahrradständer
• Sitzbänke u.a.

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Streuautomaten und Schnee-
pflüge für den Winterdienst

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger
Fax: (02773)82218 · Telefon: (02773)82256+82224

Kommunal- und Winterdienst-Technik
W. Gmeiner GmbH & Co. KG

Bgm.-Knoll-Straße 26 · D-92245 Kümmersbruck/Amberg
Tel.: ++49(0)9621/7685-0 · Fax ++49(0)9621/7685-49
E-Mail: info@gmeiner-online.de · www.gmeiner-online.de

®

Inserieren bringt Erfolg!
www.bayerische-gemeindezeitung.de

Abzeichen

Fahnen

Masten

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

Briefmarkenverkauf ist
Vertrauenssache

Briefmarkenauktionshaus Schulz
Frauentorgraben 73, 90443 Nürnberg, Telefon 0911/2406870

Spiel-, Sportgeräte +
Skateanlagen

Kindergarteneinrichtungen

Sportgeräte

Weihnachtsbeleuchtung

dekoration
+ werbung

vertragshandel für

w e i h n a c h t s b e l e u c h t u n g
+ f e s t - i l l u m i n a t i o n e n

p o s t f a c h 1 1 4 1
90519 oberasbach
ruf nürnberg 0911 /693965

telefax 0911 /695963
email: deko-jochum@t-online.de
internet: www.deko-jochum.de

Papierkörbe

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Düngstruper Straße 46 · 27793 Wildeshausen
Telefon: +49(0)4431/935549 · Telefax: +49(0)4431/935588
E-Mail: info@iut-umwelttechnik.de · www.iut-umwelttechnik.de
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Umwelt
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EIN GESCHÄFTSBEREICH DER HYDROTEC TECHNOLOGIES AG

Vorschau auf GZ 15/16
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 15/16, die am 3. August
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:

Wasserversorgung Wasserentsorgung
Kommunale Baupolitik
Kommunale Museen

Nachträgliches Geburtstagsgeschenk
für Landrat Dr. Karl Vogele

Landrat Dr. Karl Vogele (rechts) feierte am 29. Juni seinen
66. Geburtstag. Jetzt konnte er sich über ein nachträgliches
Geburtstagsgeschenk seines Stellvertreters und Landtagsab-
geordneten Max Strehle freuen. Strehle überreichte Vogele
ein Sitzungskissen, das folgenden Spruch vom Münchner Hei-
matdichter Helmut Zöpfl ziert: „Sitzung ogsetzt, highetzt,
abghetzt, se higsetzt, se zsammgsetzt, ausanandergsetzt, d’Ta-
gesordnung festgsetzt, wieder abgsetzt, ersetzt, Kommissionen
eigsetzt, Kommissionen bsetzt, umbsetzt, gschwätzt, nix gsagt,
vertagt, z´letzt neu ogsetzt, vui san zsammakumma, nix ist
rauskumma, Sitzung umma.“ 

Landkreis Fürth:

Geplante Klage gegen
„G 8- Förderbescheide“

Als erste bayerische Gebietskörperschaft: Gerichtliches Pochen
auf Einhaltung des Konnexitätsprinzips

Unabhängig von den neuerlichen Versprechen des Bayerischen
Kultusministers Siegfried Schneider will der Landkreis Fürth
als erster Landkreis in Bayern gegen die „G8-Förderbeschei-
de“ der Bayerischen Staatsregierung klagen.

Um die baulichen Rahmenbe-
dingungen erfüllen zu können,
die durch die Einführung des
achtjährigen Gymnasiums vom
Freistaat vorgegeben wurden,
baut der Landkreis Fürth seine
drei Gymnasien derzeit für 3,132
Millionen Euro um. So müssen
unter anderem Aufenthaltsräu-
me, neue Fachräume oder auch
Schulküchen realisiert werden.
„Zwischen diesen Investitionen
und der verfassungsmäßig ga-
rantierten staatlichen Förder-
summe klafft aber eine große
Lücke“, stellt die Landrätin fest.
Die Differenz beträgt rund eine
halbe Million Euro. 

Vage Aussagen

In einem Schreiben, das bei
den Gebietskörperschaften ein-
gegangen ist, stellt Minister
Siegfried Schneider zwar in
Aussicht, dass neue Zweitbe-
scheide erlassen werden sollen
und bittet darum, von Klagen ab-
zusehen. „Die Aussagen sind

aber nur sehr vage“, so Dr. Ga-
briele Pauli. Es würden auch kei-
ne konkreten Summen genannt.
Der Landkreis Fürth könne es
sich nicht leisten, abzuwarten,
welche Zahlen am Ende heraus-
kommen. Denn: Am 18. August
2006 läuft der Zeitraum ab, in
dem eine Klage gegen die im
Vorjahr erlassenen Bescheide
möglich ist. „Lassen wir diese
Frist verstreichen, müssten wir
später ja alles abnicken, was aus
München kommt. Das werden
wir sicher nicht tun“, stellt die
Landrätin klar. 

Idee des Freistaats

„Immerhin ist das G 8 keine
Idee von uns, sondern vom Frei-
staat. Und es gilt nun einmal das
Prinzip: Wer bestellt, muss auch
bezahlen“ zitiert Dr. Gabriele
Pauli das von der Staatsregie-
rung selbst in einer Pressemittei-
lung vor drei Jahren ausgegebe-
ne Motto. Dieses so genannte
Konnexitätsprinzip sei schließ-

lich auch in der Bayerischen Ver-
fassung festgeschrieben. Das
Prinzip besagt: Wenn der Frei-
staat den Gemeinden, Landkrei-
sen oder Bezirken neue Aufga-
ben oder Verpflichtungen aufer-
legt, hat er für die Deckung der
damit verbundenen Kosten zu
sorgen, notfalls für die Mehrbela-
stung einen entsprechenden fi-
nanziellen Ausgleich zu schaffen. 

Vom Wert des Wortes

Aus Sicht der Kommunen be-
steht damit ein Anspruch auf
Vollkostenersatz. Für die Land-
rätin sind die Förderbescheide,
die nur einen Teil der G8-Inve-
stitionen abdecken, daher ein
klarer Bruch dieses Verfassungs-
Grundsatzes. 

„Was ist das Wort eines Mini-
sters wert, wenn offenbar schon
die Bayerische Verfassung nichts
zählt“, kritisiert Dr. Gabriele Pau-
li. Die Landrätin geht davon aus,
dass auch die anderen Landkreise
in Mittelfranken den gerichtli-
chen Weg einschlagen werden.

Den Vorwurf aus München,
die Landkreise und Städte hätten
das G8 dazu genutzt, auch

unnötige Um- und Anbauten auf
Kosten des Freistaates zu reali-
sieren, lässt Dr. Gabriele Pauli
keinesfalls gelten: „Wir haben
nur das wirklich Nötigste umge-
setzt und keine goldenen Türklin-
ken eingebaut.“ Das wurde dem
Landkreis Fürth übrigens auch
schriftlich vom Kommunalen Prü-
fungsverband und damit von abso-
lut unabhängiger Seite im Rahmen
einer Überprüfung bestätigt. Um
so unverständlicher sei es, dass der
Freistaat die notwendigen Förder-
mittel einbehalten will.

Dem Landkreis Fürth bleibt
dabei kein anderer Weg als der
gerichtliche. In Mittelfranken
wurde probeweise das Wider-
spruchs-Verfahren abgeschafft.
Was für die Bürgerinnen und
Bürger Mittelfrankens gilt, trifft
auch für Gebietskörperschaften
zu: Gegen Verwaltungsentschei-
dungen kann kein Widerspruch
mehr einlegt werden. Somit
bleibt in Mittelfranken nur der
Weg zu Gericht . 

Stichtag 18. August

Im Falle der G8-Förderbe-
scheide läuft diese Möglichkeit
für den Landkreis Fürth am 18.
August 2006 ab. „Sollten wir
bis dahin keine neuen Beschei-
de bekommen, werden wir kla-
gen“, steht für die Landrätin
fest. Dies hat sie bereits beim
Bezirksparteitag der CSU, beim
Besuch von Innenstaatssekretär
Georg Schmid in Zirndorf  so-
wie bei der Sitzung des Land-
kreistagspräsidiums ausdrück-
lich betont.


